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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter MMag. Dr. Bernhard MACALKA als 

Einzelrichter über die Beschwerde von XXXX , geb. am XXXX , StA. Afghanistan, gegen den 

Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 17.06.2016, Zahl 

1052537810/150214385/BMI-BFA_SBG_AST_01_TEAM_03, nach Durchführung einer 

mündlichen Verhandlung am 20.02.2020, zu Recht: 

A) 

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen. 

B)   

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

:E N T S C H E I D U N G S G R Ü N D E 

I. Verfahrensgang: 

1. Der Beschwerdeführer (BF) stellte nach unrechtmäßiger Einreise in das österreichische 

Bundesgebiet am 26.02.2015 den gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz gemäß 
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§ 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100/2005 idF 

BGBl. I Nr. 24/2016BF. 

2. Bei der mit einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes durchgeführten Erstbefragung 

des Beschwerdeführers führte dieser zu seinem Fluchtgrund befragt zusammenfassend aus, 

dass in seinem Heimatgebiet vor längerer Zeit eine Feindschaft zwischen zwei Stämmen 

vorherrschend gewesen sei, die jedoch nach einiger Zeit beigelegt worden sei. Er habe sich in 

ein Mädchen aus dem ursprünglich verfeindeten Stamm verliebt und mit diesem eine 

Beziehung begonnen. Da jedoch die Eltern gegen diese Heirat gewesen seien und seine 

Freundin einen anderen Mann heiraten hätte sollen, habe sie Selbstmord begangen. Ihre 

Familie habe nach ihrem Tod Rachepläne geschmiedet, weshalb der BF das Land verlassen 

habe müssen.  

3. Am 21.04.2016 wurde der Beschwerdeführer vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und 

Asyl (im Folgenden: "BFA" genannt), im Asylverfahren niederschriftlich einvernommen. Dabei 

führte er zusammenfassend aus, dass er in Afghanistan zuletzt in Kabul wohnhaft gewesen sei 

und seine Familie nach wie vor dort aufhältig sei. Befragt, ob er nach wie vor Kontakt mit 

seinen Familienangehörigen habe, entgegnete der BF, dass er lediglich alle zwei Monate zu 

seinem Bruder Kontakt habe. Er habe im Herkunftsstaat mit seinen Eltern, seinen zwei 

Brüdern und seinen vier Schwestern im Eigentumshaus seines Vaters gewohnt. Zur Frage, ob 

es noch weitere Verwandte in Kabul gebe, erklärte der BF, dass ein Onkel väterlicherseits und 

ein Onkel mütterlicherseits in Kabul wohnhaft seien. Die Frage, ob seine Familie ebenfalls 

ausreisen wolle, wurde vom BF verneint.  

Zum Fluchtgrund befragt, führte der BF aus, dass er bei einem Kurs für eine Aufnahmeprüfung 

an der Universität ein Mädchen kennengelernt und mit diesem zwei Jahre lang eine Beziehung 

geführt habe. Für ihn sei jedoch eine andere Ehepartnerin vorgesehen gewesen, weshalb er 

bei der Familie des Mädchens um ihre Hand angehalten habe. Da jedoch die Großeltern beider 

Familien verfeindet seien, habe sie einer Eheschließung nicht zugestimmt. In weiterer Folge 

habe der BF den Kontakt zu dem Mädchen jedoch aufrechterhalten, obwohl auch seine Eltern 

einer Heirat nicht eingewilligt hätten. Der BF sei von seinem Vater beschimpft und geschlagen, 

da er ihn zwecks notwendiger Trauung aufgrund des vorangegangenen Geschlechtsverkehrs 

mit dem Mädchen unter Druck gesetzt habe. Der BF habe sich an einen Freund gewandt und 

seiner Freundin über die Ereignisse berichtet und ihr einige Tage später geraten, ihren 

Müttern über ihr sexuelles Verhältnis zu erzählen, was diese jedoch abgelehnt habe. 

Anschließend hätten sie zwei Fluchtversuche unternommen, die gescheitert seien und 

daraufhin ihre Mütter über ihre Beziehung unterrichtet. Seine Mutter habe den BF beschimpft 
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und ihn auf das Verbot des vorehelichen Geschlechtsverkehrs nach islamischen Grundsätzen 

hingewiesen. Nach dem Gespräch mit ihrer Mutter habe der BF seine Freundin nicht mehr 

erreichen können und von ihrem Bruder erfahren, dass sie tot sei. Der Vater des Mädchens 

habe dem Vater des BF in weiterer Folge die Tötung des BF angedroht.  In einem Brief sei von 

seinem Vater die Erlaubnis der Tötung des BF festgehalten worden. Auf Nachfrage, wo das 

Original des Briefes sei, führte der BF aus, dass dieses entweder bei seiner Familie oder der 

Familie des Mädchens sei. Befragt, woher sein Bruder das Original des Drohbriefes besitze, 

erklärte der BF, dass er dies nicht wisse und davon ausgehe, dass sein Bruder lediglich eine 

Kopie des Dokumentes habe. Zur Frage, wer das Dokument unterschrieben habe, nannte der 

BF sechs Namen, unter anderem auch seinen Vater und seinen Bruder. Auf die Frage, wie 

lange er nach dem Vorfall beim Freund gewohnt habe, entgegnete der BF, dass er dort 

ungefähr vier oder fünf Tage geblieben sei. Eine Bedrohung gegen ihn sei nur mittels Brief 

erfolgt. Auf Vorhalt, wieso auch jener Bruder, mit dem er nach wie vor in Kontakt stehe, den 

Drohbrief unterschrieben habe, brachte der BF vor, dass er dies nicht wisse. Dieser genannte 

Bruder sei erst 14 Jahre alt.  

Zur Frage, welche Schulausbildung und Berufsausbildung er genossen habe, führte der BF aus, 

dass er 11 Jahren Schulbildung als Automechaniker tätig gewesen sei. Die Frage, ob er im Falle 

einer Rückkehr bei seiner Familie unterkommen könnte, wurde vom BF verneint, da der Onkel 

des Mädchens äußerst mächtig sei und ihn töten würde. Auf Nachfrage, wovon seine Familie 

in Afghanistan leben würde, gab der BF an, dass sein Vater für die Familie sorge.  

Zu seinen Lebensumständen in Österreich befragt, gab der BF an, dass er kein Mitglied in 

einem Verein sei und nur Fußball spiele. Die Fragen, ob er in Österreich bereits Probleme mit 

Behörden, Polizei, Gericht oder anderen Institutionen gehabt habe, wurden vom BF verneint.  

Er sei auch nicht politisch aktiv und gehöre weder politischen Organisationen noch einer Partei 

an. Die Fragen, ob er in Afghanistan jemals eine Verfolgung seiner Person aufgrund seiner 

Religionszugehörigkeit als Tadschike oder seiner Religionszugehörigkeit als sunnitischer 

Moslem gehabt habe, wurden ebenfalls allesamt verneint. Er habe weder mit Behörden, der 

Polizei oder Gerichten Probleme gehabt und sei gesund. Neben den genannten Personen habe 

er auch mit keinen weiteren privaten Personengruppen Schwierigkeiten oder Probleme 

gehabt.  

4. Mit dem angefochtenen Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl wurde der 

Antrag des Beschwerdeführers auf internationalen Schutz gemäß § 3 Abs. 1 iVm. § 2 Abs. 1 Z 

13 AsylG bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) und 

gemäß § 8 Abs. 1 iVm. § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär 
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Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan (Spruchpunkt II.) 

abgewiesen. Dem Beschwerdeführer wurde gemäß §§ 57 AsylG ein Aufenthaltstitel aus 

berücksichtigungswürdigen Gründen nicht erteilt. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm § 9 BFA-

VG wurde gegen ihn eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen und 

weiters gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die Abschiebung des Beschwerdeführers 

gemäß § 46 FPG nach Afghanistan zulässig sei. Weiters wurde innerhalb des Spruches 

ausgeführt, dass die Frist für die freiwillige Ausreise des Beschwerdeführers gemäß § 55 Abs. 

1 bis 3 FPG zwei Wochen ab Rechtskraft der Rückkehrentscheidung betrage. 

Zusammenfassend führte das BFA aus, dass der BF die Kopie eines handschriftlichen 

Drohbriefes vorgebracht habe, in dem verkürzt und vereinfacht gestanden sei, dass sein Vater 

ihn aus dem Haus geworfen habe und nicht mehr wisse, wo er zu finden sei. Er gebe auch an, 

dass er den BF an den Vater von „ XXXX “ übergeben werde, falls er ihn finde. An der Echtheit 

dieses Schriftstückes würden erhebliche Zweifel bestehen, da der Stempel und die 

Unterschrift getrennt seien und sich dieser normalerweise immer teilweise über dem Stempel 

sei. Zudem sei eine behördliche Legitimation des Schriftstückes auszuschließen, da er den 

Vorfall laut eigenen Angaben nie angezeigt habe und eine solche Anzeige auch nicht von 

anderen Akteuren erfolgt sei. Da Bundesamt gehe davon aus, dass es sich um ein sogenanntes 

Gefälligkeitsschreiben handle, um seinen Ausreisegrund zu untermauern. Der BF habe deshalb 

angegeben, nicht mehr in Kabul leben zu können. Der BF habe eine Arbeit als Mechaniker in 

einer Autowerkstatt in Mazar-e Sharif gehabt und dort für zwei Jahre gelebt und gearbeitet. 

Da seine schulische Ausbildung eigenen Aussagen des BF im 11. Jahr geendet habe, sei er 

anschließend nur noch Automechaniker in Mazar e-Sharif gewesen. In dieser Zeit sei der BF 

bei der Arbeit in Mazar e-Sharif nicht bedroht worden. Durch seine Aussagen, die nervösen 

und aggressiven Reaktionen auf die genauen Hintergründe sowie seine widersprüchlichen 

Aussagen sei der BF gegenüber dem Bundesamt unglaubwürdig. Der BF habe ansonsten keine 

Bedrohung durch andere dargebracht. Aufgrund seiner Volljährigkeit seien auch allfällige, aus 

dem Lebensalter resultierende soziale und wirtschaftliche Benachteiligungen auszuschließen. 

Die Familie des BF lebe derzeit in Kabul. Auch wenn es dem BF aufgrund verschiedener 

Faktoren nicht möglich sei, nach Kabul zurückzukehren, habe er die Möglichkeit, nach Mazar 

e-Sharif zu gehen. Der BF habe einen Freund mit einer Autowerkstatt in Mazar e-Sharif und 

der BF sei dort untergekommen. Da er dort nach eigenen Angaben für mindestens zwei Jahre 

beschäftigt gewesen sei und vor der Ausreise untergekommen sei, werde angenommen, dass 

er wieder bei seinem Freund unterkommen könne.  

6. Gegen den oben genannten Bescheid richtet sich die erhobene Beschwerde, welche 

fristgerecht beim BFA einlangte. In dieser wird zusammenfassend insbesondere ausgeführt, 
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dass die im angefochtenen Bescheid getroffenen Länderfeststellungen unvollständig seien. Sie 

würden zwar allgemeine Aussagen über Afghanistan beinhalten, würden sich jedoch kaum mit 

dem konkreten Fluchtvorbringen des BF befassen und seien dadurch als Begründung zur 

Abweisung eines Antrages auf internationalen Schutz unzureichend. Die belangte Behörde 

habe es zur Gänze unterlassen, sich mit der für den BF zu erwartenden Tötung durch die 

Familie seiner Freundin bzw. durch Dschihadisten oder der Todesstrafe durch staatliche 

Organe auseinanderzusetzen. Die Behörde habe ihre Ermittlungspflicht also nicht voll 

wahrgenommen und das Verfahren mit groben Mängeln belastet. Aufgrund des mangelhaften 

Ermittlungsverfahrens habe das BFA jedenfalls eine solche ganzheitliche Würdigung des 

individuellen Vorbringens nicht vorgenommen. Die belangte Behörde habe die vermeintliche 

Unglaubwürdigkeit des BF auf vermeintliche Widersprüche in seinen Angaben gestützt. Bei 

näherer Auseinandersetzung mit dem Fluchtvorbringen des BF hätten sich diese 

Widersprüche jedoch leicht auflösen lassen. Die belangte Behörde habe zudem auch keine 

Untersuchungen angestellt, um die Echtheit des vorgelegten Briefes zu überprüfen. Die 

erstinstanzliche Behörde habe das Verfahren nach mangelhaftem Ermittlungsverfahren 

zusätzlich mit einer mangelhaften Beweiswürdigung und Begründung belastet. Dem BF stehe 

entgegen der Ansicht des BFA keine innerstaatliche Fluchtalternative offen, da die Verfolgung 

auch vom Staat ausgehe.  Der BF habe in Mazar e-Sharif nie gelebt und wie die belangte 

Behörde zu der Feststellung komme, er habe dort zwei Jahre gearbeitet, entbehre jeder 

Grundlage. Der Spruchpunkt I sei aufgrund von erheblichen Verfahrensfehlern und einer 

unrichtigen Rechtsanwendung erlassen und sei daher unzulässig. Das Ermittlungsverfahren 

der Behörde sei mangelhaft gewesen, da der im Hinblick auf die Erlassung einer 

Rückkehrentscheidung entscheidungswesentliche Sachverhalt nicht erhoben worden sei. Das 

BFA habe insbesondere unterlassen, Ermittlungen zum bestehenden Familienleben des BF in 

Österreich anzustellen. Der angefochtene Bescheid sei inhaltlich rechtswidrig, weil die 

belangte Behörde verkannt habe, dass der BF durch eine Rückkehrentscheidung in seinen 

Rechten nach Art. 8 EMRK verletzt werde. Die belangte Behörde habe eine mangelhafte 

Interessensabwägung vorgenommen und sei daher zu Unrecht zu dem Schluss gelangt, dass 

die Verhängung der Rückkehrentscheidung zulässig wäre. Beantragt wurde die Durchführung 

einer mündlichen Verhandlung.  

7. Die gegenständliche Beschwerde und die bezughabenden Verwaltungsakten wurden dem 

Bundesverwaltungsgericht am 06.07.2016, beim BVwG am 15.07.2016 eingelangt, vom BFA 

vorgelegt. 

8. Das Bundesverwaltungsgericht führte am 20.02.2020 in Anwesenheit eines Dolmetschers 

für die Sprache Dari/Farsi und im Beisein des Rechtsvertreters des Beschwerdeführers eine 
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öffentliche mündliche Verhandlung durch, in der der Beschwerdeführer ausführlich zu seinen 

persönlichen Umständen und seinen Fluchtgründen befragt wurde.  

Auf die Frage, wo er konkret vor seiner Ausreise in Afghanistan gewohnt habe, erklärte der 

BF, dass er der Tag seiner Reise von Mazar e-Sharif begonnen habe, aber in Kabul gelebt habe 

und dort auch aufgewachsen sei. Befragt, ob sich seine Familie in Afghanistan aufhalte, 

entgegnete der BF, dass seine gesamten Familienmitglieder in Afghanistan wohnhaft seien, er 

mit diesen jedoch nicht in Kontakt stehe. Auf Vorhalt, wieso er mit seinem Bruder keinen 

Kontakt mehr habe, obwohl er mit diesem zum Zeitpunkt der niederschriftlichen Einvernahme 

in Kontakt gestanden sei, brachte der BF vor, dass dieser damals noch zu jung gewesen sei, 

um die genauen Umstände seiner Flucht bezüglich seiner Affäre zu erfahren.  Überdies habe 

sein Bruder auch jenen Brief bzw. Vertrag unterzeichnet, der seine Tötung erlaube. Zum 

weiteren Vorhalt, dass es keinen Sinn ergebe, dass er ihm zuerst einen Vertrag übermittle und 

dann mit ihm den Kontakt abbreche, replizierte der BF, dass sein Bruder Angst gehabt habe, 

dass er und die anderen Familienmitglieder geschädigt werden würden. Auf die Frage, 

weshalb er ihm dieses Schriftstück zukommen habe lassen, gab der BF an, dass er zu diesem 

Zeitpunkt mit seinem Bruder in Kontakt gestanden sei. Auf Wiederholung der Frage, 

entgegnete der BF, dass ihn sein Bruder über seinen Ausschluss seitens der Familie informiert 

habe. Befragt, wovon seine Familie in Afghanistan ihren Lebensunterhalt bestreite, führte der 

BF aus, dass seine Brüder im Zeitpunkt seiner Ausreise noch zur Schule gegangen seien. 

Derzeit wisse er nichts über deren konkrete Erwerbstätigkeit, sein Vater sei 

Staatsbediensteter gewesen und habe monatlich zwischen 13.000 und 15.000 Afghani 

verdient. Er selbst sei vor seiner Ausreise zur Schule gegangen und sei ungefähr fünf Jahre 

Inhaber einer Autoreparatur Werkstatt gewesen. Der Verdienst sei je nach Auftragslage 

zwischen 10.000 und 20.000 Afghani im Monat gewesen.  

Zum Fluchtgrund befragt, führte der BF aus, dass er in Afghanistan sowohl als Automechaniker 

als auch als Schüler tätig gewesen sei. Im Rahmen eines Kurses, der als Vorbereitung für die 

Vorprüfung an einer Universität abgehalten worden sei, habe er ein Mädchen namens „ XXXX 

“ kennengelernt und nach einiger Zeit mit dieser geschlafen. In weiterer Folge habe er sich an 

seine Familie gewandt und sie gebeten, seine Freundin ehelichen zu dürfen. Ihm sei jedoch 

nicht bewusst gewesen, dass das Mädchen ebenfalls aus seinem Heimatdorf stamme. Seine 

Mutter habe seinem Vater berichtet, dass sie für den BF zu der Familie seiner Freundin 

gegangen sei und sein Vater habe ihr repliziert, dass mit der besagten Familie des Mädchens 

aufgrund von Grundstücksstreitigkeiten eine langjährige Feindschaft bestehe. Die Mutter des 

BF habe jedoch die Familie erneut besucht, woraufhin sie die Familie seiner Freundin mit der 

besagten Feindschaft konfrontiert habe. Dennoch habe der BF das Verhältnis mit  XXXX 
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aufrechterhalten und zweimal versucht, gemeinsam zu flüchten, was jedoch nicht gelungen 

sei. Letztendlich hätten beide vereinbart, ihren Familien über ihr sexuelles Verhältnis zu 

berichten, um das Einverständnis für ihre Beziehung zu erhalten und ihre Mütter darüber in 

Kenntnis gesetzt. Die Mutter des BF habe seinen Vater ebenfalls informiert, der den BF in 

weiterer Folge geschlagen und aus dem Haus geworfen habe. Die Mutter des Mädchens habe 

ihren Ehemann ebenfalls vom Verhältnis des BF und ihrer Tochter verständigt und diesen 

zudem mitgeteilt, dass diese schwanger wäre. Anschließend sei die Freundin des BF von ihrer 

Familie ermordet worden, die jedoch nach außen hin erklärt hätte, dass diese auf natürliche 

Weise verstorben sei. Nach der Verbannung durch seinen Vater sei der BF nach Mazar e-Sharif 

gefahren und habe dort vom Tod seiner Freundin erfahren. Auf Aufforderung, die Beziehung 

zu dem erwähnten Mädchen näher zu beschreiben, gab der BF zu Protokoll, dass sie sich 

geliebt hätten und zwei Jahre zusammen gewesen seien. Sie hätten sich auch wechselseitig 

beim Lernen unterstützt und beabsichtigt, zu heiraten. Da er bereits eine Autowerkstatt 

gehabt habe, sei es ihm wirtschaftlich gut gegangen, aufgrund der Geschehnisse habe man 

ihn jedoch ermorden wollen. Befragt, wie er mit der Tochter eines Mullahs eine Beziehung 

eingehen habe können, entgegnete der BF, dass es sich bei dem besagten Mädchen um die 

Nichte des Mullahs gehandelt habe, diesen Umstand jedoch zu Beginn nicht gewusst habe. 

Auf Vorhalt, dass nicht verständlich sei, weshalb er nach elf Schuljahren bereits auf die 

Universität gehen könne, entgegnete der BF, dass dieser Kurs eigentlich für das 12. Schuljahr 

vorgesehen gewesen sei, er dieses Vorbereitungsmodul jedoch bereits ein Jahr zuvor 

absolvieren habe wollen. Zur Frage, wie er es zeitlich vereinbaren könne, sowohl 

Automechaniker zu sein, in die Schule zu gehen und sich überdies noch auf die Universität 

vorzubereiten, erklärte der BF, dass er nach seiner Arbeitstätigkeit die Abendschule besucht 

habe und in seiner Werkstatt zudem einen zweiten Teilhaber gehabt habe. Auf die Frage, 

welches Studium er angestrebt habe, entgegnete der BF, dass er Jus und seine Freundin 

Journalismus studieren habe wollen. Befragt, um welchen Kurs es sich bei dem besagten 

Vorbereitungskurs genau handle, replizierte der BF, dass dieser eine Wiederholung des 

Lernstoffes von der siebenten bis zu zwölften Klasse beinhalte. Zum Vorhalt, dass die Familie 

des Mädchens aufgeschlossen sein müsse, wenn sie einer Frau die Möglichkeit gebe, eine 

universitäre Ausbildung zu erhalten und deshalb nicht nachvollziehbar sei, weshalb das 

Mädchen nicht auch ihren Partner frei wählen könne, brachte der BF vor, dass sich eine 

außereheliche sexuelle Beziehung in Afghanistan „Zina“ nenne und diese generell gefährlich 

werden könne. Auf weiteren Vorhalt, weshalb sie nicht heiraten würden, wenn seine Freundin 

sowieso bereits schwanger sei, entgegnete der BF, dass ihre Familie bereits zuvor über die 

Schwangerschaft informiert gewesen sei und sie getötet habe. Befragt, woher er so genau 

wisse, dass sie tatsächlich ermordet worden sei, erwiderte der BF, dass sie jedenfalls nicht 
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krank gewesen sei und sie regelmäßig miteinander telefoniert hätten. Auf die weitere Frage, 

ob er konkrete Belege dafür habe, dass seine Freundin ermordet worden sei, gab der BF an, 

dass er nur ein Schriftstück des Vaters des Mädchens in Vorlage bringen könne. Auf Vorhalt, 

dass er auch bei Zina zur Polizei gehen und Anzeige erstatten könne, führte der BF aus, dass 

der Onkel des Mädchens zum damaligen Zeitpunkt Gouverneur von Kabul gewesen sei und sie 

sich deshalb in einer schwächeren Position befunden hätten. Überdies hätte ihn die Polizei 

wegen der Verletzung der Zina getötet. Auf die weitere Frage, ob er seine Fluchtgeschichte 

durch die Vorlage weiterer Beweise untermauern könne, erklärte der BF, dass er nicht in der 

Lage gewesen sei, diesbezügliche Belege zu erhalten. Nachgefragt, wieso er mit seiner 

Freundin nicht nach Herat oder Kabul gegangen sei, führte der BF an, dass man sie aufgrund 

der Macht ihres Onkels überall gefunden hätte. Sie hätten zwar versucht, die Flucht zu 

ergreifen, dies jedoch nicht geschafft. Zur Frage, wie oft sie sich gesehen hätten und wie lange 

sie in einer Beziehung gewesen seien, replizierte der BF, dass sie zwar nur dreimal 

Geschlechtsverkehr gehabt, sich jedoch jeden Tag im Kurs gesehen hätten. Zum Vorhalt, dass 

nicht nachvollziehbar sei, dass ihre Familien zwar über die Beziehung wüssten und ihnen 

dennoch nicht die Absolvierung des Kurses verbieten würden, entgegnete der BF, dass die 

Familie seiner Freundin erst durch seine Mutter von der Beziehung erfahren habe und in 

weiterer Folge nie wieder den Kurs besucht habe. Auf weiteren Vorhalt, dass er dies zuvor 

nicht angegeben habe, brachte der BF vor, dass die Geschehnisse bereits fünf Jahre 

zurückliegen würden. Zur Frage, wieso ihm zwar die Folgen einer außerehelichen Beziehung 

bewusst gewesen seien und er trotz Feindschaft dennoch eine Beziehung zu dem erwähnten 

Mädchen eingegangen sei, erklärte der BF, dass ihm ihre Familienverhältnisse zu Beginn ihrer 

Beziehung unbekannt gewesen seien und auch nichts über die Position ihres Onkels gewusst 

habe. Jedenfalls habe er nach Bekanntwerden des Verhältnisses eine Eheschließung mit seiner 

Freundin angestrebt.  

Auf Aufforderung, die Umstände zu schildern, wie er vom Tod seiner Freundin erfahren habe, 

führte der BF aus, dass er seiner Freundin gesagt habe, ihre Familie über ihre Beziehung zu 

informieren und anschließend nur mehr in telefonischen Kontakt mit dieser gestanden sei. In 

Mazar habe er einige Zeit später über einen Dorfbewohner vom Tod seiner Freundin erfahren. 

Auf Vorhalt, dass er in Kabul gelebt habe, aber in Mazar vom Tod des Mädchens erfahren 

habe, gab der BF an, dass ihm bereits zuvor die Gefährdung seiner Freundin bewusst gewesen 

sei. Als Automechaniker sei er mit zahlreichen Personen vom Heimatdorf in Kontakt gewesen. 

Auf Nachfrage, wie die Person gewusst habe, dass er mit dem erwähnten Mädchen in einer 

Beziehung gestanden sei, obwohl er diese geheim gehalten habe, erwiderte der BF, dass von 

seiner Beziehung zwar niemand erfahren habe, der Tod des Mädchens jedoch bekannt 
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geworden sei. Die Frage, ob er zum Tod seiner Freundin weitere Ermittlungen angestellt habe, 

wurde vom BF verneint und ausgeführt, dass er sogleich geflohen sei, da es überdies ein 

ethisches Problem aufgrund unterschiedlicher Volksgruppen gegeben habe. Zur weiteren 

Frage, weshalb er keine Ermittlungen angestellt habe, da ihn das Schicksal seiner Freundin 

interessieren hätte müssen und befragt, entgegnete der BF, dass es in Afghanistan kein 

gesetzmäßiges Vorgehen gebe und die Familie des Mädchens eine zentrale Rolle in der 

afghanischen Gesellschaft spiele. In Mazar e-Sharif sei er nicht bedroht worden.  

Auf die Frage, ob er direkt und persönlich bedroht worden sei, gab der BF an, dass er von der 

Familie seiner Freundin sowie seiner eigenen Familie bedroht worden sei. Auf Vorhalt, dass 

nicht nachvollziehbar sei, weshalb ein Schriftstück angefertigt werden sollte, in dem sein Tod 

angedroht werden würde, obwohl eine solche Vorgangsweise auch in Afghanistan strafbar sei, 

brachte der BF vor, dass man in seiner Abwesenheit seinen Bruder töten habe wollen. Sein 

Vater habe der gegnerischen Familie jedoch versichert, den BF verstoßen zu haben. Auf 

Nachfrage, wieso er nicht auch vor dem BFA angegeben habe, dass man seinen Bruder töten 

habe wollen, erwiderte der BF, dass er dies angegeben habe.  

Zur Schleppung befragt, gab der BF zu Protokoll, dass er 8.000 Dollar dafür bezahlt habe, da 

er einen Freund angewiesen habe, sein Auto zu verkaufen. Auf die Frage, ob er konkrete 

Hinweise habe, bei einer Rückkehr nach Afghanistan einer unmittelbar konkreten, gegen ihn 

gerichteten Bedrohung ausgesetzt zu sein, entgegnete der BF, dass er einerseits aufgrund des 

ausgestellten Schriftstücks seitens seiner Familie bedroht werde und andererseits vom 

afghanischen Staat aufgrund seines außerehelichen Verhältnisses verfolgt werde. Der Onkel 

des Mädchens habe als stellvertretender Minister eine zentrale Funktion innerhalb der 

afghanischen Gesellschaft. Auf Vorhalt, dass er gut verdient habe und auf die Frage, was in 

seinem Fall gegen eine Rückkehr nach Afghanistan sprechen würde, führte der BF aus, dass 

sein Leben in Gefahr sei und als Mechaniker in Afghanistan besser verdienen würde als an 

anderen Orten.  

Zu seinen Lebensumständen in Österreich befragt, brachte der BF vor, dass er monatlich 220 

Euro Grundversorgung erhalte und im Bundesgebiet noch keiner legalen Beschäftigung 

nachgegangen sei. Befragt, was er die letzten fünf Jahre gemacht habe, gab der BF an, dass er 

Deutschkurse absolviert und Fußball gespielt habe. Er besuche oftmals seine Freundin, die er 

bereits seit zwei Jahren kenne. Die Frage, ob er noch Kontakt mit Familienangehörigen oder 

Freunden in Afghanistan habe, wurde vom BF verneint.  
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Die als Zeugin einvernommene Freundin des BF gab zu Protokoll, dass der BF bereits zahlreiche 

Freunde im Bundesgebiet habe, die sowohl Österreicher als auch Afghanen seien. Sie seien 

bereits seit zwei Jahren in einer Beziehung. Nach ihrem Schulabschluss würden sie 

beabsichtigen, zusammenzuziehen.  

Im Rahmen der mündlichen Verhandlung wurden vom BF ein Zertifikat vom 11.02.2020 über 

ein bestandenes ÖSD Zertifikat auf dem Niveau A1, eine Kursbestätigung vom 07.03.2017 über 

den Besuch eines Kurses „Deutsch für Asylwerbende Alphabetisierung 2“ vom 04.10.2016 bis 

07.02.2017 und ein Empfehlungsschreiben vom 12.02.2020 in Vorlage gebracht.  

In einer Stellungnahme vom 20.02.2020 wurde vom bevollmächtigten Vertreter des BF 

bezüglich der Asylrelevanz des Fluchtvorbringens auf UNHCR Richtlinien vom August 2018, 

einen aktuellen EASO Bericht vom Juni 2019 und auf eine aktuelle ACCORD 

Anfragebeantwortung verwiesen, wonach außereheliche sexuelle Beziehungen als 

moralisches Verbrechen definiert und als beschämend empfunden werden würden. Für den 

vorliegenden Fall bedeute dies, dass dem BF eine vor-bzw. außereheliche Beziehung mit 

einem-einem anderen Mann versprochenen Mädchen- unterstellt werde. Es sei in der 

Vergangenheit bereits zu Verfolgungshandlungen gekommen, welche im Hinblick auf die 

Machtstellung der Verfolger des BF, ein starkes Indiz für die neuerlichen 

Verfolgungshandlungen im Falle der Rückkehr des BF sei. Für den BF bestehe somit nach wie 

vor die maßgebliche Gefahr vor Verfolgung in Afghanistan, weil er ein sogenanntes „Zina 

Verbrechen“ begangen habe. Diese Verfolgung lasse sich unter die GFK Gründe der sozialen 

Gruppe sowie der Religion als auch der politischen Gesinnung subsumieren, weshalb für den 

BF die Definition eines Flüchtlings zutreffe. In Bezug auf die vorgebrachten 

Verfolgungsgefahren könnte der BF in Afghanistan keinen effektiven staatlichen Schutz vor 

den ihm drohenden Verfolgungshandlungen erhalten. Der BF sei neben der staatlichen 

Verfolgung auch von privater Verfolgung bedroht. Da die Familie-insbesondere der Onkel- des 

verstorbenen Mädchens in Afghanistan sehr mächtig sei und es diesen jedenfalls möglich 

wäre, den BF in ganz Afghanistan ausfindig zu machen, stehe diesem keine innerstaatliche 

Fluchtalternative zur Verfügung. Eine aktuelle Studie der deutschen Afghanistan Expertin 

Frederike Stahlmann setze sich qualitativ mit der Situation abgeschobener Personen 

auseinander. Zusammengefasst müsse in Hinblick auf abgeschobene Personen, die auf kein 

unterstützungsfähiges und –williges Netzwerk bauen könnten, im Einzelfall dargelegt werden, 

weshalb eine Niederlassung in den afghanischen Großstädten möglich sei. Für die Beurteilung 

der Zumutbarkeit sei, insbesondere auf die persönlichen Umstände des BF abgestellt werden. 

In casu handle es sich bei dem BF um einen Mann, der nach fünfjähriger Abwesenheit und 

ohne soziales Netzwerk nach Afghanistan zurückkehren würde. Der BF würde als Rückkehrer 
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von der afghanischen Gesellschaft wahrgenommen werden und würde bereits dadurch auf 

erschwerte Bedingungen treffen. Gleichzeitig sei der BF objektiv aber auch subjektiv in seinem 

Handlungsspielraum eingeschränkt, müsse er schließlich stets damit rechnen, im Zuge einer 

Neuansiedelung und aufgrund der vorherrschenden gesellschaftlichen Gegebenheiten alsbald 

in seiner Person hinterfragt zu werden und in weiterer Folge von seinen Verfolgern entdeckt 

zu werden.  

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

Zur Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes wurde im Rahmen des 

Ermittlungsverfahrens Beweis erhoben durch:   

• Einsicht in den dem Bundesverwaltungsgericht vorliegenden Verwaltungsakt des BFA 

betreffend den BF; insbesondere in die Befragungsprotokolle;  

• Befragung des BF im Rahmen der öffentlichen mündlichen Beschwerdeverhandlung 

vor dem Bundesverwaltungsgericht am 20.02.2020;  

• Einsicht in das Zentrale Melderegister, das Strafregister und das 

Grundversorgungssystem. 

1. Feststellungen: 

1.1. zur Person des Beschwerdeführers: 

Der Beschwerdeführer ist afghanischer Staatsangehöriger, sunnitischer Moslem und gehört 

der Volksgruppe der Tadschiken an. Der Beschwerdeführer beherrscht die Sprache Dari. Der 

Beschwerdeführer ist in Afghanistan in der Stadt Kabul aufgewachsen, hat dort 12 Jahre die 

Grundschule besucht und ist anschließend als Automechaniker tätig gewesen. Die Eltern, die 

zwei Brüder und drei Schwestern des BF sind nach wie vor in einem Eigentumshaus in Kabul 

wohnhaft, der BF steht mit diesen jedoch nicht mehr in Kontakt. Der Beschwerdeführer hält 

sich seit Februar 2015 im Bundesgebiet auf.  

Bei dem Beschwerdeführer handelt es sich um einen arbeitsfähigen jungen gesunden Mann.  

Der Beschwerdeführer leidet an keinen schweren körperlichen oder psychischen 

Erkrankungen.  

1.2. Zu den Beschwerdegründen:  

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer Afghanistan aufgrund einer 

glaubhaften, ihn konkret asylrelevant betreffenden unmittelbaren Verfolgung aus Gründen der 
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Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der 

politischen Gesinnung verlassen hat. 

Nicht festgestellt werden kann, dass dem Beschwerdeführer wegen seiner Zugehörigkeit zur 

Volksgruppe der Tadschiken Verfolgung in Afghanistan droht.  

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr nach 

Afghanistan aus Gründen der Rasse, der Religion, der Nationalität, der Zugehörigkeit zu einer 

bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Ansichten von staatlicher Seite 

oder von Seiten Dritter mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit bedroht wäre. 

Bei einer Rückkehr nach Afghanistan und einer Niederlassung in einer der größeren Städte 

von Afghanistan wie Masar –e Sharif oder Herat besteht für den Beschwerdeführer als 

arbeitsfähigen Mann im berufsfähigen Alter ohne festgestellten besonderen Schutzbedarf 

keine berücksichtigungswürdige Bedrohungssituation, bzw. läuft dieser dort auch nicht in 

Gefahr, grundlegende und notwendige Lebensbedürfnisse wie Nahrung, Kleidung sowie 

Unterkunft nicht befriedigen zu können und in eine ausweglose bzw. existenzbedrohende 

Situation zu geraten.  

Der Beschwerdeführer gehört keiner Risikogruppe im Zusammenhang mit CoVid-19 an. Die 

CoVid-19-Pandemie stellt für den Beschwerdeführer kein „real risk“ im Falle einer Rückkehr in 

den Herkunftsstaat dar. 

Der strafrechtlich unbescholtene Beschwerdeführer ist seit seiner Antragstellung 

durchgehend ausschließlich nur auf Grund des vorläufigen Aufenthaltsrechts während des 

Asylverfahrens rechtmäßig im Bundesgebiet aufhältig. Der Beschwerdeführer hat an 

mehreren Kursen teilgenommen und verfügt über Deutschkenntnisse; er hat in Österreich 

einen Deutschkurs besucht und eine Prüfung auf dem Niveau A1 abgeschlossen. Er verfügt in 

Österreich über keine Verwandten, hat aber seit zwei Jahren eine minderjährige Freundin, mit 

der kein gemeinsamer Haushalt besteht bzw. mit der auch das Vorliegen eines besonders zu 

berücksichtigenden Nahe – bzw. Abhängigkeitsverhältnisses nicht dargelegt wurde. Der 

Beschwerdeführer lebt von der Grundversorgung und ist nicht selbsterhaltungsfähig.  

Das Vorliegen einer insgesamt besonders berücksichtigungswürdigen Integration in 

Österreich kann in casu nicht festgestellt werden.  

Das Bestehen von besonderen Gründen, die für ein Verbleiben des BF im Bundesgebiet 

sprechen, sind dem vorliegenden Verwaltungsakt nicht zu entnehmen.  
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1.3. Zur Situation im Herkunftsstaat wird Folgendes festgestellt: (Zusammengefasst und 

gekürzt durch das BVwG) 

 

Das BVwG trifft zum Herkunftsstaat des Beschwerdeführers Afghanistan, unter besonderer 

Berücksichtigung der Sicherheits– als auch der Versorgungslage, insbesondere in Herat und 

Mazar – e Sharif, mit ua. gekürzten Auszug aus dem Länderinformationsblatt unter 

Berücksichtigung der aktuellsten Länderberichte zu Afghanistan folgende Feststellungen:  

 

KI vom 4.6.2019, politische Ereignisse, zivile Opfer, Anschläge in Kabul, IOM (relevant für 
Abschnitt 3/Sicherheitslage; Abschnitt 2/Politische Lage; Abschnitt 23/Rückkehr). 
 

Politische Ereignisse: Friedensgespräche. Loya Jirga, Ergebnisse Parlamentswahl Ende Mai 2019 fand in Moskau 
die zweite Runde der Friedensgespräche zwischen den Taliban und afghanischen Politikern (nicht der Regierung. 
Anm.) statt. Bei dem Treffen äußerte ein Mitglied der Taliban. Amir Khan Muttaqi, den Wunsch der Gruppierung 
nach Einheit der afghanischen Bevölkerung und nach einer „inklusiven“ zukünftigen Regierung. Des Weiteren 
behauptete Muttaqi. die Taliban würden die Frauenrechte respektieren wollen. Ein ehemaliges Mitglied des 
afghanischen Parlaments. Fawzia Koofi, äußerte dennoch ihre Bedenken und behauptete. die Taliban hätten kein 
Interesse daran. Teil der aktuellen Regierung zu sein. und dass die Gruppierung weiterhin für ein islamisches 
Emirat stünde. (Tolonews 31.5.2019a). 

Vom 29.4.2019 bis 3.5.2019 tagte in Kabul die „große Ratsversammlung“ (Loya Jirga). Dabei verabschiedeten 

deren Mitglieder eine Resolution mit dem Ziel. einen Friedensschluss mit den Taliban zu erreichen und den inner-

afghanischen Dialog zu fördern. Auch bot Präsident Ghani den Taliban einen Waffenstillstand während des 

Ramadan von 6.5.2019 bis 4.6.2019 an. betonte aber dennoch. dass dieser nicht einseitig sein würde. Des 

Weiteren sollten 175 gefangene Talibankämpfer freigelassen werden (BAMF 6.5.2019). Einer weiteren Quelle 

zufolge wurden die kritischen Äußerungen zahlreicher Jirga-Teilnehmer zu den nächtlichen Militäroperationen 

der USA nicht in den Endbericht aufgenommen. um die Beziehungen zwischen den beiden Staaten nicht zu 

gefährden. Die Taliban nahmen an dieser von der Regierung einberufenen Friedensveranstaltung nicht teil. was 

wahrscheinlich u.a. mit dem gescheiterten Dialogtreffen. das für Mitte April 2019 in Katar geplant war. 

zusammenhängt. Dort wäre die Regierung zum ersten Mal an den Friedensgesprächen mit den Taliban beteiligt 

gewesen. Nachdem erstere jedoch ihre Teilnahme an die Bedingung geknüpft hatte, 250 Repräsentanten nach 

Doha zu entsenden und die Taliban mit Spott darauf reagierten, nahm letztendlich kein Regierungsmitarbeiter 

an der Veranstaltung teil. So fanden Gespräche zwischen den Taliban und Exil-Afghanen statt, bei denen viele 

dieser das Verhalten der Regierung öffentlich kritisierten (Heise 16.5.2019). 

Anfang Mai 2019 fand in Katar auch die sechste Gesprächsrunde zwischen den Taliban und den USA statt. 

Der Sprecher der Taliban in Doha, Mohammad Sohail Shaheen, betonte, dass weiterhin Hoffnung hinsichtlich 

der inner-afghanischen Gespräche bestünde. Auch konnten sich der Quelle zufolge die Teilnehmer zwar 

bezüglich einiger Punkte einigen, dennoch müssten andere „wichtige Dinge" noch behandelt werden (Heise 

16.5.2019). 

Am 14.5.2019 hat die unabhängige Wahlkommission (Independent Electoral Commission, IEC) die 

Wahlergebnisse der Provinz Kabul für das afghanische Unterhaus (Wolesi Jirga) veröffentlicht (AAN 
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17.5.2019; vgl. IEC 14.5.2019, IEC 15.5.2019). Somit wurde nach fast sieben Monaten (die Parlamentswahlen 

fanden am 20.10.2018 und 21.10.2018 statt) die Stimmenauszählung für 33 der 34 Provinzen vervollständigt. 

In der Provinz Ghazni soll die Wahl zusammen mit den Präsidentschafts- und Provinzialratswahlen am 

28.9.2019 stattfinden. In seiner Ansprache zur Angelobung der Parlamentsmitglieder der Provinzen Kabul 

und Paktya am 15.5.2019 bezeichnete Ghani die siebenmonatige Wahl als „Katastrophe" und die beiden 

Wahlkommissionen, die IEC und die Electoral Complaints Commission (ECC), als „ineffizient" (AAN 

17.5.2019). 

Zivile-Opfer, UNAMA-Bericht 

Die United Nations Assistance Mission in Afghanistan (UNAMA) registrierte im ersten Quartal 2019 (1.1.2019 

- 31.3.2019) 1.773 zivile Opfer (581 Tote und 1.192 Verletzte), darunter waren 582 der Opfer Kinder (150 

Tote und 432 Verletzte). Dies entspricht einem Rückgang der gesamten Opferzahl um 23% gegenüber dem 

gleichen Zeitraum des Vorjahres, welches somit der niedrigste Wert für das erste Jahresquartal seit 2013 ist 

(UNAMA 24.4.2019). 

Diese Verringerung wurde durch einen Rückgang der Zahl ziviler Opfer von Selbstmordanschlägen mit IED 

(Improvised Explosive Devices - unkonventionelle Spreng- und Brandvorrichtung/Sprengfallen) verursacht. 

Der Quelle zufolge könnten die besonders harten Winterverhältnisse in den ersten drei Monaten des Jahres 

2019 zu diesem Trend beigetragen haben. Es ist unklar, ob der Rückgang der zivilen Opfer wegen 

Maßnahmen der Konfliktparteien zur Verbesserung des Schutzes der Zivilbevölkerung oder durch die 

laufenden Gespräche zwischen den Konfliktparteien beeinflusst wurde (UNAMA 24.4.2019). Die Zahl der 

zivilen Opfer aufgrund von Nicht-Selbstmord-Anschlägen mit IEDs durch regierungsfeindliche 

Gruppierungen und Luft- sowie Suchoperationen durch regierungsfreundliche Gruppierungen ist gestiegen. 

Die Zahl der getöteten Zivilisten, die regierungsfreundlichen Gruppierungen zugeschrieben wurden, übertraf 

im ersten Quartal 2019 die zivilen Todesfälle, welche von regierungsfeindlichen Elementen verursacht 

wurden (UNAMA 24.4.2019). 

Kampfhandlungen am Boden waren die Hauptursache ziviler Opfer und machten etwa ein Drittel der 

Gesamtzahl aus. Der Einsatz von IEDs war die zweithäufigste Ursache für zivile Opfer: Im Gegensatz zu den 

Trends von 2017 und 2018 wurde die Mehrheit der zivilen Opfer von IEDs nicht durch Selbstmordanschläge 

verursacht, sondern durch Angriffe, bei denen der Angreifer nicht seinen eigenen Tod herbeiführen wollte. 

Luftangriffe waren die Hauptursache für zivile Todesfälle und die dritthäufigste Ursache für zivile Opfer 

(Verletzte werden auch mitgezählt, Anm.), gefolgt von gezielten Morden und explosiven 

Kampfmittelrückständen (UXO - unexploded ordnance). Am stärksten betroffen waren Zivilisten in den 

Provinzen Kabul, Helmand, Nangarhar, Faryab und Kunduz (in dieser Reihenfolge) (UNAMA 24.4.2019). 

Anschläge in Kabul-Stadt 
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Ende Mai 2019 fanden in Kabul-Stadt einige Anschläge und gezielte Tötungen in kurzen Abständen zu 

einander statt: Am 26.5.2019 wurde ein leitender Mitarbeiter einer NGO in Kart-e Naw (PD5, Police District 

5) durch unbekannte bewaffnete Männer erschossen (Tolonews 27.5.2019a). Am 27.5.2019 wurden nach 

der Explosion einer Magnetbombe, die gegen einen Bus von Mitarbeitern des Ministeriums für Hadsch und 

religiöse Angelegenheiten gerichtet war, zehn Menschen verletzt. Die Explosion fand in Parwana-e Do (PD2) 

statt. Zum Vorfall hat sich keine Gruppierung bekannt (Tolonews 27.5.2019b). 

Des Weiteren wurden im Laufe der letzten zwei Maiwochen vier Kontrollpunkte der afghanischen 

Sicherheitskräfte durch unbekannte bewaffnete Männer angegriffen (Tolonews 31.5.2019b). 

Am 30.5.2019 wurden in Folge eines Selbstmordangriffes nahe der Militärakademie Marshal Fahim im 

Stadtteil Char Rahi Qambar (PD5) sechs Personen getötet und 16 Personen, darunter vier Zivilisten, verletzt. 

Die Explosion erfolgte, während die Kadetten die Universität verließen (1 TV NEWS 30.5.2019). Der 

Islamische Staat (IS) bekannte sich zu dem Anschlag (AJ 30.5.2019). 

Am 31.5.2019 wurden sechs Personen, darunter vier Zivilisten, getötet und fünf Personen, darunter vier 

Mitglieder der US-Sicherheitskräfte, verletzt, nachdem ein mit Sprengstoff beladenes Auto in Qala-e Wazir 

(PD9) detonierte. Quellen zufolge war das ursprüngliche Ziel des Angriffs ein Konvoi ausländischer 

Sicherheitskräfte (Tolonews 31.5.2019c). 

Am 2.6.2019 kam nach der Detonation von mehreren Bomben eine Person ums Leben und 17 weitere 

wurden verletzt. Die Angriffe fanden im Westen der Stadt statt, und einer davon wurde von einer 

Klebebombe, die an einem Bus befestigt war, verursacht. Einer Quelle zufolge transportierte der Bus 

Studenten der Kabul Polytechnic University (TW 2.6.2019). Der IS bekannte sich zu den Anschlägen und 

beanspruchte den Tod von „mehr als 30 Schiiten und Mitgliedern der afghanischen Sicherheitskräfte“ für 

sich. Die Operation erfolgte in zwei Phasen: Zuerst wurde ein Bus, der 25 Schiiten transportierte, angegriffen, 

und darauf folgend detonierten zwei weitere Bomben, als sich „Sicherheitselemente“ um den Bus herum 

versammelten. Vertreter des IS haben u.a. in Afghanistan bewusst und wiederholt schiitische Zivilisten ins 

Visier genommen und sie als „Polytheisten“ bezeichnet. (LWJ 2.6.2019). 

Am 3.6.2019 kamen nach einer Explosion auf der Darul Aman Road in der Nähe der American University of 

Afghanistan fünf Menschen ums Leben und zehn weitere wurden verletzt. Der Anschlag richtete sich gegen 

einen Bus mit Mitarbeitern der Independent Administrative Reform and Civil Service Commission (Tolonews 

3.6.2019) 

US-Angaben zufolge ist die Zahl der IS-Anhänger in Afghanistan auf ca. 5.000 gestiegen, fünfmal so viel wie 

vor einem Jahr. Gemäß einer Quelle profitiert die Gruppierung vom „zahlenmäßigen Anstieg der Kämpfer in 

Pakistan und Usbekistan und von aus Syrien geflohenen Kämpfern“. Des Weiteren schließen sich enttäuschte 

Mitglieder der Taliban sowie junge Menschen ohne Zukunftsperspektive dem IS an, der in Kabul, Nangarhar 

und Kunar über Zellen verfügt (BAMF 3.6.2019). US-Angaben zufolge ist es „sehr wahrscheinlich“, dass 
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kleinere IS-Zellen auch in Teilen Afghanistans operieren, die unter der Kontrolle der Regierung oder der 

Taliban stehen (VOA 21.5.2019). Eine russische Quelle berichtet wiederum, dass ca. 5.000 IS-Kämpfer 

entlang der Nordgrenze tätig sind und die Nachbarländer bedrohen. Der Quelle zufolge handelt es sich dabei 

um Staatsbürger der ehemaligen sowjetischen Republiken, die mit dem IS in Syrien gekämpft haben 

(Newsweek 21.5.2019). 

Anmerkung der Staatendokumentation: Zur besseren Ortung der oben beschriebenen Vorfälle folgt eine 

kartografische Darstellung der Staatendokumentation mit der Einteilung der Stadt Kabul in Polizeidistrikte: 

 Quellen: 

- 1 TV NEWS (30.5.2019): At least six killed in suicide blast near military academy in 

 Kabul, http://www.1tvnews.af/en/news/afghanistan/38366-breaking—blast-rocks- 

 kabul, Zugriff 3.6.2019, ua.  

Allgemeine Sicherheitslage und sicherheitsrelevante Vorfälle 

Die Sicherheitslage in Afghanistan bleibt volatil. Die Vereinten Nationen (UN) registrierten im Berichtszeitraum 

16.8.2018 - 15.11.2018 5.854 sicherheitsrelevante Vorfälle, was einen Rückgang von 2% gegenüber dem 

Vergleichszeitraum des Vorjahres bedeutet. Bewaffnete Zusammenstöße gingen um 5% zurück, machten aber 

weiterhin den Großteil der sicherheitsrelevanten Vorfälle (63%) aus. Selbstmordanschläge gingen um 37% 

zurück, was möglicherweise an erfolgreichen Bekämpfungsmaßnahmen in Kabul-Stadt und Jalalabad liegt. 

Luftangriffe durch die afghanische Luftwaffe (AAF) sowie internationale Streitkräfte stiegen um 25%. Die am 

stärksten betroffenen Regionen waren der Süden, der Osten und der Süd-Osten. In der Provinz Kandahar 

entstand die Befürchtung, die Sicherheitsbedingungen könnten sich verschlechtern, nachdem der Polizeichef der 

Provinz und der Leiter des National Directorate for Security (NDS) im Oktober 2018 ermordet worden waren 

(UNGASC 7.12.2018). Gemäß dem Special Inspector General for Afghanistan Reconstruction (SIGAR) fanden bis 

Oktober 2018 die meisten Angriffe regierungsfeindlicher Gruppierungen in den Provinzen Badghis, Farah, Faryab, 

Ghazni, Helmand, Kandahar, Uruzgan und Herat statt. Von Oktober bis Dezember 2018 verzeichneten Farah, 

Helmand und Faryab die höchste Anzahl regierungsfeindlicher Angriffe (SIGAR 30.1.2019). 

Nach dem Taliban-Angriff auf Ghazni-Stadt im August 2018, bestand weiterhin die Befürchtung, dass die Taliban 

großangelegte Angriffe im Südosten des Landes verüben könnten. Dies war zwar nicht der Fall, dennoch setzten 

Talibankämpfer die afghanischen Sicherheitskräfte am Stadtrand von Ghazni, in Distrikten entlang des Highway 

One nach Kabul und durch die Einnahme des Distrikts Andar in Ghazni im Oktober weiterhin unter 

Druck. Im Westen der Provinz Ghazni, wo die ethnische Gruppierung der Hazara eine Mehrheit bildet, 

verschlechterten sich die Sicherheitsbedingungen wegen großangelegter Angriffe der Taliban, was im November 

zur Vertreibung zahlreicher Personen führte. In Folge eines weiteren Angriffs der Taliban im Distrikt Khas Uruzgan 

der Provinz Uruzgan im selben Monat wurden ebenfalls zahlreiche Hazara-Familien vertrieben. Des Weiteren 

nahmen Talibankämpfer in verschiedenen Regionen vorübergehend strategische Positionen entlang der 
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Hauptstraßen ein und behinderten somit die Bewegungsfreiheit zwischen den betroffenen Provinzen. Beispiele 

dafür sind Angriffe entlang Hauptstraßen nach Kabul in den Distrikten Daymirdad und Sayyidabad in Wardak, der 

Route Mazar - Shirbingham und Maimana - Andkhoy in den nördlichen Provinzen Faryab, Jawzjan und Balkh und 

der Route Herat - Qala-e-Naw im westlichen Herat und Badghis (UNGASC 7.12.2018). Trotz verschiedener 

Kampfhandlungen und Bedrohungen blieben mit Stand Dezember 2018 gemäß SIGAR die Provinzzentren aller 

afghanischen Provinzen unter Kontrolle bzw. Einfluss der afghanischen Regierung (SIGAR 30.1.2019). 

Im Laufe des Wahlregistrierungsprozesses und während der Wahl am 20. und am 21. Oktober wurden zahlreiche 

sicherheitsrelevante Vorfälle registriert, welche durch die Taliban und den Islamischen Staat - Provinz Khorasan 

(ISKP) beansprucht wurden (UNGASC 7.12.2018; vgl. UNAMA 10.10.2018, UNAMA 11.2018). Während der Wahl 

in der Provinz Kandahar, die wegen Sicherheitsbedenken auf den 27. Oktober verschoben worden war, wurden 

keine sicherheitsrelevanten Vorfälle registriert. Die afghanischen Sicherheitskräfte entdeckten und entschärften 

einige IED [Improvised Explosive Devices - Improvisierte Spreng- oder Brandvorrichtung/Sprengfallen] in 

Kandahar-Stadt und den naheliegenden Distrikten (UNAMA 11.2018). Die United Nations Assistance Mission in 

Afghanistan (UNAMA) hatte zwischen 1.1.2018 und 30.9.2018 im Zusammenhang mit den Parlamentswahlen 

insgesamt 366 zivile Opfer (126 Tote und 240 Verletzte) registriert (UNAMA 10.10.2018). Am offiziellen Wahltag, 

dem 20. Oktober, wurden 388 zivile Opfer (52 Tote und 336 Verletzte) registriert, darunter 117 Kinder (21 Tote 

und 96 Verletzte) und 48 Frauen (2 Tote und 46 Verletzte). Am folgenden Wahltag, dem 21. Oktober, wurden 47 

weitere zivile Opfer (4 Tote und 43 Verletzte) verzeichnet, inklusive 17 Kinder (2 Tote und 15 Verletzte) und 

Frauen (3 Verletzte). Diese Zahlen beinhalten auch Opfer innerhalb der Afghan National Police (ANP) und der 

Independet Electoral Commission (IEC) (UNAMA 11.2018). Die am 20. Oktober am meisten von 

sicherheitsrelevanten Vorfällen betroffenen Städte waren Kunduz und Kabul. Auch wenn die Taliban in den von 

ihnen kontrollierten oder beeinflussten Regionen die Wählerschaft daran hinderten, am Wahlprozess 

teilzunehmen, konnten sie die Wahl in städtischen Gebieten dennoch nicht wesentlich beeinträchtigen (trotz der 

hohen Anzahl von Sicherheitsvorfällen) (UNGASC 7.12.2018). 

Die Regierung kontrolliert bzw. beeinflusst - laut Angaben der Resolute Support (RS) Mission - mit Stand 

22.10.2018 53,8% der Distrikte, was einen leichten Rückgang gegenüber dem Vergleichszeitraum 2017 bedeutet. 

33,9% der Distrikte sind umkämpft und 12,3% befinden sich unter Einfluss oder Kontrolle von Aufständischen. 

Ca. 63,5% der Bevölkerung leben in Gebieten, die sich unter Regierungskontrolle oder -einfluss befinden; 10,8% 

in Gegenden unter Einfluss bzw. Kontrolle der Aufständischen und 25,6% leben in umkämpften Gebieten. Die 

Provinzen mit der höchsten Anzahl an Distrikten unter Kontrolle bzw. Einfluss von Aufständischen sind Kunduz, 

Uruzgan und Helmand (SIGAR 30.1.2019). 

Der ISKP ist weiterhin im Osten des Landes präsent und bekennt sich zu Selbstmordanschlägen und komplexen 

Angriffen in Nangarhar und zu sechs Angriffen in Kabul-Stadt. Des Weiteren finden in den Provinzen Nangarhar 

und Kunar weiterhin Kämpfe zwischen ISKP- und Talibankämpfern statt. Die internationalen Streitkräfte führten 

Luftangriffe gegen den ISKP in den Distrikten Deh Bala, Achin, Khogyani, Nazyan und Chaparhar der Provinz 

Nangarhar aus (UNGASC 7.12.2018). 

Zivile Opfer 
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Die United Nations Assistance Mission in Afghanistan (UNAMA) registrierte im Berichtszeitraum (1.1.2018 - 

31.12.2018) 10.993 zivile Opfer (3.804 Tote und 7.189 Verletzte), eine allgemeine Steigerung von 5% sowie eine 

Steigerung der Zahl der Toten um 11% gegenüber dem Vorjahreswert. 42% der zivilen Opfer (4.627 Opfer; 1.361 

Tote und 3.266 Verletzte) wurden durch IED im Zuge von Anschlägen und Selbstmordanschlägen 

regierungsfeindlicher Gruppierungen (hauptsächlich ISKP) verursacht. Die Anzahl der Selbstmordanschläge unter 

Einsatz von IED stieg dabei um 22% und erreichte somit einen Rekordwert. Diese Art von Anschlägen verursachte 

26% aller zivilen Opfer, während IED, die bei Nichtselbstmordanschlägen verwendet wurden, 16% der zivilen 

Opfer forderten. Kabul war mit insgesamt 1.866 Opfern (596 Tote und 1.270 Verletzte) die Provinz mit der 

höchsten Anzahl an Selbstmordanschlägen durch IED, während die Zahl der Opfer in Nangarhar mit insgesamt 

1.815 (681 Tote und 1.134 Verletzte) zum ersten Mal fast die Werte von Kabul erreichte (hauptsächlich wegen 

des Einsatzes von IED bei Nichtselbstmordanschlägen). Kabul-Stadt verzeichnete insgesamt 1.686 zivile Opfer 

(554 Tote und 1.132 Verletzte) wegen komplexen und Selbstmordangriffen (UNAMA 24.2.2019). 

Zusammenstöße am Boden (hauptsächlich zwischen regierungsfreundlichen und regierungsfeindlichen 

Gruppierungen) verursachten 31% der zivilen Opfer (insgesamt 3.382; davon 814 Tote und 2.568 Verletzte), was 

einen Rückgang um 3% im Vergleich mit dem Vorjahreswert bedeutet. Grund dafür war der Versuch 

regierungsfreundlicher Gruppierungen, die zivile Bevölkerung zu schonen. Die Verlagerung der Kämpfe in dünn 

besiedelte Gebiete, die Vorwarnung der lokalen Zivilbevölkerung bei Kampfhandlungen und die 

Implementierung von Strategien zum Schutz der Bevölkerung waren einige der bestimmenden Faktoren für den 

Rückgang bei zivilen Opfern. Jedoch ist die Opferzahl bei gezielt gegen die Zivilbevölkerung gerichteten 

komplexen Angriffen und 

Selbstmordanschlägen regierungsfeindlicher Gruppierungen gestiegen (plus 48% gegenüber 2017; 4.125 Opfer 

insgesamt, davon 1.404 Tote und 2.721 Verletzte). Sowohl der ISKP als auch die Taliban griffen gezielt Zivilisten 

an: Der ISKP war für 1.871 zivile Opfer verantwortlich, darunter waren u.a. Mitglieder der schiitischen 

Gemeinschaft, und die Taliban für 1.751. Obwohl die Gesamtzahl der zivilen Opfer durch gezielte Tötungen von 

Einzelpersonen (hauptsächlich durch Erschießung) zurückging, blieben Zivilisten inklusive religiöser Führer und 

Stammesältester weiterhin Ziele regierungsfeindlicher Gruppierungen. Die Gesamtzahl der durch Luftangriffe 

verursachten zivilen Opfer stieg im Vergleich mit dem Vorjahreswert um 61% und die Zahl der Todesopfer 

erreichte 82%. 9% aller zivilen Opfer wurden Luftangriffen (mehrheitlich der internationalen Luftwaffe) 

zugeschrieben, der höchste Wert seit 2009 (UNAMA 24.2.2019). 

Regierungsfeindliche Gruppierungen waren im UNAMA-Berichtszeitraum (1.1.2018 - 31.12.2018) für 6.980 zivile 

Opfer (2.243 Tote und 4.737 Verletzte) verantwortlich. Das entspricht 63% der gesamten zivilen Opfer. 37% 

davon werden den Taliban, 20% dem ISKP und 6% unbestimmten regierungsfeindlichen Gruppierungen 

zugeschrieben. Im Laufe des Jahres 2018 wurden vermehrt Anschläge gegen Bildungseinrichtungen verzeichnet, 

meist durch Talibankämpfer, da in Schulen Registrierungs- und Wahlzentren untergebracht waren. Der ISKP 

attackierte und bedrohte Bildungseinrichtungen als Reaktion auf militärische Operationen afghanischer und 

internationaler Streitkräfte. UNAMA berichtet auch über anhaltende Angriffe auf Gesundheitseinrichtungen, 

welche Auswirkungen auf einen Großteil der zivilen Bevölkerung haben. Trotzdem die Taliban nach eigenen 

Angaben Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung ergriffen haben, attackierten diese weiterhin Zivilisten, 

zivile Einrichtungen und regierungsfreundliche Gruppierungen in Zivilgebieten (UNAMA 24.2.2019). 
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Ungefähr 24% der zivilen Opfer (2.612, davon 1.185 Tote und 1.427 Verletzte), werden regierungsfreundlichen 

Gruppierungen zugeschrieben: 14% den afghanischen 

Sicherheitskräften, 6% den internationalen Streitkräften und 4% unbestimmten regierungsfreundlichen 

Gruppierungen. Die Steigerung um 4% gegenüber dem Vorjahr geht auf Luftangriffe der internationalen 

Streitkräfte und Fahndungsaktionen der afghanischen Sicherheitskräfte und regierungsfreundlicher 

Gruppierungen zurück (UNAMA 24.2.2019). 

Die verbleibenden 13% der verzeichneten zivilen Opfer wurden im Kreuzfeuer während Zusammenstößen am 

Boden (10%), durch Beschuss aus Pakistan (1%) und durch die Explosion von Blindgängern verursacht (UNAMA 

24.2.2019). 

 Anschläge in Kabul-Stadt 

 Bei einem Selbstmordanschlag während des persischen Neujahres-Fests Nowruz in KabulStadt kamen am 

21.3.2019 sechs Menschen ums Leben und weitere 23 wurden verletzt (AJ 21.3.2019, Reuters 21.3.2019). 

Die Detonation erfolgte in der Nähe der Universität Kabul und des Karte Sakhi Schreins, in einer mehrheitlich 

von Schiiten bewohnten Gegend. Quellen zufolge wurden dafür drei Bomben platziert: eine im Waschraum 

einer Moschee, eine weitere hinter einem Krankenhaus und die dritte in einem Stromzähler (TDP 21.3.2019; 

AJ 21.3.2019). Der ISKP (Islamische Staat - Provinz Khorasan) bekannte sich zum Anschlag (Reuters 

21.3.2019). 

 Während eines Mörserangriffs auf eine Gedenkveranstaltung für den 1995 von den Taliban getöteten 

Hazara-Führer Abdul Ali Mazari im überwiegend von Hazara bewohnten Kabuler Stadtteil Dasht-e Barchi 

kamen am 7.3.2019 elf Menschen ums Leben und 95 weitere wurden verletzt. Der ISKP bekannte sich zum 

Anschlag (AJ 8.3.2019). 

 Überflutungen und Dürre 

 Nach schweren Regenfällen in 14 afghanischen Provinzen kamen mindestens 63 Menschen ums Leben. In 

den Provinzen Farah, Kandahar, Helmand, Herat, Kapisa, Parwan, Zabul und Kabul, wurden ca. 5.000 Häuser 

zerstört und 7.500 beschädigt (UN OCHA 19.3.2019). Dem Amt für die Koordinierung humanitärer 

Angelegenheiten der Vereinten Nationen (UN OCHA) zufolge waren mit Stand 19.3.2019 in der Provinz Herat 

die Distrikte Ghorvan, Zendejan, 

 

 Pashtoon Zarghoon, Shindand, Guzarah und Baland Shahi betroffen (UN OCHA 19.3.2019). Die 

Überflutungen folgten einer im April 2018 begonnen Dürre, von der die Provinzen Badghis und Herat am 

meisten betroffen waren und von deren Folgen (z.B. Landflucht in die naheliegenden urbanen Zentren, 

Anm.) sie es weiterhin sind. Gemäß einer Quelle wurden in den beiden Provinzen am 13.9.2018 ca. 266.000 

IDPs vertrieben: Davon zogen 84.000 Personen nach Herat-Stadt und 94.945 nach Qala-e-Naw, wo sie sich 

in den Randgebieten oder in Notunterkünften innerhalb der Städte ansiedelten und auf humanitäre Hilfe 

angewiesen sind (IFRCRCS 17.3.2019). 

 Friedensgespräche 

 Kurz nach der Friedensgesprächsrunde zwischen Taliban und Vertretern der USA in Katar Ende Jänner 2019 

fand Anfang Februar in Moskau ein Treffen zwischen Taliban und bekannten afghanischen Politikern der 

Opposition, darunter der ehemalige Staatspräsident Hamid Karzai und mehrere „Warlords", statt (Qantara 
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12.2.201). Quellen zufolge wurde das Treffen von der afghanischen Diaspora in Russland organisiert. Taliban-

Verhandlungsführer Sher Muhammad Abbas Stanaksai wiederholte während des Treffens schon bekannte 

Positionen wie die Verteidigung des „Dschihad" gegen die „US-Besatzer" und die gleichzeitige Weiterführung 

der Gespräche mit den USA. Des Weiteren verkündete er, dass die Taliban die Schaffung eines „islamischen 

Regierungssystems mit allen Afghanen" wollten, obwohl sie dennoch keine „exklusive Herrschaft" 

anstrebten. Auch bezeichnete er die bestehende afghanische Verfassung als „Haupthindernis für den 

Frieden", da sie „vom Westen aufgezwungen wurde"; Weiters forderten die Taliban die Aufhebung der 

Sanktionen gegen ihre Führer und die Freilassung ihrer gefangenen Kämpfer und bekannten sich zur 

Nichteinmischung in Angelegenheiten anderer Länder, zur Bekämpfung des Drogenhandels, zur Vermeidung 

ziviler Kriegsopfer und zu Frauenrechten. Diesbezüglich aber nur zu jenen, „die im Islam vorgesehen seien" 

(z.B. lernen, studieren und sich den Ehemann selbst auswählen). In dieser Hinsicht kritisierten sie dennoch, 

dass „im Namen der Frauenrechte Unmoral verbreitet und afghanische Werte untergraben würden" (Taz 

6.2.2019). 

Ende Februar 2019 fand eine weitere Friedensgesprächsrunde zwischen Taliban und US- Vertretern in Katar statt, 

bei denen die Taliban erneut den Abzug der US-Truppen aus Afghanistan forderten und betonten, die Planung 

von internationalen Angriffen auf afghanischem Territorium verhindern zu wollen. Letzterer Punkt führte jedoch 

zu Meinungsverschiedenheiten: Während die USA betonten, die Nutzung des afghanischen Territoriums durch 

„terroristische Gruppen" vermeiden zu wollen und in dieser Hinsicht eine Garantie der Taliban forderten, 

behaupteten die Taliban, es gebe keine universelle Definition 

 

 von Terrorismus und weigerten sich gegen solch eine Spezifizierung. Sowohl die Taliban- als auch die US-

Vertreter hielten sich gegenüber den Medien relativ bedeckt und betonten ausschließlich, dass die 

Friedensverhandlungen weiterhin stattfänden. Während es zu Beginn der Friedensgesprächsrunde noch 

Hoffnungen gab, wurde mit Voranschreiten der Verhandlungen immer klarer, dass sich eine Lösung des 

Konflikts als „frustrierend langsam" erweisen würde (NYT 7.3.2019). 

 Die afghanische Regierung war weder an den beiden Friedensgesprächen in Doha noch an dem Treffen in 

Moskau beteiligt (Qantara 12.2.2019; vgl. NYT 7.3.2019), was Unbehagen unter einigen 

Regierungsvertretern auslöste und die diplomatischen Beziehungen zwischen den beiden Regierungen 

beeinträchtigte (Reuters 18.3.2019; vgl. WP 18.3.2019). Beispielsweise erklärte US-Unterstaatssekretär 

David Hale am 18.3.2019 die Beendigung der Kontakte zwischen US-Vertretern und dem afghanischen 

nationalen Sicherheitsberater Hamdullah Mohib, nachdem dieser US-Chefunterhändler Zalmay Khalilzad 

und den Ausschluss der afghanischen Regierung aus den Friedensgesprächen öffentlich kritisiert hatte 

(Reuters 18.3.2019). 

 Verschiebung der Präsidentschaftswahl 

 Die Präsidentschaftswahl, welche bereits von April auf Juni 2019 verschoben worden war, soll Quellen 

zufolge nun am 28.9.2019 stattfinden. Grund dafür seien „zahlreiche Probleme und Herausforderungen,, 

welche vor dem Wahltermin gelöst werden müssten, um eine sichere und transparente Wahl sowie eine 

vollständige Wählerregistrierung sicherzustellen - so die unabhängige Wahlkommission (IEC) (VoA 

20.3.2019; vgl. BAMF 25.3.2019). 

 Quellen: 

- AJ - Al Jazeera (21.3.2019): Blasts in Afghan capital Kabul kill six during new year festival, 

https://www.aljazeera.com/news/2019/03/blasts-afghan-capital-kabul-kill-6- year-festival-

190321064823472.html. Zugriff 26.3.2019 
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- AJ - Al Jazeera (8.3.2019): Death toll rises to 11 in attack on Shia gathering in Kabul, 

https://www.aljazeera.com/news/2019/03/death-toll-rises-11-afghan-capital-attack- 

 shia-gathering-190308102222870.html. Zugriff 26.3.2019, ua.  

- BAMF - Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (25.3.2019): Briefing Notes Afghanistan, liegen im 

Archiv der Staatendokumentation auf IFRCRCS - International Federation of Red Cross and Red Crescent Societies 

 (17.3.2019): Emergency Appeal Afghanistan: Drought and Flash Floods, 

 https://reliefweb.int/report/afghanistan/afghanistan-drought-and-flash-floods 

- NYT - The New York Times (7.3.2019): U.S. Peace Talks With Taliban Trip Over a 

 Big Question: What Is Terrorism?, 

 https://www.nytimes.com/2019/03/07/world/asia/taliban-peace-talks-afghanistan.html. 

 Zugriff 26.3.2019, ua.  

 

High-profile Angriffe:  

Nahe der Provinzhauptstadt Mazar-e Sharif in der afghanischen Nordprovinz Balkh, sind bei einem Angriff der 

Taliban auf eine Militärbasis mindestens 140 Soldaten getötet und mehr als 160 verwundet worden (FAZ 

21.4.2017; vgl. auch: al-Jazeera 29.4.2017, Reuters 23.4.2017). Balkh gehört zu den eher sicheren Provinzen 

Afghanistans; dort ist die Kommandozentrale für den gesamten Norden des Landes (FAZ 21.4.2017). Dies war 

afghanischen Regierungskreisen zufolge, der bislang folgenschwerste Angriff auf einen Militärstützpunkt. Laut 

dem Sprecher der Taliban war der Angriff die Vergeltung für die Tötung mehrerer ranghoher Rebellenführer. Vier 

der Angreifer seien in die Armee eingeschleust worden. Sie hätten dort einige Zeit ihren Dienst verrichtet. Das 

wurde aber von der afghanischen Armee nicht bestätigt (Reuters 23.4.2017).  

 

Dies ist der zweite Angriff auf eine Militäreinrichtung innerhalb weniger Monate, nach dem Angriff auf ein 

Militärkrankenhaus in Kabul Anfang März, zu dem sich die Terrormiliz Islamischer Staat bekannt hatte. Damals 

kamen mindestens 49 Menschen ums Leben und 76 weitere wurden verletzt (FAZ 21.4.2017; vgl. auch: BBC 

8.5.2017, NYT 7.5.2017, Dawn 7.5.2017, SIGAR 30.4.2017, FAZ 8.3.2017). 

 

Regierungsfeindliche Gruppierungen: 

Angaben, welche Gebiete von den Aufständischen in Afghanistan kontrolliert werden, sind unterschiedlich: 

Schätzungen der BBC zufolge, wird bis zu ein Drittel des Landes von den Taliban kontrolliert (BBC 9.5.2017). Einer 

US-amerikanischen Quelle zufolge stehen 59,7% der Distrikte unter Kontrolle bzw. Einfluss der afghanischen 

Sicherkräfte (Stand: 20.2.2017); was eine Steigerung von 2,5% gegenüber dem letzten Quartal wäre; jedoch 

einen Rückgang von 11% gegenüber dem Vergleichswert des Jahres 2016. Die Anzahl der Distrikte, die unter 

Einfluss oder Kontrolle von Aufständischen sind, hat sich in diesem Quartal um 4 Distrikte vermehrt: es sind dies 

45 Distrikte in 15 Provinzen (SIGAR 30.4.2017). Die ANDSF konnten die Taliban davon abhalten 

Provinzhauptstädte einzunehmen oder zu halten; die Aufständischen haben die Kontrolle über gewisse ländliche 

Gebiete behalten. (SIGAR 30.4.2017).  

 

Taliban 

Die Taliban haben ihre diesjährige Frühjahrsoffensive Ende April 2017 eröffnet; seitdem kommt es zu verstärkten 

Gefechtshandlungen in Nordafghanistan (BBC 7.5.2017). Bisher haben die Taliban ihre alljährliche Kampfsaison 

durch die Frühjahrsoffensive eingeläutet; allerdings haben dieses Jahr die Taliban-Aufständischen auch in den 

Wintermonaten weitergekämpft (BBC 28.4.2017).   
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Helmand 

Die Taliban haben den Druck auf die Provinz Helmand erhöht; heftige Gefechte fanden Ende Jänner und Anfang 

Februar im Distrikt Sangin statt (UN GASC 3.3.2017): 10 der 14 Distrikte in Helmand werden entweder von den 

Taliban kontrolliert oder sind umstritten. In die Provinz Helmand wurde bereits eine Anzahl US-amerikanischer 

Soldaten entsendet (al-Jazeera 29.4.2017; vgl. auch: Khaama Press 11.4.2017). Auch das afghanische 

Verteidigungsministerium hat Befreiungsoperationen gestartet, die sogenannten Khalid-Operationen in 

Helmand aus den beiden Distrikten, Garamser und Nad-e Ali heraus (Khaama Press 11.4.2017). Militärischen 

Quellen zufolge, wurde im Mai eine riesige Kommandozentrale der Taliban im Distrikt Nad-e Ali zerstört (Sputnik 

News 10.5.2017). 

 

Kunduz 

Seit zwei Jahren ist Kunduz Zentrum intensiver Gefechte zwischen Taliban und Sicherheitskräften (LWJ 9.5.2017); 

die Stadt Kunduz fiel zweimal bevor die ANDSF und die Koalitionskräfte sie wieder unter ihre Kontrolle bringen 

konnten (SIGAR 30.4.2017; vgl. auch: LWJ 9.5.2017).  

 

IS/ISIS/ISKP/ISIL-KP/Daesh  

Der IS-Zweig in Afghanistan – teilweise bekannt als IS Khorasan – ist seit dem Jahr 2015 aktiv; er kämpft gegen 

die Taliban, sowie auch gegen die afghanischen und US-amerikanischen Kräfte (Dawn 7.5.2017). Der IS verliert 

weiterhin Gebiete, die zuvor von ihm kontrolliert wurden; Verantwortlich dafür sind hauptsächlich die 

Aktivitäten der afghanischen Luftstreitkräfte mit Unterstützung der Luftangriffe der NATO (SCR 28.2.2017).     

 

Abdul Hasib, der IS-Anführer in Afghanistan, wurde im Rahmen einer militärischen Operation in Nangarhar 

getötet (BBC 8.5.2017; vgl. auch: NYT 7.5.2017); von Hasib wird angenommen für viele high-profile Angriffe 

verantwortlich zu sein – so auch für den Angriff gegen das Militärkrankenhaus in Kabul (Dawn 7.5.2017; vgl. auch: 

BBC 8.5.2017).  

 

In diesem Jahr wurden hunderte IS-Aufständische entweder getötet oder gefangen genommen (BBC 8.5.2017). 

Im April 2017 wurde die größte nicht-nukleare Bombe, in einer Region in Ostafghanistan eingesetzt, die dafür 

bekannt ist von IS-Aufständischen bewohnt zu sein (Independent 13.4.2017). Netzwerke bestehend aus Höhlen 

und Tunnels wurden zerstört und 94 IS-Kämpfer, sowie vier Kommandanten, getötet (Dawn 7.5.2017). Quellen 

zufolge waren keine Zivilisten von dieser Explosion betroffen (BBC 14.4.2017; vgl. auch: The Guardian 13.4.2017, 

al-Jazeera 14.4.2017).  

Quellen: 

- al-Jazeera (29.4.2017): US marines return to Taliban stronghold of Helmand, 

http://www.aljazeera.com/news/2017/04/marines-return-taliban-stronghold-helmand-

170429090406248.html, Zugriff 9.5.2017  

- al-Jazeera (14.4.2017): Mixed reaction in Afghanistan over Nangarhar bombing, 

http://www.aljazeera.com/video/news/2017/04/mixed-reaction-afghanistan-nangarhar-bombing-

170414143849115.html, Zugriff 8.5.2017  
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- BBC (8.5.2017): Afghanistan IS head killed in raid - US and Afghan officials, 

http://www.bbc.com/news/world-asia-39839339, Zugriff 8.5.2017, ua.  

Politische Lage 

Nach dem Sturz des Taliban-Regimes im Jahr 2001 wurde eine neue Verfassung erarbeitet (IDEA o.D.), und im 

Jahre 2004 angenommen (Staatendokumentation des BFA 7.2016; vgl. auch: IDEA o.D.). Sie basiert auf der 

Verfassung aus dem Jahre 1964. Bei Ratifizierung sah diese Verfassung vor, dass kein Gesetz gegen die 

Grundsätze und Bestimmungen des Islam verstoßen darf und alle Bürger Afghanistans, Mann und Frau, gleiche 

Rechte und Pflichten vor dem Gesetz haben (BFA Staatendokumentation des BFA 3.2014; vgl. Max Planck 

Institute 27.1.2004).  

 

Die Innenpolitik ist seit der Einigung zwischen den Stichwahlkandidaten der Präsidentschaftswahl auf eine 

Regierung der Nationalen Einheit (RNE) von mühsamen Konsolidierungsbemühungen geprägt. Nach 

langwierigen Auseinandersetzungen zwischen den beiden Lagern der Regierung unter Führung von Präsident 

Ashraf Ghani und dem Regierungsvorsitzenden (Chief Executive Officer, CEO) Abdullah Abdullah sind kurz vor 

dem Warschauer NATO-Gipfel im Juli 2016 schließlich alle Ministerämter besetzt worden (AA 9.2016). Das 

bestehende Parlament bleibt erhalten (CRS 12.1.2017) - nachdem die für Oktober 2016 angekündigten 

Parlamentswahlen wegen bisher ausstehender Wahlrechtsreformen nicht am geplanten Termin abgehalten 

werden konnten (AA 9.2016; vgl. CRS 12.1.2017).  

 

Friedens- und Versöhnungsprozess: 

Im afghanischen Friedens- und Versöhnungsprozess gibt es weiterhin keine greifbaren Fortschritte. Die von der 

RNE sofort nach Amtsantritt konsequent auf den Weg gebrachte Annäherung an Pakistan stagniert, seit die 

afghanische Regierung Pakistan der Mitwirkung an mehreren schweren Sicherheitsvorfällen in Afghanistan 

beschuldigte. Im Juli 2015 kam es erstmals zu direkten Vorgesprächen zwischen der afghanischen Regierung und 

den Taliban über einen Friedensprozess, die aber nach der Enthüllung des jahrelang verschleierten Todes des 

Taliban-Führers Mullah Omar bereits nach der ersten Runde wieder eingestellt wurden. Die Reintegration 

versöhnungswilliger Aufständischer bleibt weiter hinter den Erwartungen zurück, auch wenn bis heute angeblich 

ca. 10.000 ehemalige Taliban über das „Afghanistan Peace and Reintegration Program“ in die Gesellschaft 

reintegriert wurden (AA 9.2016).  

 

Hezb-e Islami Gulbuddin (HIG) 

Nach zweijährigen Verhandlungen (Die Zeit 22.9.2016), unterzeichneten im September 2016 Vertreter der 

afghanischen Regierung und der Hezb-e Islami ein Abkommen (CRS 12.1.2017), das der Hezb-e Islami Immunität 

für "vergangene politische und militärische" Taten zusichert. Dafür verpflichtet sich die Gruppe alle militärischen 

Aktivitäten einzustellen (DW 29.9.2016). Einen Tag nach Unterzeichnung des Friedensabkommen zwischen der 

Hezb-e Islami und der Regierung, erklärte erstere in einer Stellungnahme eine Waffenruhe (The Express Tribune 

30.9.2016). Das Abkommen beinhaltet unter anderem die Möglichkeit eines Regierungspostens für Hekmatyar; 

auch soll sich die afghanische Regierung bemühen, int. Sanktionen gegen Hekmatyar aufheben zu lassen (CRS 

12.1.2017). Sobald internationale Sanktionen aufgehoben sind, wird von Hekmatyar erwartet, nach 20 Jahren 

aus dem Exil nach Afghanistan zurückkehren. Im Jahr 2003 war Hekmatyar von den USA zum „internationalen 

Terroristen“ erklärt worden (NYT 29.9.2016). Schlussendlich wurden im Februar 2017 die Sanktionen gegen 

Hekmatyar von den Vereinten Nationen aufgehoben (BBC News 4.2.2017).  



- 24 - 

Quellen: 

- AA – Auswärtiges Amt (9.2016): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen 

Republik Afghanistan  

- BBC News (4.2.2017): Afghan warlord Hekmatyar sanctions dropped by UN, 

http://www.bbc.com/news/world-asia-38867280, Zugriff 9.2.2017  

- CRS – Congressional Research Service (12.1.2017): Afghanistan: Post-Taliban Governance, Security, and U.S. 

Policy, https://www.fas.org/sgp/crs/row/RL30588.pdf, Zugriff 24.1.2017 

- CRS – U.S. Congressional Research Service (12.1.2015): Afghanistan: Politics, Elections, and Government 

Performance, http://www.fas.org/sgp/crs/row/RS21922.pdf, Zugriff 20.10.2015, ua.   

Sicherheitslage 

Die Sicherheitslage ist beeinträchtigt durch eine tief verwurzelte militante Opposition. Die afghanische Regierung 

behält die Kontrolle über Kabul, größere Bevölkerungszentren, Transitrouten, Provinzhauptstädten und den 

Großteil der Distriktzentren. Die afghanischen Sicherheitskräfte zeigten Entschlossenheit und steigerten auch 

weiterhin ihre Leistungsfähigkeit im Kampf gegen den von den Taliban geführten Aufstand. Die Taliban kämpften 

weiterhin um Distriktzentren, bedrohten Provinzhauptstädte und eroberten landesweit kurzfristig 

Hauptkommunikationsrouten; speziell in Gegenden von Bedeutung wie z.B. Kunduz City und der Provinz 

Helmand (USDOD 12.2016). Zu Jahresende haben die afghanischen Sicherheitskräfte (ANDSF) Aufständische in 

Gegenden von Helmand, Uruzgan, Kandahar, Kunduz, Laghman, Zabul, Wardak und Faryab bekämpft (SIGAR 

30.1.2017).  

 

In den letzten zwei Jahren hatten die Taliban kurzzeitig Fortschritte gemacht, wie z.B. in Helmand und Kunduz, 

nachdem die ISAF-Truppen die Sicherheitsverantwortung den afghanischen Sicherheits- und 

Verteidigungskräften (ANDSF) übergeben hatten. Die Taliban nutzen die Schwächen der ANDSF aus, wann immer 

sie Gelegenheit dazu haben. Der IS (Islamischer Staat) ist eine neue Form des Terrors im Namen des Islam, ähnlich 

der al-Qaida, auf zahlenmäßig niedrigerem Niveau, aber mit einem deutlich brutaleren Vorgehen. Die 

Gruppierung operierte ursprünglich im Osten entlang der afghanisch-pakistanischen Grenze und erscheint, 

Einzelberichten zufolge, auch im Nordosten und Nordwesten des Landes (Lokaler Sicherheitsberater in 

Afghanistan 17.2.2017).  

 

Mit Stand September 2016, schätzen Unterstützungsmission der NATO, dass die Taliban rund 10% der 

Bevölkerung beeinflussen oder kontrollieren. Die afghanischen Verteidigungsstreitkräfte (ANDSF) waren im 

Allgemeinen in der Lage, große Bevölkerungszentren zu beschützen. Sie hielten die Taliban davon ab, Kontrolle 

in bestimmten Gegenden über einen längeren Zeitraum zu halten und reagierten auf Talibanangriffe. Den Taliban 

hingegen gelang es, ländliche Gegenden einzunehmen; sie kehrten in Gegenden zurück, die von den ANDSF 

bereits befreit worden waren, und in denen die ANDSF ihre Präsenz nicht halten konnten. Sie führten außerdem 

Angriffe durch, um das öffentliche Vertrauen in die Sicherheitskräfte der Regierung, und deren Fähigkeit, für 

Schutz zu sorgen, zu untergraben (USDOD 12.2016). Berichten zufolge hat sich die Anzahl direkter Schussangriffe 

der Taliban gegen Mitglieder der afghanischen Nationalarmee (ANA) und afghaniischen Nationalpolizei (ANP) 

erhöht (SIGAR 30.1.2017). 
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Einem Bericht des U.S. amerikanischen Pentagons zufolge haben die afghanischen Sicherheitskräfte Fortschritte 

gemacht, wenn auch keine dauerhaften (USDOD 12.2016). Laut Innenministerium wurden im Jahr 2016 im Zuge 

von militärischen Operationen – ausgeführt durch die Polizei und das Militär – landesweit mehr als 18.500 

feindliche Kämpfer getötet und weitere 12.000 verletzt. Die afghanischen Sicherheitskräfte versprachen, sie 

würden auch während des harten Winters gegen die Taliban und den Islamischen Staat vorgehen (VOA 5.1.2017).  

 

Obwohl die afghanischen Sicherheitskräfte alle Provinzhauptstädte sichern konnten, wurden sie von den Taliban 

landesweit herausgefordert: intensive bewaffnete Zusammenstöße zwischen Taliban und afghanischen 

Sicherheitskräften verschlechterten die Sicherheitslage im Berichtszeitraum (16.8. – 17.11.2016) (UN GASC 

13.12.2016; vgl. auch: SCR 30.11.2016). Den afghanischen Sicherheitskräften gelang es im August 2016, mehrere 

große Talibanangriffe auf verschiedene Provinzhauptstädte zu vereiteln, und verlorenes Territorium rasch wieder 

zurückzuerobern (USDOD 12.2016). 

 

Kontrolle von Distrikten und Regionen 

Den Aufständischen misslangen acht Versuche, die Provinzhauptstadt einzunehmen; den Rebellen war es 

möglich, Territorium einzunehmen. High-profile Angriffe hielten an. Im vierten Quartal 2016 waren 2,5 Millionen 

Menschen unter direktem Einfluss der Taliban, während es im 3. Quartal noch 2,9 Millionen waren (SIGAR 

30.1.2017). 

 

Laut einem Sicherheitsbericht für das vierte Quartal, sind 57,2% der 407 Distrikte unter Regierungskontrolle bzw. 

–einfluss; dies deutet einen Rückgang von 6,2% gegenüber dem dritten Quartal: zu jenem Zeitpunkt waren 233 

Distrikte unter Regierungskontrolle, 51 Distrikte waren unter Kontrolle der Rebellen und 133 Distrikte waren 

umkämpft. Provinzen, mit der höchsten Anzahl an Distrikten unter Rebelleneinfluss oder -kontrolle waren: 

Uruzgan mit 5 von 6 Distrikten, und Helmand mit 8 von 14 Distrikten. Regionen, in denen Rebellen den größten 

Einfluss oder Kontrolle haben, konzentrieren sich auf den Nordosten in Helmand, Nordwesten von Kandahar und 

die Grenzregion der beiden Provinzen (Kandahar und Helmand), sowie Uruzgan und das nordwestliche Zabul 

(SIGAR 30.1.2017).  

Rebellengruppen 

Regierungsfeindliche Elemente versuchten weiterhin durch Bedrohungen, Entführungen und gezielten Tötungen 

ihren Einfluss zu verstärken. Im Berichtszeitraum wurden 183 Mordanschläge registriert, davon sind 27 

gescheitert. Dies bedeutet einen Rückgang von 32% gegenüber dem Vergleichszeitraum im Jahr 2015 (UN GASC 

13.12.2016). Rebellengruppen, inklusive hochrangiger Führer der Taliban und des Haqqani Netzwerkes, 

behielten ihre Rückzugsgebiete auf pakistanischem Territorium (USDOD 12.2016).   

 

Afghanistan ist mit einer Bedrohung durch militante Opposition und extremistischen Netzwerken konfrontiert; 

zu diesen zählen die Taliban, das Haqqani Netzwerk, und in geringerem Maße al-Qaida und andere 

Rebellengruppen und extremistische Gruppierungen. Die Vereinigten Staaten von Amerika unterstützen eine von 

Afghanen geführte und ausgehandelte Konfliktresolution in Afghanistan - gemeinsam mit internationalen 

Partnern sollen die Rahmenbedingungen für einen friedlichen politischen Vergleich zwischen afghanischer 

Regierung und Rebellengruppen geschaffen werden (USDOD 12.2016).  
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Zwangsrekrutierungen durch die Taliban, Milizen, Warlords oder kriminelle Banden sind nicht auszuschließen. 

Konkrete Fälle kommen jedoch aus Furcht vor Konsequenzen für die Rekrutierten oder ihren Familien kaum an 

die Öffentlichkeit (AA 9.2016).  

Taliban und ihre Offensive  

Die afghanischen Sicherheitskräfte behielten die Kontrolle über große Ballungsräume und reagierten rasch auf 

jegliche Gebietsgewinne der Taliban (USDOD 12.2016). Die Taliban erhöhten das Operationstempo im Herbst 

2016, indem sie Druck auf die Provinzhauptstädte von Helmand, Uruzgan, Farah und Kunduz ausübten, sowie die 

Regierungskontrolle in Schlüsseldistrikten beeinträchtigten und versuchten, Versorgungsrouten zu unterbrechen 

(UN GASC 13.12.2016). Die Taliban verweigern einen politischen Dialog mit der Regierung (SCR 12.2016).  

 

Die Taliban haben die Ziele ihrer Offensive „Operation Omari“ im Jahr 2016 verfehlt (USDOD 12.2016). Ihr Ziel 

waren großangelegte Offensiven gegen Regierungsstützpunkte, unterstützt durch Selbstmordattentate und 

Angriffe von Aufständischen, um die vom Westen unterstütze Regierung zu vertreiben (Reuters 12.4.2016). 

Gebietsgewinne der Taliban waren nicht dauerhaft, nachdem die ANDSF immer wieder die Distriktzentren und 

Bevölkerungsgegenden innerhalb eines Tages zurückerobern konnte. Die Taliban haben ihre lokalen und 

temporären Erfolge ausgenutzt, indem sie diese als große strategische Veränderungen in sozialen Medien und 

in anderen öffentlichen Informationskampagnen verlautbarten (USDOD12.2016). Zusätzlich zum bewaffneten 

Konflikt zwischen den afghanischen Sicherheitskräften und den Taliban kämpften die Taliban gegen den ISIL-KP 

(Islamischer Staat in der Provinz Khorasan) (UN GASC 13.12.2016).   

 

Der derzeitig Talibanführer Mullah Haibatullah Akhundzada hat im Jänner 2017 16 Schattengouverneure in 

Afghanistan ersetzt, um seinen Einfluss über den Aufstand zu stärken. Aufgrund interner Unstimmigkeiten und 

Überläufern zu feindlichen Gruppierungen, wie dem Islamischen Staat, waren die afghanischen Taliban 

geschwächt. hochrangige Quellen der Taliban waren der Meinung, die neu ernannten Gouverneure würden den 

Talibanführer stärken, dennoch gab es keine Veränderung in Helmand. Die südliche Provinz – größtenteils unter 

Talibankontrolle – liefert der Gruppe den Großteil der finanziellen Unterstützung durch Opium. Behauptet wird, 

Akhundzada hätte nicht den gleichen Einfluss über Helmand, wie einst Mansour (Reuters 27.1.2017).  

 

Im Mai 2016 wurde der Talibanführer Mullah Akhtar Mohammad Mansour durch eine US-Drohne in der Provinz 

Balochistan in Pakistan getötet (BBC News 22.5.2016; vgl. auch: The National 13.1.2017). Zum Nachfolger wurde 

Mullah Haibatullah Akhundzada ernannt - ein ehemaliger islamischer Rechtsgelehrter - der bis zu diesem 

Zeitpunkt als einer der Stellvertreter diente (Reuters 25.5.2016; vgl. auch: The National 13.1.2017). Dieser 

ernannte als Stellvertreter Sirajuddin Haqqani, den Sohn des Führers des Haqqani-Netzwerkes (The National 

13.1.2017) und Mullah Yaqoub, Sohn des Talibangründers Mullah Omar (DW 25.5.2016).   

Haqqani-Netzwerk 

Das Haqqani-Netzwerk ist eine sunnitische Rebellengruppe, die durch Jalaluddin Haqqani gegründet wurde. 

Sirajuddin Haqqani, Sohn des Jalaluddin, führt das Tagesgeschäft, gemeinsam mit seinen engsten Verwandten 

(NCTC o.D.). Sirajuddin Haqqani, wurde zum Stellvertreter des Talibanführers Mullah Haibatullah Akhundzada 

ernannt (The National 13.1.2017).  

 

Das Netzwerk ist ein Verbündeter der Taliban – dennoch ist es kein Teil der Kernbewegung (CRS 26.5.2016). Das 

Netzwerk ist mit anderen terroristischen Organisationen in der Region, inklusive al-Qaida und den Taliban, 
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verbündet (Khaama Press 16.10.2014). Die Stärke des Haqqani-Netzwerks wird auf 3.000 Kämpfer geschätzt (CRS 

12.1.2017). Das Netzwerk ist hauptsächlich in Nordwaziristan (Pakistan) zu verorten und führt 

grenzübergreifende Operationen nach Ostafghanistan und Kabul durch (NCTC o.D.).  

 

Das Haqqani-Netzwerk ist fähig - speziell in der Stadt Kabul - Operationen durchzuführen; finanziert sich durch 

legale und illegale Geschäfte in den Gegenden Afghanistans, in denen es eine Präsenz hat, aber auch in Pakistan 

und im Persischen Golf. Das Netzwerk führt vermehrt Entführungen aus – wahrscheinlich um sich zu finanzieren 

und seine Wichtigkeit zu stärken (CRS 12.1.2017).  

 

Kommandanten des Haqqani Netzwerk sagten zu Journalist/innen, das Netzwerk sei bereit eine politische 

Vereinbarung mit der afghanischen Regierung zu treffen, sofern sich die Taliban dazu entschließen würden, eine 

solche Vereinbarung einzugehen (CRS 12.1.2017).  

Al-Qaida  

Laut US-amerikanischen Beamten war die Präsenz von al-Qaida in den Jahren 2001 bis 2015 minimal (weniger 

als 100 Kämpfer); al-Qaida fungierte als Unterstützer für Rebellengruppen (CRS 12.1.2017). Im Jahr 2015 

entdeckten und zerstörten die afghanischen Sicherheitskräfte gemeinsam mit US-Spezialkräften ein Kamp der 

al-Quaida in der Provinz Kandahar (CRS 12.1.2017; vgl. auch: FP 2.11.2015); dabei wurden 160 Kämpfer getötet 

(FP 2.11.2015). Diese Entdeckung deutet darauf hin, dass al-Qaida die Präsenz in Afghanistan vergrößert hat. US-

amerikanische Kommandanten bezifferten die Zahl der Kämpfer in Afghanistan mit 100-300, während die 

afghanischen Behörden die Zahl der Kämpfer auf 300-500 schätzten (CRS 12.1.2017). Im Dezember 2015 wurde 

berichtet, dass al-Qaida sich primär auf den Osten und Nordosten konzertierte und nicht wie ursprünglich von 

US-amerikanischer Seite angenommen, nur auf Nordostafghanistan (LWJ 16.4.2016).  

Hezb-e Islami Gulbuddin (HIG) 

Siehe Kapitel 2 – Politische Lage – Friedens- und Versöhnungsprozesse  

IS/ISIS/ISIL/ISKP/ISIL-K/Daesh – Islamischer Staat  

Seit dem Jahr 2014 hat die Terrorgruppe Islamischer Staat (IS) eine kleine Präsenz in Afghanistan etabliert (RAND 

28.11.2016). Die Führer des IS nennen diese Provinz Wilayat Khorasan - in Anlehnung an die historische Region, 

die Teile des Irans, Zentralasien, Afghanistan und Pakistan beinhaltete (RAND 28.11.2016; vgl. auch: MEI 5.2016). 

Anfangs wuchs der IS schnell (MEI 5.2016). Der IS trat im Jahr 2014 in zwei getrennten Regionen in Afghanistan 

auf: in den östlichsten Regionen Nangarhars, an der AfPak-Grenze und im Distrikt Kajaki in der Provinz Helmand 

(USIP 3.11.2016).  

 

Trotz Bemühungen, seine Macht und seinen Einfluss in der Region zu vergrößern, kontrolliert der IS nahezu kein 

Territorium außer kleineren Gegenden wie z.B. die Distrikte Deh Bala, Achin und Naziyan in der östlichen Provinz 

Nangarhar (RAND 28.11.2016; vgl. auch: USIP 3.11.2016). Zwar kämpfte der IS hart in Afghanistan, um Fuß zu 

fassen. Die Gruppe wird von den Ansässigen jedoch Großteils als fremde Kraft gesehen (MEI 5.2016). Nur eine 

Handvoll Angriffe führte der IS in der Region durch. Es gelang ihm nicht, sich die Unterstützung der Ansässigen 

zu sichern; auch hatte er mit schwacher Führung zu kämpfen (RAND 28.11.2016). Der IS hatte mit Verslusten zu 

kämpfen (MEI 5.2016). Unterstützt von internationalen Militärkräften, führten die afghanischen 

Sicherheitskräfte regelmäßig Luft- und Bodenoperationen gegen den IS in den Provinzen Nangarhar und Kunar 
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durch – dies verkleinerte die Präsenz der Gruppe in beiden Provinzen. Eine kleinere Präsenz des IS existiert in 

Nuristan (UN GASC 13.12.2016).  

 

Auch wenn die Gruppierung weiterhin interne Streitigkeiten der Taliban ausnützt, um die Präsenz zu halten, ist 

sie mit einem harten Kampf konfrontiert, um permanenter Bestandteil komplexer afghanischer Stammes- und 

Militärstrukturen zu werden. Anhaltender Druck durch US-amerikanische Luftangriffe haben weiterhin die 

Möglichkeiten des IS in Afghanistan untergraben; auch wird der IS weiterhin davon abgehalten, seinen eigenen 

Bereich in Afghanistan einzunehmen (MEI 5.2016). Laut US-amerikanischem Außenministerium hat der IS keinen 

sicherheitsrelevanten Einfluss außerhalb von isolierten Provinzen in Ostafghanistan (SIGAR 30.1.2017).   

Unterstützt von internationalen Militärkräften, führten die afghanischen Sicherheitskräfte regelmäßig Luft- und 

Bodenoperationen gegen den IS in den Provinzen Nangarhar und Kunar durch – dies verkleinerte die Präsenz der 

Gruppe in beiden Provinzen. Eine kleinere Präsenz des IS existiert in Nuristan (UN GASC 13.12.2016). 

 

Presseberichten zufolge betrachtet die afghanische Bevölkerung die Talibanpraktiken als moderat im Gegensatz 

zu den brutalen Praktiken des IS. Kämpfer der Taliban und des IS gerieten, aufgrund politischer oder anderer 

Differenzen, aber auch aufgrund der Kontrolle von Territorium, aneinander (CRS 12.1.2017).  

Drogenanbau und Gegenmaßnahmen 

Einkünfte aus dem Drogenschmuggel versorgen auch weiterhin den Aufstand und kriminelle Netzwerke (USDOD 

12.2016). Laut einem Bericht des afghanischen Drogenbekämpfungsministeriums, vergrößerte sich die 

Anbaufläche für Opium um 10% im Jahr 2016 auf etwa 201.000 Hektar. Speziell in Nordafghanistan und in der 

Provinz Badghis, verstärkte sich der Anbau: Blaumohn wächst in 21 der 34 Provinzen, im Vergleich zum Jahr 2015, 

wo nur 20 Provinzen betroffen waren. Seit dem Jahr 2008 wurde zum ersten Mal von Opiumanbau in der Provinz 

Jawzjan berichtet. Helmand bleibt mit 80.273 Hektar (40%) auch weiterhin Hauptanbauprovinz, gefolgt von 

Badghis, Kandahar und der Provinz Uruzgan. Die potentielle Opiumproduktion im Jahr 2016 macht insgesamt 

4.800 Tonnen aus – eine Steigerung von 43% (3.300 Tonnen) im Gegensatz zum Jahr 2015. Die hohe 

Produktionsrate kann einer Steigerung des Opiumertrags pro Hektar und eingeschränkter 

Beseitigungsbemühungen, aufgrund von finanziellen und sicherheitsrelevanten Ressourcen, zugeschrieben 

werden. Hauptsächlich erhöhten sich die Erträge aufgrund von vorteilhaften Bedingungen, wie z.B. des Wetters 

und nicht vorhandener Pflanzenkrankheiten (UN GASC 17.12.2016).   

Zivile Opfer 

Die Mission der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) dokumentiert weiterhin regierungsfeindliche 

Elemente, die illegale und willkürliche Angriffe gegen Zivilist/innen ausführen (UNAMA 10.2016). Zwischen 1.1. 

und 31.12.2016 registrierte UNAMA 11.418 zivile Opfer (3.498 Tote und 7.920 Verletzte) – dies deutet einen 

Rückgang von 2% bei Getöteten und eine Erhöhung um 6% bei Verletzten im Gegensatz zum Vergleichszeitraum 

des Jahres 2015 an. Bodenkonfrontation waren weiterhin die Hauptursache für zivile Opfer, gefolgt von 

Selbstmordangriffen und komplexen Attentaten, sowie unkonventionellen Spreng- und Brandvorrichtung (IED), 

und gezielter und willkürlicher Tötungen (UNAMA 6.2.2017). 

 

UNAMA verzeichnete 3.512 minderjährige Opfer (923 Kinder starben und 2.589 wurden verletzt) – eine 

Erhöhung von 24% gegenüber dem Vergleichszeitraum des Vorjahres; die höchste Zahl an minderjährigen Opfern 

seit Aufzeichnungsbeginn. Hauptursache waren Munitionsrückstände, deren Opfer meist Kinder waren. Im Jahr 
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2016 wurden 1.218 weibliche Opfer registriert (341 Tote und 877 Verletzte), dies deutet einen Rückgang von 2% 

gegenüber dem Vorjahr an (UNAMA 6.2.2017).  

 

Hauptsächlich waren die südlichen Regionen von dem bewaffneten Konflikt betroffen: 2.989 zivilen Opfern 

(1.056 Tote und 1.933 Verletzte) - eine Erhöhung von 17% gegenüber dem Jahr 2015. In den zentralen Regionen 

wurde die zweithöchste Rate an zivilen Opfern registriert: 2.348 zivile Opfer (534 Tote und 1.814 Verletzte) - eine 

Erhöhung von 34% gegenüber dem Vorjahreswert, aufgrund von Selbstmordangriffen und komplexen Angriffe 

auf die Stadt Kabul. Die östlichen und nordöstlichen Regionen verzeichneten einen Rückgang bei zivilen Opfern: 

1.595 zivile Opfer (433 Tote und 1.162 Verletzte) im Osten und 1.270 zivile Opfer (382 Tote und 888 Verletzte) in 

den nordöstlichen Regionen. Im Norden des Landes wurden 1.362 zivile Opfer registriert (384 Tote und 978 

Verletzte), sowie in den südöstlichen Regionen 903 zivile Opfer (340 Tote und 563 Verletzte). Im Westen wurden 

836 zivile Opfer (344 Tote und 492 Verletzte) und 115 zivile Opfer (25 Tote und 90 Verletzte) im zentralen 

Hochgebirge registriert (UNAMA 6.2.2017).   

 

Laut UNAMA waren 61% aller zivilen Opfer regierungsfeindlichen Elementen zuzuschreiben (hauptsächlich 

Taliban), 24% regierungsfreundlichen Kräften (20% den afghanischen Sicherheitskräften, 2% bewaffneten 

regierungsfreundlichen Gruppen und 2% internationalen militärischen Kräften); Bodenkämpfen zwischen 

regierungsfreundlichen Kräften und regierungsfeindlichen Kräften waren Ursache für 10% ziviler Opfer, während 

5% der zivilen Opfer vorwiegend durch Unfälle mit Munitionsrückständen bedingt waren (UNAMA 6.2.2017).  

Mitarbeiter/innen internationaler Organisationen und der US-Streitkräfte 

Die Taliban greifen weiterhin Mitarbeiter/innen lokaler Hilfsorganisationen und internationaler Organisationen 

an – nichtsdestotrotz sind der Ruf der Organisationen innerhalb der Gemeinschaft und deren politischer Einfluss 

ausschlaggebend, ob ihre Mitarbeiter/innen Problemen ausgesetzt sein werden. Dieser Quelle zufolge, sind 

Mitarbeiter/innen von NGOs Einschüchterungen der Taliban ausgesetzt. Einer anderen Quelle zufolge kam es im 

Jahr 2015 nur selten zu Vorfällen, in denen NGOs direkt angegriffen wurden (IRBC 22.2.2016). Angriffe auf 

Mitarbeiter/innen internationaler Organisationen wurden in den letzten Jahren registriert; unter anderem 

wurden im Februar 2017 sechs Mitarbeiter/innen des Int. Roten Kreuzes in der Provinz Jawzjan von 

Aufständischen angegriffen und getötet (BBC News 9.2.2017); im April 2015 wurden 5 Mitarbeiter/innen von 

„Save the Children“ in der Provinz Uruzgan entführt und getötet (The Guardian 11.4.2015).   

 

Die norwegische COI-Einheit Landinfo berichtet im September 2015, dass zuverlässige Berichte über 

konfliktbezogene Gewalt gegen Afghanen im aktiven Dienst für internationale Organisationen vorliegen. 

Andererseits konnte nur eine eingeschränkte Berichtslage bezüglich konfliktbezogener Gewalt gegen ehemalige 

Übersetzer, Informanten oder andere Gruppen lokaler Angestellter ziviler oder militärischer Organisationen 

festgestellt werden (Landinfo 9.9.2015). Ferner werden reine Übersetzerdienste, die auch geheime Dokumente 

umfassen, meist von US-Staatsbürgern mit lokalen Wurzeln durchgeführt, da diese eine Sicherheitszertifizierung 

benötigen (Liaison Officer to Ministry of Interior of GIROA 14.11.2014).  

 

Grundsätzlich sind Anfeindungen gegen afghanische Angestellte der US-Streitkräfte üblich, da diese im Vergleich 

zu ihren Mitbürger/innen verhältnismäßig viel verdienen. Im Allgemeinen hält sich das aber in Grenzen, da der 

wirtschaftliche Nutzen für die gesamte Region zu wichtig ist. Tätliche Übergriffe kommen vor, sind aber nicht nur 

auf ein Arbeitsverhältnis bei den internationalen Truppen zurückzuführen. Des Weiteren bekommen afghanische 
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Angestellte bei den internationalen Streitkräften Uniformen oder Dienstbekleidung, Verpflegung und Zugang zu 

medizinischer Versorgung nach westlichem Standard. Es handelt sich somit meist um Missgunst. Das Argument 

der Gefahr im Beruf für lokale Dolmetscher wurde von den US-Streitkräften im Bereich der SOF (Special 

Operation Forces), die sehr sensible Aufgaben durchführen, dadurch behoben, dass diesen Mitarbeitern nach 

einer gewissen Zeit die Mitnahme in die USA angeboten wurde. Dieses Vorgehen wurde von einer militärischen 

Quelle aus Deutschland bestätigt (Liaison Officer to Ministry of Interior of GIROA 14.11.2014).  

Quellen: 

- BBC News (9.2.2017): Afghanistan killings: Red Cross halts aid after attack, 

http://www.bbc.com/news/world-asia-38912482, Zugriff 23.2.2017  

- BBC News (22.5.2016): Taliban leader Mullah Akhtar Mansour killed, Afghans confirm, 

http://www.bbc.com/news/world-asia-36352559, Zugriff 26.1.2017  

- http://www.bbc.com/news/world-asia-35169478, Zugriff 12.1.2016, ua.   

Ghazni 

Ghazni ist eine der wichtigsten Zentralprovinzen Afghanistans. Ghazni liegt 145 km südlich von Kabul Stadt an 

der Autobahn Kabul-Kandahar. Die Provinzen (Maidan) Wardak und Bamyan liegen im Norden, während die 

Provinzen Paktia, Paktika und Logar im Osten liegen; Zabul grenzt gemeinsam mit Uruzgan an den Westen der 

Provinz. Laut dem afghanischen Statistikbüro (CSO) ist sie die Provinz mit der zweithöchsten Bevölkerungszahl 

(Pajhwok o.D.a), die auf 1.249.376 Bewohner/innen geschätzt wird (CSO 2016). 

 

Ghazni ist in folgende Distrikte unterteilt: Jaghuri, Malistan, Nawur, Ajiristan, Andar, Qarabagh, Giro, Muqur, 

Waghaz, Gelan, Ab Band, Nawa, Dih Yak, Rashidan, Zana Khan, Khugiani, Khwaja Omari, Jaghatu und Ghazni City 

(Vertrauliche Quelle 15.9.2015). Ghazni wird aufgrund ihrer strategischen Position, als Schlüsselprovinz gewertet 

– die Provinz verbindet durch die Autobahn, die Hauptstadt Kabul mit den bevölkerungsreichen südlichen und 

westlichen Provinzen (HoA 15.3.2016).   

 

Gewalt gegen Einzelpersonen 39 

Bewaffnete Konfrontationen und Luftangriffe 952 

Selbstmordattentate, IED-Explosionen und andere 

Explosionen 
140 

Wirksame Einsätze von Sicherheitskräften 155 

Vorfälle ohne Bezug auf den Konflikt 4 

Andere Vorfälle 2 

Insgesamt 1.292 

 

Im Zeitraum 1.9.2015 – 31.5.2016 wurden in der Provinz Ghazni 1.292 sicherheitsrelevante Vorfälle registriert 

(EASO 11.2016). 

 

Im Vergleich zum vorigen Berichtszeitraum wurden Veränderungen der Sicherheitslage in Ghazni festgehalten; 

gleichwohl sind die Gewinne der Taliban in diesen Teilen des Landes minimal und unbeständig (USDOD 12.2016). 

Im Dezember 2016 verlautbarte der CEO Afghanistans den baldigen Beginn militärischer Spezialoperationen in 



- 31 - 

den Provinzen Ghazni und Kabul, um Sympathisanten des Islamischen Staates und Talibanaufständische zu 

vertreiben (Khaama Press 23.1.2017).  

 

Ghazni zählt zu den volatilen Provinzen in Südostafghanistan, wo regierungsfeindliche aufständische Gruppen in 

den verschiedenen Distrikten aktiv sind und regelmäßig Operationen durchführen (Khaama Press 15.10.2016; 

Khaama Press 8.7.2016; vgl. auch: Truthdig 23.1.2017). Die Bevölkerung der Provinz kooperiere bereits mit den 

Sicherheitskräften. Ein Mitglied des Provinzrates verlautbarte, dass sich die Sicherheitslage verbessern könnte, 

wenn die Polizei mit notwendiger Ausrüstung versorgt werden würde (Pajhwok 8.1.2017). Im Gegensatz zum 

Jahr 2015 registrierte die UNAMA 2016 keine Entführungsfälle der Hazara-Bevölkerung in Ghazni. In vormals 

betroffenen Gegenden wurden Checkpoints der afghanischen Sicherheitskräfte errichtet; dies wird als 

Abschreckung gewertet (UNMA 6.2.2017).  

 

In der Provinz werden regelmäßig Militäroperationen durchgeführt, um bestimmte Gegenden von 

Aufständischen zu befreien (Khaama Press 15.1.2017; Khaama Press 10.1.2017; Tolonews 8.1.2017; Tolonews 

26.12.2016; Pajhwok 21.11.2016; Afghanistan Times 25.8.2016; Afghanistan Times 21.8.2016), auch in Form von 

Luftangriffen (Pajhwok 18.6.2017; Afghanistan Times 3.8.2016; Khaama Press 8.6.2016). Es kommt zu 

Zusammenstößen zwischen Taliban und Sicherheitskräften (Sputnik News 30.11.2016). Unter anderem wurden 

Taliban Kommandanten getötet (Khaama Press 9.1.2017; Sputnik News 26.12.2016; Khaama Press 17.10.2016; 

Afghanistan Spirit 18.7.2016; Pajhwok 18.6.2016; Afghanistan Times 3.8.2016; Khaama Press 7.6.2016). 

 

Im Februar 2017 bestätigte der afghanische Geheimdienst (NDS) den Tod eines hochrangigen al-Qaida Führers: 

Qari Saifullah Akhtar, war vom NDS in einer Razzia im Jänner 2017 getötet worden. Berichten zufolge, war Qari 

Saifullah Akhtar jahrzehntelang am Aufstand beteiligt; ihm werden direkte Verbindung zu Osama bin Laden und 

dem pakistanischen Geheimdienst nachgesagt (LWJ 19.2.2017; vgl. auch: ATN News 19.2.2017).  

Quellen: 

- Afghanistan Spirit (18.7.2016): 45 Taliban Commanders Killed In Four Months: MoI, 

http://afghanspirit.com/45-taliban-commanders-killed-in-four-months-moi/, Zugriff 9.2.2017  

- Afghanistan Times (25.8.2016): 22 Insurgents Killed, 21 Wounded During Military Operations, 

http://afghanistantimes.af/22-insurgents-killed-21-wounded-during-military-operations/, Zugriff 9.2.2017 

- Afghanistan Times (21.8.2016): Over 50 insurgents killed in military operations, 

http://afghanistantimes.af/over-50-insurgents-killed-in-military-operations/, Zugriff 9.2.2017  

- Afghanistan Times (3.8.2016): 24 insurgents killed, 35 injured in Ghazni air strike,  

- ATN News (19.2.2017): NDS Confirms Top Al-Qaeda Leader Killed in Ghazni, http://ariananews.af/nds-

confirms-top-al-qaeda-leader-killed-in-ghazni/, Zugriff 20.2.2017, ua.   

Rechtsschutz/Justizwesen 

Trotz großer legislativer Fortschritte in den vergangenen 14 Jahren gibt es keine einheitliche und korrekte 

Anwendung der verschiedenen Rechtsquellen (kodifiziertes Recht, Scharia (islamisches Gesetz), Gewohnheits-

/Stammesrecht) (AA 9.2016; vgl. auch: USIDP o.D. und WP 31.5.2015). Fast 80% der Dispute werden außerhalb 
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des formellen Justizsystems gelöst - üblicherweise durch Schuras, Jirgas, Mullahs und andere in der Gemeinschaft 

verankerte Akteure (USIP o.D.; vgl. auch: USDOS 13.4.2016).  

 

Traditionelle Rechtsprechungsmechanismen bleiben für viele Menschen, insbesondere in den ländlichen 

Gebieten, weiterhin der bevorzugte Rechtsweg (USDOS 13.4.2016, vgl. auch: FH 27.1.2016). Das kodifizierte 

Recht wird unterschiedlich eingehalten, wobei Gerichte gesetzliche Vorschriften oft zugunsten der Scharia oder 

lokaler Gepflogenheiten missachteten (USDOS 13.4.2016). In einigen Gebieten außerhalb der 

Regierungskontrolle setzen die Taliban ein paralleles Rechtssystem um (FH 27.1.2016).  

 

Obwohl das islamische Gesetz in Afghanistan weitverbreitet akzeptiert ist, stehen traditionelle Praktiken nicht 

immer mit diesem in Einklang. Unter den religiösen Führern in Afghanistan bestehen weiterhin tiefgreifende 

Auffassungsunterschiede darüber, wie das islamische Recht tatsächlich zu einer Reihe von rechtlichen 

Angelegenheiten steht. Dazu zählen unter anderem Frauenrecht, Strafrecht und –verfahren, Verbindlichkeit von 

Rechten gemäß internationalem Recht und der gesamte Bereich der Grundrechte (USIP o.D.). Das formale 

Justizsystem ist in den städtischen Zentren relativ stark verankert, da die Zentralregierung dort am stärksten ist, 

während es in den ländlichen Gebieten - wo ungefähr 76% der Bevölkerung leben - schwächer ausgeprägt ist 

(USDOS 13.4.2016). 

 

Dem Justizsystem mangelt es weiterhin an der Leistungsfähigkeit um die hohe Zahl an neuen und novellierten 

Gesetzen zu beherrschen. Der Mangel an qualifiziertem, juristischem Personal behindert die Gerichte. Die Zahl 

der Richter/innen, welche ein Rechtsstudium absolviert haben erhöht sich weiterhin (USDOS 13.4.2016). Im Jahr 

2014 wurde die Zahl der Richter/innen landesweit mit 1.300 beziffert (SZ 29.9.2014; vgl. auch: CRS 8.11.2016), 

davon waren rund 200 Richterinnen (CRS 8.11.2016). Im Jahr 2015 wurde von Präsident Ghani eine führende 

Anwältin als erste Frau zur Richterin des Supreme Courts ernannt (RFE/RL 30.6.2016). Die Zahl registrierter 

Anwälte/innen hat sich in den letzten fünf Jahren mehr als verdoppelt (WP 31.5.2015). Der Zugang zu 

Gesetzestexten wird besser, ihre geringe Verfügbarkeit stellt für einige Richter/innen und Staatsanwälte immer 

noch eine Behinderung dar (USDOS 13.4.2016).  

 

Ein Mangel an qualifiziertem Justizpersonal behindert die Gerichte (USDOS 13.4.2016; vgl. auch: FH 27.1.2016). 

Manche Amtsträger/innen in Gemeinden und Provinzen verfügen über eine eingeschränkte Ausbildung und 

gründen ihre Entscheidungen daher auf ihrem persönlichen Verständnis der Scharia, ohne jeglichen Bezug zum 

kodifizierten Recht, Stammeskodex oder traditionellen Bräuchen (USDOS 13.4.2016).  

 

Innerhalb des Gerichtswesens ist Korruption weiterhin vorhanden (USDOS 13.4.2016; vgl. auch: FH 27.1.2016); 

Richter/innen und Anwält/innen sind oftmals Ziel von Bedrohung oder Bestechung durch lokale Anführer oder 

bewaffneten Gruppen (FH 27.1.2016), um Entlassungen oder Reduzierungen von Haftstrafen zu erwirken (USDOS 

13.4.2016). Afghanische Gerichte sind durch öffentliche Meinung und politische Führer leicht beeinflussbar (WP 

31.5.2015). Im Juni 2016 errichtete Präsident Ghani das Strafrechtszentrum für Anti-Korruption, um innerhalb 

des Rechtssystems gegen korrupte Minister/innen, Richter/innen und Gouverneure/innen vorzugehen, die meist 

vor strafrechtlicher Verfolgung geschützt waren (Reuters 12.11.2016).  

 

Laut dem allgemeinen Islamvorbehalt in der Verfassung darf kein Gesetz im Widerspruch zum Islam stehen. Eine 

Hierarchie der Normen ist nicht gegeben, so ist nicht festgelegt, welches Gesetz in Fällen des Konflikts zwischen 
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traditionellem islamischem Recht und seinen verschiedenen Ausprägungen einerseits und der Verfassung und 

dem internationalen Recht andererseits zur Anwendung kommt. Diese Unklarheit und eine fehlende 

Autoritätsinstanz zur einheitlichen Interpretation der Verfassung führen nicht nur zur willkürlichen Anwendung 

eines Rechts, sondern auch immer wieder zu Menschenrechtsverletzungen (AA 9.2016).  

Quellen: 

- AA – Auswärtiges Amt (9.2016): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen 

Republik Afghanistan  

- CRS – Congressional Research Service (8.11.2016): Afghanistan: Post-Taliban Governance, Security, and U.S. 

Policy, https://www.fas.org/sgp/crs/row/RL30588.pdf, Zugriff 6.12.2016 

- FH - Freedom House (27.1.2016): Freedom in the World 2016 - Afghanistan, 

http://www.ecoi.net/local_link/327649/468275_de.html, Zugriff 5.12.2016, ua.  

Sicherheitsbehörden 

Die afghanischen Verteidigungs- und Sicherheitskräfte (ANDSF) bestehen aus folgenden Komponenten: der 

afghanischen Nationalarmee (ANA), welche auch die Luftwaffe (AAF) und das ANA-Kommando für 

Spezialoperationen (ANASOC) beinhaltet; der afghanischen Nationalpolizei (ANP), die ebenso die uniformierte 

afghanische Polizei beinhaltet (AUP), der afghanischen Nationalpolizei für zivile Ordnung (ANCOP), der 

afghanischen Grenzpolizei (ABP) und der afghanischen Polizei die Verbrechen bekämpft (AACP). Sie stehen unter 

der Kontrolle des Verteidigungsministeriums Die afghanische Lokalpolizei (ALP), sowie ihre Komponenten (etwa 

die afghanischen Kräfte zum Schutz der Öffentlichkeit (APPF) und die afghanische Polizei zur Drogenbekämpfung 

(CNPA) sind unter der Führung des Innenministeriums (USDOD 6. 2016). 

 

Die afghanischen Verteidigungs- und Sicherheitskräfte (Afghan National Defense and Security Forces, ANDSF) 

haben - wenn auch unbeständig - Fortschritte gemacht. Sie führten ihre Frühjahrs- und Sommeroperationen 

erfolgreich durch. Ihnen gelang im August 2016, mehrere große Talibanangriffe auf verschiedene 

Provinzhauptstädte zu vereiteln, und verlorenes Territorium rasch wieder zurückzuerobern. Schwierigkeiten in 

Schlüsselbereichen wie Spionage, Luftfahrt und Logistik, verbesserten sich, beeinträchtigten dennoch die 

Schlagkraft. Die afghanischen Sicherheitskräfte behielten die Kontrolle über große Ballungsräume und reagierten 

rasch auf jegliche Gebietsgewinne der Taliban (USDOD 12.2016).  

 

Die afghanischen Sicherheitskräfte haben zwar im Jahr 2015 die volle Verantwortung für die Sicherheit des 

Landes übernommen (AA 9.2016; vgl. auch: USIP 5.2016); dennoch werden sie teilweise durch US-amerikanische 

bzw. Koalitionskräfte unterstützt (USDOD 6.2016).  

 

Drei Ministerien verantworten die Sicherheit in Afghanistan: Das afghanische Innenministerium (Afghanistan’s 

Ministry of Interior - MoI), das Verteidigungsministerium (Ministry of Defense - MoD) und der afghanische 

Geheimdienst (NDS). Das Innenministerium ist primär für die interne Ordnung zuständig, dazu zählt auch die 

Afghan Local Police (ALP). Die (Afghan National Police (ANP) untersteht dem Verteidigungsministerium und ist 

für die externe Sicherheit zuständig. Ihre primäre Aufgabe ist die Bekämpfung der Aufständischen. Das National 

Directorate of Security (NDS) fungiert als Geheimdienst und ist auch für die Untersuchung von Kriminalfällen 

zuständig, welche die nationale Sicherheit betreffen (USDOS 13.4.2016).  
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Die autorisierte Truppenstärke der ANDSF wird mit 352.000 beziffert (USDOD 6.2016), davon 4.228 Frauen 

(SIGAR 30.7.2016).  

 

Die monatlichen Ausfälle (umfasst alle geplanten und ungeplanten Ausfälle von Pensionierungen über 

unerlaubte Abwesenheit bis hin zu Gefallenen) der ANDSF liegen bei 2.4% - eine leichte Erhöhung gegenüber 

dem Dreijahresmittel von 2.2% (USDOD 6.2016).  

 

Afghan National Police (ANP) und Afghan Local Police (ALP) 

Die ANP gewährleistet die zivile Ordnung und bekämpft Korruption und die Produktion und den Schmuggel von 

Drogen. Der Fokus der ANP liegt derzeit aber in der Bekämpfung von Aufständischen gemeinsam mit der ANA. 

Das Langzeitziel der ANP ist weiterhin, sich in einen traditionellen Polizeiapparat zu verwandeln. Mit Stand 

31.5.2016 beträgt die Stärke der ANP etwa 148.000 Mann. Dies beinhaltet nicht die rund 6.500 Auszubildenden 

in Polizeiakademien und andere die Ausbildungszentren landesweit ausgebildet werden. Frauen machen sind 

mit etwa 1.8% in der ANP vertreten (USDOD 6.2016). 2.834 Polizistinnen sind derzeit bei der Polizei, dies 

beinhaltete auch jene die in Ausbildung sind (USDOS 13.4.2016; vgl. auch: Sputnik News 14.6.2016). 

 

Die Personalstärke der ALP beträgt etwa 28.800 Mann; zusätzlich autorisiert sind weitere 30.000 Mann, welche 

nicht in der allgemeinen ANDSF-Struktur inkludiert sind (USDOD 6.2016). Aufgabe der ALP ist, Sicherheit 

innerhalb von Dörfern und ländlichen Gebieten zu gewährleisten - indem die Bevölkerung vor Angriffen durch 

Aufständische geschützt wird, Anlagen gesichert und lokale Aktionen gegen Rebellen durchgeführt werden 

(USDOD 6.2016).  

 

Die monatlichen Ausfälle der ANP betragen über die letzten Jahre relativ stabil durchschnittlich 1.9% (USDOD 

6.2016).   

 

Afghanische Nationalarmee (ANA)  

Die afghanische Nationalarmee (ANA) untersteht dem Verteidigungsministerium und ist für die externe 

Sicherheit verantwortlich, primär bekämpft sie den Aufstand im Inneren (USDOS 13.4.2016).  

 

Mit Stand 31. Mai 2016 betrug der autorisierte Personalstand der ANA 171.000 Mann, inklusive 7.100 Mann in 

den Luftstreitkräften (Afghan Air Force – AAF); etwa 820 Frauen sind in der ANA, inklusive AAF. Die Ausfälle in 

der ANA sind je nach Einheit unterschiedlich. Die allgemeine Ausfallsquote lag unter 3%, gegenüber 2,5% in der 

letzten Berichtsperiode. Die Einheiten der Luftstreitkräfte und der afghanischen Spezialeinheiten (ASSF) hielten 

weiterhin die niedrigsten Ausfallsquoten und die höchsten Verbleibquoten aller ANDSF-Teile (USDOD 6.2016).  

 

Die Vereinigten Staaten von Amerika errichteten fünf Militärbasen in: Herat, Gardez, Kandahar, Mazar-e Sharif 

und Kabul (CRS 8.11.2016).  

 

Resolute Support Mission 

Die „Resolute Support Mission“ ist eine von der NATO-geführte Mission, die mit 1. Jänner 2015 ins Leben gerufen 

wurde. Hauptsächlich konzentriert sie sich auf Ausbildungs-, Beratungs- und Unterstützungsaktivitäten auf 

ministerieller und Behördenebene, sowie in höheren Ebenen der Armee und Polizei. Die personelle Stärke der 
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Resolute Support Mission beträgt 13.000 (durch NATO und anderen Partnernationen). Das Hauptquartier ist in 

Kabul (Bagram), mit vier weiteren Niederlassungen in: Mazar-e-Sharif, Herat, Kandahar und Laghman (NATO 

5.2016).   

Quellen: 

- AA – Auswärtiges Amt (9.2016): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen 

Republik Afghanistan  

- CRS – Congressional Research Service (8.11.2016): Afghanistan: Post-Taliban Governance, Security, and U.S. 

Policy, https://www.fas.org/sgp/crs/row/RL30588.pdf, Zugriff 6.12.2016 

- CRS – Congressional Research Service (15.10.2015): Afghanistan: Post-Taliban Governance, Security, and 

U.S. Policy, https://www.fas.org/sgp/crs/row/RL30588.pdf, Zugriff 6.12.2016 

- NATO – North Atlantic Treaty Organization (5.2016): A new chapter in NATO-Afghanistan relations,  

http://www.nato.int/nato_static_fl2014/assets/pdf/pdf_2016_05/20160518_1605-backgrounder-

afghanistan-en.pdf, Zugriff 7.12.2016  

- SIGAR – Special Inspector General For Afghanistan Reconstruction (30.7.2016): Security Contents, 

https://www.sigar.mil/pdf/quarterlyreports/2016-07-30qr-section3-security.pdf, Zugriff 7.12.2016  

- Sputnik News (14.6.2016): Mit Kopftuch und Kalaschnikow gegen Terror: Kabul will 10.000 Polizistinnen 

ausbilden, https://de.sputniknews.com/politik/20160614310595644-afghanistan-frauen-polizei/, Zugriff 

22.12.2016  

- USDOD – Department of Defense (12.2016): Enhancing Security and Stability in Afghanistan, 

https://www.defense.gov/Portals/1/Documents/pubs/Afghanistan-1225-Report-December-2016.pdf, 

Zugriff 13.2.2017 

- USDOD – US Department of Defense (6.2016): Report on Enhancing Security and Stability in Afghanistan, 

http://www.defense.gov/Portals/1/Documents/Enhancing_Security_and_Stability_in_Afghanistan-

June_2016.pdf, , Zugriff 6.12.2016, ua.   

Allgemeine Menschenrechtslage 

Im Bereich der Menschenrechte hat Afghanistan unter schwierigen Umständen erhebliche Fortschritte gemacht. 

Inzwischen ist eine selbstbewusste neue Generation von Afghaninnen und Afghanen herangewachsen, die sich 

politisch, kulturell und sozial engagiert und der Zivilgesellschaft eine starke Stimme verleiht. Diese Fortschritte 

erreichen aber nach wie vor nicht alle Landesteile und sind außerhalb der Städte auch gegen willkürliche 

Entscheidungen von Amtsträgern und Richtern nur schwer durchzusetzen. Die Menschenrechte haben in 

Afghanistan eine klare gesetzliche Grundlage (AA 9.2016). Die 2004 verabschiedete afghanische Verfassung 

enthält einen umfassenden Grundrechtekatalog (AA 9.2016; vgl. auch: Max Planck Institut 27.1.2004). 

Afghanistan hat die meisten der einschlägigen völkerrechtlichen Verträge - zum Teil mit Vorbehalten - 

unterzeichnet und/oder ratifiziert (AA 9.2016).  

 

Im Februar 2016 hat Präsident Ghani, den ehemaligen Leiter der afghanischen Menschenrechtskommission, 

Mohammad Farid Hamidi, zum Generalstaatsanwalt ernannt (USDOD 6.2016; vgl. auch NYT 3.9.2016).  
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Drohungen, Einschüchterungen und Angriffe gegen Menschenrechtsverteidiger hielten in einem Klima der 

Straflosigkeit an, nachdem die Regierung es verabsäumt hatte, Fälle zu untersuchen und Verantwortliche zur 

Rechenschaft zu ziehen. Menschenrechtsverteidiger wurden sowohl durch staatliche, als auch nicht-staatliche 

Akteure angegriffen und getötet – (AI 24.2.2016).  

Quellen: 

- AA – Auswärtiges Amt (9.2016): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen 

Republik Afghanistan  

- AI - Amnesty International (24.2.2016): Amnesty International Report 2015/16 - The State of the World's 

Human Rights – Afghanistan, https://www.amnesty.org/en/countries/asia-and-the-

pacific/afghanistan/report-afghanistan/, Zugriff 17.2.2017 

- Max Planck Institut (27.1.2004): Die Verfassung der Islamischen Republik Afghanistan, 

http://www.mpipriv.de/files/pdf4/verfassung_2004_deutsch_mpil_webseite.pdf, Zugriff 22.12.2016 

- NYT – The New York Times (3.9.2016): New Afghan Attorney General Seeks Justice in System Rife With Graft, 

https://www.nytimes.com/2016/09/04/world/asia/new-afghan-attorney-general-seeks-justice-in-system-

rife-with-graft.html, Zugriff 17.1.2016  

- USDOD – US Department of Defense (6.2015): Report on Enhancing Security and Stability in Afghanistan, 

https://www.defense.gov/Portals/1/Documents/Enhancing_Security_and_Stability_in_Afghanistan-

June_2016.pdf, Zugriff 17.1.2016 

Ethnische Minderheiten 

In Afghanistan leben laut Schätzungen vom Juli 2016 mehr als 33.3 Millionen Menschen (CIA 12.11.2016). 

Zuverlässige statistische Angaben zu den Ethnien Afghanistans und zu den verschiedenen Sprachen existieren 

nicht (Staatendokumentation des BFA 7.2016). Schätzungen zufolge, sind: 40% Pashtunen, rund 30% Tadschiken, 

ca. 10% Hazara, 9% Usbeken. Auch existieren noch andere ethnische Minderheiten, wie z.B. die Aimaken, die ein 

Zusammenschluss aus vier semi-nomadischen Stämmen mongolisch, iranischer Abstammung sind, sowie die 

Belutschen, die zusammen etwa 4 % der Bevölkerung ausmachen (GIZ 1.2017).  

 

Artikel 4 der Verfassung Afghanistans besagt: „Die Nation Afghanistans besteht aus den Völkerschaften der 

Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, Belutschen, Paschai, Nuristani, Aimaq, Araber, Kirgisen, 

Qizilbasch, Gojar, Brahui und anderen Völkerschaften. Das Wort ‚Afghane‘ wird für jeden Staatsbürger der Nation 

Afghanistans verwendet.“ (Staatendokumentation des BFA 7.2016). Die afghanische Verfassung schützt 

sämtliche ethnische Minderheiten. Neben den offiziellen Landessprachen Dari und Paschtu wird in der 

Verfassung (Art. 16) sechs weiteren Sprachen ein offizieller Status in jenen Gebieten eingeräumt, wo die 

Mehrheit der Bevölkerung (auch) eine dieser Sprachen spricht. Diese weiteren in der Verfassung genannten 

Sprachen sind Usbekisch, Turkmenisch, Belutschisch, Pashai, Nuristani und Pamiri (AA 9.2016; vgl. auch: Max 

Planck Institut 27.1.2004). Es gibt keine Hinweise, dass bestimmte soziale Gruppen ausgeschlossen werden. 

Keine Gesetze verhindern die Teilnahme der Minderheiten am politischen Leben. Nichtsdestotrotz, beschweren 
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sich unterschiedliche ethnische Gruppen, keinen Zugang zu staatlicher Anstellung in Provinzen haben, in denen 

sie eine Minderheit darstellen (USDOS 13.4.2016). 

 

Der Gleichheitsgrundsatz ist in der afghanischen Verfassung verankert. Fälle von Sippenhaft oder sozialer 

Diskriminierung sind jedoch nicht auszuschließen und kommen vor allem in Dorfgemeinschaften auf dem Land 

häufig vor (AA 9.2016). Ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen resultierten weiterhin in 

Konflikten und Tötungen (USDOS 13.4.2016).   

 

Paschtunen:  

Ethnische Pashtunen sind die größte Ethnie Afghanistans. Sie sprechen Paschtu/Pashto; die meisten ihrer 

Regierungsvertreter sprechen auch Dari (CSR 12.1.2015). Die Pashtunen haben viele Sitze in beiden Häusern des 

Parlaments - nicht mehr als 50% der Gesamtsitze (USDOS 13.4.2016). Die Pashtunen sind im nationalen 

Durchschnitt mit etwa 44% in der Afghan National Army (ANA) und der Afghan National Police (ANP) 

repräsentiert (Brookings 31.10.2016). 

 

Paschtunen siedeln sich in einem halbmondförmigen Gürtel an, der sich von Nordwestafghanistan über den 

gesamten Süden und die Gebiete östlich von Kabul bis in den Nordwesten Pakistans erstreckt. Kleinere Gruppen 

sind über das gesamte Land verstreut, auch im Norden des Landes, wo Paschtunen Ende des 19. Jahrhunderts 

speziell angesiedelt wurden, und sich seitdem auch selbst angesiedelt haben (Staatendokumentation des BFA 

7.2016).  

 

Grundlage des paschtunischen Selbstverständnisses sind ihre genealogischen Überlieferungen und die darauf 

beruhende Stammesstruktur. Eng mit der Stammesstruktur verbunden ist ein komplexes System von 

Wertvorstellungen und Verhaltensrichtlinien, die häufig unter dem Namen Pashtunwali zusammengefasst 

werden und die besagen, dass es für einen Paschtunen nicht ausreicht, Paschtu zu sprechen, sondern dass man 

auch die Regeln dieses Ehren- und Verhaltenskodex befolgen muss. Die Zugehörigkeit zu einem bestimmten 

Stammlinienverband bedeutet viele Verpflichtungen, aber auch Rechte, weshalb sich solche Verbände als 

Solidaritätsgruppen verstehen lassen (Staatendokumentation des BFA 7.2016). 

 

Ausführliche Informationen zu Paschtunen und dem Paschtunwali, können dem Dossier der 

Staatendokumentation (7.2016) entnommen werden.  

Quellen: 

- AA – Auswärtiges Amt (9.2016): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen 

Republik Afghanistan  

- Brookings - The Brookings Institution (31.10.2016): Afghanistan Index, https://www.brookings.edu/wp-

content/uploads/2016/07/21csi_20161031_afghanistan_index.pdf, Zugriff 23.1.2017  

- CIA – Central Intelligence Agency (12.1.2017): The World Factbook Afghanistan, 

https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/af.html Zugriff 23.1.9.2016 

- CRS – US Congressional Research Service (12.1.2015): Afghanistan: Politics, Elections, and Government 

Performance, http://www.fas.org/sgp/crs/row/RS21922.pdf, Zugriff 23.1.2016 

- GIZ (1.2017): Afghanistan - Gesellschaft, http://liportal.giz.de/afghanistan/gesellschaft/, Zugriff 23.1.2017 
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- Max Planck Institut (27.1.2004): Die Verfassung der Islamischen Republik Afghanistan, 

http://www.mpipriv.de/files/pdf4/verfassung_2004_deutsch_mpil_webseite.pdf, Zugriff 27.10.2015  

- Staatendokumentation des BFA (7.2016): Dossier der Staatendokumentation, AfPak – Grundlagen der 

Stammes- & Clanstruktur, 

http://www.bfa.gv.at/files/berichte/AFGH_Stammes_und%20Clanstruktur_Onlineversion_2016_07.pdf, 

Zugriff 23.1.2017   

- USDOS - US Department of State (13.4.2016): Country Report on Human Rights Practices 2015 – Afghanistan, 

https://www.state.gov/j/drl/rls/hrrpt/humanrightsreport/index.htm#wrapper , Zugriff 17.1.2017   

Tadschiken 

Die Dari-sprachige Minderheit der Tadschiken ist die zweitgrößte (CRS 12.1.2015; vgl. LIP 5.2018); und 

zweitmächtigste Gemeinschaft in Afghanistan (CRS 12.1.2015). Sie machen etwa 30% der afghanischen 

Gesellschaft aus (LIP 5.2018). Außerhalb der tadschikischen Kerngebiete in Nordafghanistan bilden Tadschiken 

in weiten Teilen Afghanistans ethnische Inseln, namentlich in den größeren Städten:In der Hauptstadt Kabul sind 

sie knapp in der Mehrheit (LIP 5.2018). Aus historischer Perspektive identifizierten sich Sprecher des Dari-

Persischen in Afghanistan nach sehr unterschiedlichen Kriterien, etwa Siedlungsgebiet oder Herkunftsregion. 

Dementsprechend nannten sie sich zum Beispiel kāboli (aus Kabul), herāti (aus Herat), mazāri (aus Mazar-e 

Scharif), panjshēri (aus Pajshir) oder badakhshi (aus Badakhshan). Sie konnten auch nach ihrer Lebensweise 

benannt werden. Der Name tājik (Tadschike) bezeichnete traditionell sesshafte persischsprachige Bauern oder 

Stadtbewohner sunnitischer Konfession (BFA Staatendokumentation 7.2016). 

Der Hauptführer der „Nordallianz“, einer politisch-militärischen Koalition, ist Dr. Abdullah Abdullah - dessen 

Mutter Tadschikin und dessen Vater Pashtune ist (CRS 12.1.2015). Trotz seiner gemischten Abstammung, sehen 

ihn die Menschen als Tadschiken an (BBC 29.9.2014). Auch er selbst identifiziert sich politisch gesehen als 

Tadschike, da er ein hochrangiger Berater von Ahmad Shah Masoud, war (CRS 12.1.2015). Mittlerweile ist er 

„Chief Executive Officer“ in Afghanistan (CRS 12.1.2015); ein Amt, das speziell geschaffen wurde und ihm die 

Rolle eines Premierministers zuweist (BBC 29.2.2014).  

Die Tadschiken sind im nationalen Durchschnitt mit etwa 25% in der Afghan National Army (ANA) und der Afghan 

National Police (ANP) repräsentiert (Brookings 25.5.2017).  

Quellen: 

- BBC (29.9.2014): Profile: Abdullah Abdullah, http://www.bbc.com/news/world-asia-27138728,  Zugriff 

21.2.2018  

- BFA Staatendokumentation (7.2016): Dossier der Staatendokumentation, AfPak – Grundlagen der Stammes- 

& Clanstruktur, 

http://www.bfa.gv.at/files/berichte/AFGH_Stammes_und%20Clanstruktur_Onlineversion_2016_07.pdf, 

Zugriff 23.1.2017 
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- Brookings - The Brookings Institution (25.5.2017): Afghanistan Index, https://www.brookings.edu/wp-

content/uploads/2016/07/21csi_20170525_afghanistan_index.pdf, Zugriff 15.2.2018  

- CRS – US Congressional Research Service (12.1.2015): Afghanistan: Politics, Elections, and Government 

Performance, http://www.fas.org/sgp/crs/row/RS21922.pdf, Zugriff 22.2.2018.10.2015 

- LIP – Länder-Informations-Portal (5.2018): Afghanistan - Gesellschaft, 

https://www.liportal.de/afghanistan/gesellschaft/, Zugriff 22.2.2018 

Grundversorgung und Wirtschaft 

Im Jahr 2015 belegte Afghanistan im 'Human Development Index' (HDI) den 171. von 188 Plätzen (UNDP 2016; 

vgl. auch: AA 11.2016). Afghanistan bleibt trotz eines gewaltigen Fortschritts innerhalb einer Dekade, eines der 

ärmsten Länder. Die Sicherheit und politische Ungewissheit, sowie die Reduzierung internationaler Truppen, 

gemeinsam mit einer schwachen Regierung und Institutionen, haben Wachstum und Beschäftigung gehemmt 

und seit kurzem zu einer erhöhten Migration geführt (IWF 13.4.2016).  

 

Trotz eines guten Wirtschaftswachstums von 2007 bis 2011, stagnierte die Armutsrate bei 36%. Am häufigsten 

tritt Armut in ländlichen Gebieten auf, wo die Existenzgrundlage von der Landwirtschaft abhängig ist (WB 

2.5.2016). Die Regierung hat die landwirtschaftliche Entwicklung zur Priorität erhoben. Dadurch sollen auch 

gering qualifizierte Afghaninnen und Afghanen bessere Chancen auf einen Arbeitsplatz bekommen. 

Insbesondere sollen die landwirtschaftlichen Erzeugnisse Afghanistans wieder eine stärkere Rolle auf den 

Weltmärkten spielen. Gerade im ländlichen Raum bleiben die Herausforderungen für eine selbsttragende 

wirtschaftliche Entwicklung angesichts mangelnder Infrastruktur, fehlender Erwerbsmöglichkeiten außerhalb 

der Landwirtschaft und geringem Ausbildungsstand der Bevölkerung (Analphabeten Quote auf dem Land von 

rund 90%) aber groß. Sicher ist, dass die jährlich rund 400.000 neu auf den Arbeitsmarkt drängenden jungen 

Menschen nicht vollständig vom landwirtschaftlichen Sektor absorbiert werden können (AA 11.2016).  

 

Das BIP-Wachstum im Jahr 2015 wurde auf 1,5% geschätzt, als Faktoren zählten die sich verschlechternde 

Sicherheitslage, welche Privatinvestitionen schwächte; verspätete Vollstreckung des Haushaltsplanes und 

unvorteilhafte Wetterbedingungen, die zu einem niedrigeren landwirtschaftlichen Ertrag führten (IMF 

13.4.2016). Die wirtschaftliche Entwicklung Afghanistans wird trotz positiver Wachstumsraten in der letzten 

Dekade weiterhin nicht durch ein selbsttragendes Wirtschaftswachstum, sondern durch die Zuschüsse der 

internationalen Gebergemeinschaft stimuliert. Den größten Anteil am BIP (2015: 19,2 Mrd. USD, lt. Weltbank) 

hat der Dienstleistungssektor mit 55%, gefolgt von der Landwirtschaft mit 22,6%. Industrieproduktion ist kaum 

vorhanden. Trotz einer großen Bedeutung des Außenhandels – Afghanistan ist in hohem Maße von Importen 

abhängig – sind afghanische Produkte bisher auf internationalen sowie regionalen Märkten kaum 

wettbewerbsfähig (AA 11.2016). Das Wirtschaftswachstum ist in den Jahren 2014 und 2015 stark auf 1.5 - 2% 

gesunken; internationale Entwicklungshilfe führte zu Wachstum und Jobs in Konfliktregionen, dennoch steuerte 

es nicht zu einer gesteigerten Produktivität bei. Ungleichheit stieg parallel zur ungleichen Wachstumsverteilung 

– Regionen im Nordosten, Osten, sowie im Westen des Zentralgebietes scheinen aufgrund ihrer geografischen 

Abgelegenheit, starken Klimaveränderungen, niedriger Hilfe und Unsicherheit, nachzuhinken. Arbeitslosigkeit, 

Naturgefahren, fehlender Zugang zu Dienstleistungen, sowie Gewalt, sind Hauptfaktoren für die hohe 

Armutsrate in Afghanistan. Entwicklungsschwierigkeiten verstärkten die wachsende Unsicherheit, 

Verunsicherung und schrumpfende Hilfe (WB 2.5.2016).  
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Wichtige Erfolge wurden im Bereich des Ausbaus der Infrastruktur erzielt. Durch den Bau von Straßen und 

Flughäfen konnte die infrastrukturelle Anbindung des Landes verbessert werden. Große wirtschaftliche 

Erwartungen werden an die zunehmende Erschließung der afghanischen Rohstoffressourcen geknüpft. In 

Afghanistan lagern die weltweit größten Kupfervorkommen sowie Erdöl, Erdgas, Kohle, Lithium, Gold, Edelsteine 

und seltene Erden. Mit dem 2014 verabschiedeten Rohstoffgesetz wurden die rechtlichen und institutionellen 

Rahmenbedingungen für privatwirtschaftliche Investitionen in diesem Bereich verbessert. Entscheidend für 

Wachstum, Arbeitsplätze und Einnahmen aus dem Rohstoffabbau ist die Umsetzung des Gesetzes. Darüber 

hinaus müssen Mechanismen zum Einnahmenmanagement etabliert werden. Der Abbau der Rohstoffe erfordert 

große und langfristige Investitionen in die Exploration und Infrastruktur durch internationale Unternehmen. 

Bisher sind diese noch kaum im Abbau von Rohstoffen im Land aktiv. Derzeit niedrige Weltmarktpreise lassen 

die Investitionsbereitschaft zusätzlich sinken (AA 11.2016). 

 

Afghanistan bleibt weiterhin der weltweit größte Produzent für Opium, Heroin und Cannabis. Trotz einer breit 

angelegten Strategie verhindern die angespannte Sicherheitslage in den Hauptanbaugebieten im Süden des 

Landes sowie die weit verbreitete Korruption eine effiziente Bekämpfung des Drogenanbaus. Die hohen 

Gewinnmargen erschweren zudem die Einführung von alternativen landwirtschaftlichen Produkten (AA 

11.2016).  

 

Projekte der afghanischen Regierung:  

Im September 2016 fiel der Startschuss für das „Citizens’ Charter National Priority Program“; dieses Projekt zielt 

darauf ab, die Armut zu reduzieren und den Lebensstandard zu erhöhen, indem die Kerninfrastruktur und soziale 

Dienstleistungen der betroffenen Gemeinschaften verbessert werden. Die erste Phase des Projektes hat ein 

Drittel der 34 Provinzen zum Ziel; die vier Städte Balkh, Herat, Kandahar und Nangarhar sind Schwerpunkt des 

städtischen Entwicklungsprogrammes, welche als erste behandelt werden sollen. In der ersten Phase sollen 8,5 

Millionen Menschen erreicht werden, mit dem Ziel 3,4 Millionen Menschen sauberes Trinkwasser zur Verfügung 

zu stellen, die Gesundheitsdienstleistungen zu verbessern, Bildung, Landstraßen, Elektrizität, sowie 

Zufriedenheit zu steigern und Vertrauen der Bevölkerung in die Regierung zu erhöhen. Des Weiteren zielt das 

Projekt darauf ab, Binnenvertriebene, Menschen mit Behinderung, arme Menschen und Frauen besser zu 

integrieren (WB 10.10.2016).  

Quellen: 

- AA – Auswärtiges Amt (11.2016): Wirtschaft, http://www.auswaertiges-

amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Afghanistan/Wirtschaft_node.html, Zugriff 18.1.2016  

- IWF – International Monetary Fund (9.6.2015): Afghanistan: Reforms to Build Self Reliance and Prosperity, 

https://www.imf.org/external/pubs/ft/scr/2015/cr15140.pdf, Zugriff 2.11.2015  

- IWF – International Monetary Fund (13.4.2014): Islamic republic of Afghanistan, 

https://www.imf.org/external/pubs/ft/scr/2016/cr16120.pdf, , Zugriff 18.1.2016  

- UNDP – United Nations Development Programm (2016): Human Development Data, 

http://hdr.undp.org/en/data, Zugriff 17.1.2016  
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- UN GASC – United Nations General Assembly (1.9.2015):  The situation in Afghanistan and its implications 

for international peace and security : report of the Secretary-General, 

http://unama.unmissions.org/Portals/UNAMA/SG%20Reports/SG_Report_September_2015.pdf, Zugriff 

14.10.2015, ua.  

Medizinische Versorgung 

Die Datenlage zur medizinischen Versorgung in Afghanistan bleibt äußerst lückenhaft. In vielen Bereichen liegen 

Daten nur unzuverlässig oder nur ältere statistische Erhebungen der afghanischen Regierung oder der 

Weltgesundheitsorganisation vor. Besonders betroffen von unzureichender Datenlage sind hierbei die südlichen 

und südwestlichen Provinzen (AA 9.2016).  

 

Gemäß der afghanischen Verfassung ist die primäre Gesundheitsversorgung in öffentlichen Einrichtungen, 

inklusive Medikamente, kostenfrei [Anm.: siehe dazu afghanische Verfassung Artikel 52, (Max Planck Institute 

27.1.2004)].  

 

Im regionalen Vergleich fällt die medizinische Versorgung weiterhin drastisch zurück (AA 9.2016). Dennoch hat 

das afghanische Gesundheitssystem in der letzten Dekade ansehnliche Fortschritte gemacht (The World Bank 

Group 10.2016; vgl. auch: AA 9.2016). Dies aufgrund einer soliden öffentlichen Gesundheitspolitik, innovativer 

Servicebereitstellung, sorgfältiger Überwachung und Evaluierung, sowie Entwicklungshilfe. Trotz signifikanter 

Verbesserungen im Bereich des Deckungsgrades und der Qualität der Gesundheitsservices, wie auch einer 

Reduzierung der Sterberate von Müttern, Säuglingen und unter 5-jährigen, sind die afghanischen 

Gesundheitsindikatoren weiterhin schlechter als die der Niedrigeinkommensländer. Des Weiteren hat 

Afghanistan eine der höchsten Unterernährungsraten der Welt. Etwa 41% der Kinder unter 5 Jahren leiden unter 

chronischer Unterernährung. Sowohl Frauen als auch Kinder leiden an Vitamin- und Mineralstoffmangel (The 

World Bank Group 10.2016). 

 

Die medizinische Versorgung leidet trotz erkennbarer und erheblicher Verbesserungen landesweit weiterhin an 

unzureichender Verfügbarkeit von Medikamenten und Ausstattung der Kliniken, insbesondere aber an fehlenden 

Ärztinnen und Ärzten, sowie gut qualifiziertem Assistenzpersonal (v.a. Hebammen). Im Jahr 2013 stand 10.000 

Einwohnern Afghanistans ca. eine medizinisch qualifiziert ausgebildete Person gegenüber. Auch hier gibt es 

bedeutende regionale Unterschiede innerhalb des Landes, wobei die Situation in den Nord- und Zentralprovinzen 

um ein Vielfaches besser ist als in den Süd- und Ostprovinzen (AA 9.2016). 

 

Erhebliche Fortschritte der letzten Dekade sind: Die Mütter- und Kindersterblichkeitsrate hat sich signifikant 

reduziert; die Sterberate von Kindern unter 5 Jahren ist von 257 auf 55 pro 1.000 Lebendgeburten gesunken, die 

Säuglingssterblichkeitsrate von 165 auf 45. Die Müttersterblichkeitsrate ist auf 327 bei 100.000 Lebendgeburten 

gesunken (WB 2.11.2016). Im Vergleich dazu betrug die Müttersterblichkeitsrate im Jahr 2002 noch 1.600. Die 

Zahl funktionierender Gesundheitsanstalten verbesserte sich von 496 im Jahr 2002 auf 2.000 im Jahr 2012. 

Proportional dazu erhöhte sich die Zahl der Anstalten mit weiblichem Personal (WB 2.11.2016). Bei 34% der 

Geburten war ausgebildetes Gesundheitspersonal anwesend. Schätzungen der UN Population Division zufolge, 

verwenden 23% der Frauen in gebärfähigem Alter moderne Methoden der Empfängnisverhütung (USDOS 

13.4.2016).  
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Krankenkassen und Gesundheitsversicherung 

Es gibt keine staatliche Krankenkasse und die privaten Anbieter sind überschaubar und teuer, somit für die 

einheimische Bevölkerung nicht erschwinglich. Die staatlich geförderten öffentlichen Krankenhäuser bieten ihre 

Dienste zwar umsonst an, jedoch sind Medikamente häufig nicht verfügbar und somit müssen bei privaten 

Apotheken von den Patient/innen selbst bezahlt werden. Untersuchungen, Labortests sowie Routine Check-Ups 

sind in den Krankenhäusern umsonst (IOM 21.9.2016). Da kein gesondertes Verfahren existiert, haben alle 

Staatsbürger Zugang zu medizinischer Versorgung und Medikamenten. Physisch und geistig Behinderte, sowie 

Opfer von Missbrauch müssen eine starke familiäre und gesellschaftliche Unterstützung sicherstellen. Für 

verschiedene Krankheiten und Infektionen ist medizinische Versorgung nicht verfügbar. Chirurgische Eingriffe 

können nur in ausgewählten Orten geboten werden, welche zudem meist einen Mangel an Ausstattung und 

Personal aufweisen. Diagnostische Ausstattungen wie Computer Tomographie ist in Kabul (1 in Kabul) verfügbar 

(IOM 2016).  

 

Medikamente 

Medikamente sind auf jedem Markt in Afghanistan erwerblich, Preise variieren je nach Marke und Qualität des 

Produktes (IOM 2016). Obwohl freie Gesundheitsdienstleistungen in öffentlichen Einrichtungen zur Verfügung 

gestellt werden, können sich viele Haushalte gewisse Kosten für Medikamente oder den Transport zu 

Gesundheitsvorsorgeeinrichtungen nicht leisten bzw. war vielen Frauen nicht erlaubt alleine zu einer 

Gesundheitseinrichtung zu fahren (USDOS 13.4.2016). 

 

Beispiele für Behandlung psychischer Fälle in Afghanistan 

In öffentlichen und privaten Kliniken ist beispielsweise paranoide Schizophrenie behandelbar. Die Behandlung in 

privaten Kliniken ist für Menschen mit durchschnittlichen Einkommen nicht leistbar. In öffentlichen 

Krankenhäusern müssen die Patient/innen nichts für ihre Aufnahme bezahlen. Die Patient/innen müssen ihre 

Medikamente in außenstehenden Apotheken kaufen (IOM 11.10.2016). In Kabul gibt es zwei psychiatrische 

Einrichtungen: das Mental Health Hospital mit 100 Betten und die Universitätsklinik Aliabad mit 48 Betten. In 

Jalalabad und Herat gibt es jeweils 15 Betten für psychiatrische Fälle. In Mazar-e Scharif gibt es eine private 

Einrichtung, die psychiatrische Fälle stationär aufnimmt. Folgebehandlungen sind oft schwierig zu leisten, 

insbesondere wenn Patient/innen kein unterstützendes Familienumfeld haben. Traditionell mangelt es in 

Afghanistan an einem Konzept für psychisch Kranke. Sie werden nicht selten in spirituellen Schreinen unter 

teilweise unmenschlichen Bedingungen „behandelt“, oder es wird ihnen in einer „Therapie“ mit Brot, Wasser 

und Pfeffer der „böse Geist ausgetrieben“. Es gibt jedoch aktuelle Bemühungen, die Akzeptanz und Kapazitäten 

für psychiatrische Behandlungsmöglichkeiten zu stärken und auch Aufklärung sowohl über das Internet als auch 

in Form von Comics (für Analphabeten) zu betreiben. Die Bundesregierung finanziert Projekte zur Verbesserung 

der Möglichkeiten psychiatrischer Behandlung und psychologischer Begleitung in Afghanistan (AA 9.2016).  

 

Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge (UMF) 

Im Jahr 2015 lag die Zahl der asylansuchenden UMF (Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge) in Europa bei 

88.300 – 91% waren männliche UMF und 51% waren zwischen 16 und 17 Jahre alt; 29% waren zwischen 14 und 

15 Jahre alt, während die Unmündigen Minderjährigen Flüchtlinge (unter 14 Jahre) etwa 13% ausmachten. Mehr 

als die Hälfte (51%) der asylansuchenden UMF in Europa kamen aus Afghanistan. Registriert wurde die höchste 
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Zahl asylsuchender UMF in Schweden (40%), gefolgt von Deutschland (16%), Ungarn (10%) und Österreich (9%) 

(EC 5.2016).  

 

Die UMF-Zahl in Österreich betrug für das Jahr 2015 8.275, davon stammten 5.610 aus Afghanistan (68%) (EC 

5.2016).  

 

Ausbildungen für Rückkehr/innen in Afghanistan 

In Afghanistan bieten staatliche Schulen, unter Leitung des Ministeriums für Bildung, und private Berufsschulen, 

Trainings/Ausbildungen an. Die Einschreibung an Bildungseinrichtungen können Rückkehrer/innen beim 

Ministerium für Rückkehr beantragen. Diese verweisen Rückkehrer/innen an die Bildungsabteilung in Kabul 

(Marif Shahr); danach werden die Rückkehrer/innen in jenen Bildungseinrichtung eingeschrieben, deren 

nachgewiesenem Bildungsniveau sie entsprechen. Um ausländische Abschlüsse anzuerkennen, sollten relevante 

Unterlagen (Zeugnisse, Diploma oder Abschlüsse) an das Ministerium für ausländische Angelegenheiten 

geschickt werden. Unter der Bedingung, dass diese Unterlagen zuvor vom Ministerium für ausländische 

Angelegenheiten im Gastland geprüft wurden, wird das Ministerium die Unterlagen akzeptieren. Danach werden 

die Unterlagen an das Ministerium für höhere Bildung weitergeleitet. Im Anschluss werden die vom Ministerium 

anerkannten Kopien der Unterlagen an den Inhaber zurückversandt (IOM 2016).  

 

Unterstützung durch Nichtregierungsorganisationen  

Laut UNHCR handelt es sich bei afghanischen UMF allgemein um männliche unbegleitete Kinder im Alter 

zwischen 13 und 17 Jahren, die so eine Reise auf sich nehmen – motiviert werden sie aus unterschiedlichen 

Gründen. Diese zusammenhängenden Faktoren inkludieren Armut, Unsicherheit, inadäquate Bildungs- und 

Arbeitsmöglichkeiten, sowie Erwartungshaltung von Familie und Peergruppe. Sowohl aus Gegenden mit einer 

geringen Zahl an entsandten Kindern, als auch aus Gegenden mit einer hohen Zahl entsandter Kinder, waren 

europäische Länder typischerweise das gewünschte Ziel. Der Iran wurde teilweise als Zwischenstation 

ausgewählt, da dort lebende Familienmitglieder und Verwandte helfen konnten Arbeit zu finden. Die 

Hauptabreiseorte waren Herat, Islam Qala [Anm.: im Westen von Herat] und Nimroz. Es ist allgemein bekannt, 

dass Schmuggelnetzwerke für diese Reise verwendet werden (UNHCR 12.2014).  

 

Herat 

Herat ist eine der größten Provinzen Afghanistans und liegt im Westen des Landes. Herat grenzt im Norden an 

die Provinz Badghis und Turkmenistan, im Süden an die Provinz Farah, im Osten an die Provinz Ghor und im 

Westen an den Iran. Die Provinz ist in folgende Bezirke eingeteilt, die gleichzeitig auch die administrativen 

Einheiten bilden: Shindand, Engeel/Injil, Ghorian/Ghoryan, Guzra/Guzara und Pashtoon Zarghoon/Pashtun 

Zarghun, werden als Bezirke der ersten Stufe angesehen. Awba/Obe, Kurkh/Karukh, Kushk, Gulran, 

Kuhsan/Kohsan, Zinda Jan und Adraskan als Bezirke zweiter Stufe und Kushk-i-Kuhna/Kushki Kohna, Farsi, und 

Chisht-i-Sharif/Chishti Sharif als Bezirke dritter Stufe (UN OCHA 4.2014; vgl. Pajhwok o.D.). Provinzhauptstadt ist 

Herat-Stadt, welche sich im gleichnamigen Distrikt befindet und eine Einwohnerzahl von 506.900 hat (CP 

21.9.2017). In der Provinz befinden sich zwei Flughäfen: ein internationaler in Herat-Stadt und ein militärischer 

in Shindand (vgl. Flughafenkarte der Staatendokumentation; Kapitel 3.35.). Die Bevölkerungszahl der Provinz 

wird auf 1.967.180 geschätzt (CSO 4.2017). 
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In der Provinz leben Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Turkmenen, Uzbeken und Aimaken (Pajhwok o.D.; vgl. NPS 

o.D.).  

Herat ist eine relativ entwickelte Provinz im Westen des Landes. Das Harirud-Tal, eines der fruchtbarsten Täler 

des Landes, wo Baumwolle, Obst und Ölsaat angebaut werden, befindet sich in der Provinz (AJ 8.3.2012). Bekannt 

ist Herat auch wegen seiner Vorreiterrolle in der Safran-Produktion (AJ 8.3.2012; vgl. EN 9.11.2017). Es sollen 

Regierungsprogramme und ausländische Programme zur Unterstützung der Safran-Produktion implementiert 

werden. Safran soll eine Alternative zum Mohnanbau werden (Tolonews 10.11.2017; vgl. EN 9.11.2017). Anfang 

Jänner 2018 wurde ein Labor zur Kontrolle der Safran-Qualität in Herat errichtet (Pajhwok 13.1.2018). Die Safran-

Produktion garantierte z.B. auch zahlreiche Arbeitsplätze für Frauen in der Provinz (Tolonews 10.11.2017; vgl. 

EN 9.11.2017). Auch in unsicheren Gegenden wird Safran angebaut. (Tolonews 10.11.2017). Insgesamt wurden 

2017 in der Provinz min. 8 Tonnen Safran produziert; im Vorjahr 2016 waren es 6.5 Tonnen (Pajhwok 13.1.2018; 

vgl. EN 9.11.2017). Trotzdem stieg im Jahr 2017 in der Provinz die Opiumproduktion. In den Distrikten Shindand 

und Kushk, geprägt von schlechter Sicherheitslage, war der Mohnanbau am höchsten (UNODC 11.2017).   

Im Dezember 2017 wurden verschiedene Abkommen mit Uzbekistan unterzeichnet. Eines davon betrifft den Bau 

einer 400 Km langen Eisenbahnstrecke von Mazar-e Sharif und Maymana nach Herat (UNGASC 27.2.2018; vgl. 

RFE/RL 6.12.2017).  

Mitte März 2018 wurde der Bau der TAPI-Leitung in Afghanistan eingeweiht. Dabei handelt es sich um eine 1.800 

Km lange Pipeline für Erdgas, die Turkmenistan, Afghanistan, Pakistan und Indien 30 Jahre lang mit 33 Billionen 

m³ turkmenischem Erdgas versorgen soll. Die geplante Leitung wird sich entlang der Herat-Kandahar-Autobahn 

erstrecken. Somit wird sie durch Gegenden, auf die die Taliban einen starken Einfluss haben, verlaufen. Jedoch 

erklärten die Taliban, TAPI sei ein „wichtiges Projekt“ und sie würden es unterstützen (PPG 26.2.2018; vgl. RFE/RL 

23.2.2018). Im Rahmen des TAPI-Projekts haben sich 70 Taliban bereit erklärt, an den Friedensprozessen 

teilzunehmen (Tolonews 4.3.2018). Um Sicherheit für die Umsetzung des TAPI-Projekts zu gewähren, sind 

tausende Sicherheitskräfte entsandt worden (Tolonews 14.3.2018).  

Allgemeine Informationen zur Sicherheitslage 

Herat wird als eine der relativ friedlichen Provinzen gewertet, dennoch sind Aufständische in einigen Distrikten 

der Provinz, wie Shindand, Kushk, Chisht-i-Sharif und Gulran, aktiv (AN 18.2.2018; vgl. UNODC 12.2017, Khaama 

Press 25.10.2017, AJ 25.6.2017). Des Weiteren wurde Ende Oktober 2017 verlautbart, dass die Provinz Herat zu 

den relativ ruhigen Provinzen im Westen des Landes zählt, wenngleich sich in den abgelegenen Distrikten die 

Situation in den letzten Jahren aufgrund der Taliban verschlechtert hat (Khaama Press 25.10.2017).  

Die Provinz ist u.a. ein Hauptkorridor für den Menschenschmuggel in den Iran bekannt – speziell von Kindern 

(Pajhwok 21.1.2017). 

Mitte Februar 2018 wurde von der Entminungs-Organisation Halo Trust bekannt gegeben, dass nach zehn Jahren 

der Entminung 14 von 16 Distrikten der Provinz sicher seien. In diesen Gegenden bestünde keine Gefahr mehr, 

Landminen und anderen Blindgängern ausgesetzt zu sein, so der Pressesprecher des Provinz-Gouverneurs. 

Aufgrund der schlechten Sicherheitslage und der Präsenz von Aufständischen wurden die Distrikte Gulran und 

Shindand noch nicht von Minen geräumt. In der Provinz leben u.a. tausende afghanische Binnenflüchtlinge (AN 

18.2.2018). 
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Im Zeitraum 1.1.2017-30.4.2018 wurden in der Provinz 139 sicherheitsrelevante Vorfälle registriert, welche 

durch die folgende Darstellung der Staatendokumentation veranschaulicht werden sollen: 

Im gesamten Jahr 2017 wurden in der Provinz Herat 495 zivile Opfer (238 getötete Zivilisten und 257 Verletzte) 

registriert. Hauptursache waren IEDs, gefolgt von Selbstmordanschlägen/komplexen Attacken und gezielten 

Tötungen. Dies bedeutet eine Steigerung von 37% im Gegensatz zum Vergleichsjahr 2016 (UNAMA 2.2018). 

Militärische Operationen in Herat 

In der Provinz werden militärische Operationen durchgeführt, um einige Gegenden von Aufständischen zu 

befreien (Khaama Press 18.1.2017; Khaama Press 15.1.2017). Auch werden Luftangriffe verübt (D&S 25.10.2017; 

vgl. NYT 29.8.2017); dabei wurden Taliban getötet (D&S 25.10.2017; vgl. NYT 29.8.2017). Zusammenstöße 

zwischen Sicherheitskräften und Aufständischen finden statt (AJ 25.6.2017; vgl. AAN 11.1.2017). In Herat sind 

Truppen der italienischen Armee stationiert, die unter dem Train Advise Assist Command West (TAAC-W) 

afghanische Streitmächte im Osten Afghanistans unterstützen (MdD o.D.). 

Regierungsfeindliche Gruppierungen in Herat 

Herat wird als einer der relativ friedlichen Provinzen gewertet, dennoch sind Aufständische in einigen Distrikten 

der Provinz, wie Shindand, Kushk, Chisht-i-Sharif und Gulran, aktiv (AN 

18.2.2018; vgl. UNODC 12.2017, Khaama Press 25.10.2017, AJ 25.6.2017). Dem Iran wird von verschiedenen 

Quellen nachgesagt, afghanische Talibankämpfer auszubilden und zu finanzieren (RFE/RL 23.2.2018; vgl. 

Gandhara 22.2.2018, IP 13.8.2017, NYT 5.8.2017). Regierungsfeindliche Aufständische griffen Mitte 2017 heilige 

Orte, wie schiitische Moscheen, in Hauptstädten wie Kabul und Herat, an (FAZ 1.8.2017; vgl. DW 1.8.2017). 

Dennoch erklärten Talibanaufständische ihre Bereitschaft, das TAPI-Projekt zu unterstützen und sich am 

Friedensprozess zu beteiligen (AF 14.3.2018; vgl. Tolonews 4.3.2018). Es kam zu internen Konflikten zwischen 

verfeindeten Taliban-Gruppierungen (D&S 25.10.2017; vgl. NYT 29.8.2017).  

Anhänger des IS haben sich in Herat zum ersten Mal für Angriffe verantwortlich erklärt, die außerhalb der 

Provinzen Nangarhar und Kabul verübt wurden (UNAMA 2.2018). 

ACLED registrierte für den Zeitraum 1.1.2017-15.7.2017 IS-bezogene Vorfälle (Gewalt gegen die 

Zivilbevölkerung) in der Provinz Herat (ACLED 23.2.2017).  

Quellen: 

- ACLED – Armed Conflict Location & Event Data Project – Islamic State in Afghanistan, 

https://www.acleddata.com/2018/02/23/islamic-state-in-afghanistan/ Zugriff 19.3.2018 

- AF – Asia Foundation (14.3.2018): A Pipeline for Landlocked Afghanistan: Can It Help Deliver Peace?, 

https://asiafoundation.org/2018/03/14/pipeline-landlocked-afghanistan-can-help-deliver-peace/, Zugriff 

19.3.2018 

- AJ – Al Jazeera (25.6.2017): Taliban attack targets police in Afghanistan‘s Herat, 

https://www.aljazeera.com/news/2017/06/taliban-attack-targets-police-afghanistan-herat-

170625102845231.html, Zugriff 19.3.2018 
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- AJ – Al Jazeera (8.3.2012): Profile: Herat province, 

https://www.aljazeera.com/indepth/features/2012/02/201221512133033128.html, Zugriff 16.3.2018 

- AN – Arab News (18.2.2018): Thousands of lives saved as Herat cleared of landmines, 

http://www.arabnews.com/node/1248691/world, Zugriff 19.3.2018 

- CP – Citypopulation (21.9.2017): Afghanistan, Die größten Städte, 

http://www.citypopulation.de/Afghanistan_d.html, Zugriff 16.3.2018,  ua.  

Medizinische Versorgung  

Seit 2002 hat sich die medizinische Versorgung in Afghanistan stark verbessert, dennoch bleibt sie im 

regionalen Vergleich zurück (AA 2.9.2019). Die Lebenserwartung ist in Afghanistan von 50 Jahren im Jahr 

1990 auf 64 im Jahr 2018 gestiegen (WHO o.D.; vgl. WHO 4.2018). Im Jahr 2018 .BFA Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl Seite 343 von 366 gab es 3.135 funktionierende Gesundheitseinrichtungen in ganz 

Afghanistan und 87% der Bevölkerung wohnten nicht weiter als zwei Stunden von einer Einrichtung entfernt 

(WHO 12.2018). Vor allem in den Bereichen Mütter- und Kindersterblichkeit kam es zu erheblichen 

Verbesserungen (AA 2.9.2019). Der afghanischen Verfassung zufolge hat der Staat kostenlos medizinische 

Vorsorge, ärztliche Behandlung und medizinische Einrichtungen für alle Bürger/innen zur Verfügung zu 

stellen. Außerdem fördert der Staat die Errichtung und Ausweitung medizinischer Leistungen und 

Gesundheitszentren (BFA 4.2018; vgl. MPI 2004, AA 2.9.2019). Eine begrenzte Anzahl staatlicher 

Krankenhäuser in Afghanistan bietet kostenfreie medizinische Versorgung an. Die Voraussetzung zur 

kostenfreien Behandlung ist der Nachweis der afghanischen Staatsbürgerschaft mittels Personalausweis 

bzw. Tazkira. Alle Staatsbürger/innen haben dort Zugang zu medizinischer Versorgung und Medikamenten 

(BFA 4.2018). Die Verfügbarkeit und Qualität der Grundbehandlung ist durch Mangel an gut ausgebildeten 

Ärzten, Ärztinnen und Assistenzpersonal (v.a. Hebammen), mangelnde Verfügbarkeit von Medikamenten, 

schlechtes Management sowie schlechte Infrastruktur begrenzt. Dazu kommt das starke Misstrauen der 

Bevölkerung in die staatlich finanzierte medizinische Versorgung. Die Qualität der Kliniken variiert stark. Es 

gibt praktisch keine Qualitätskontrollen (AA 2.9.2019). Die medizinische Versorgung in großen Städten und 

auf Provinzlevel ist sichergestellt, auf Ebene von Distrikten und in Dörfern sind Einrichtungen hingegen oft 

weniger gut ausgerüstet und es kann schwer sein, Spezialisten zu finden. Vielfach arbeiten dort 

KrankenpflegerInnen anstelle von ÄrztInnen, um grundlegende Versorgung sicherzustellen und in 

komplizierten Fällen an Provinzkrankenhäuser zu überweisen. Operationseingriffe können in der Regel nur 

auf Provinzlevel oder höher vorgenommen werden; auf Distriktebene sind nur erste Hilfe und kleinere 

Operationen möglich. Auch dies gilt allerdings nicht für das gesamte Land, da in Distrikten mit guter 

Sicherheitslage in der Regel mehr und bessere Leistungen angeboten werden können als in unsicheren 

Gegenden (IOM 2018; vgl. WHO 3.2019, BDA 18.12.2018). Zahlreiche Afghanen begeben sich für 

medizinische Behandlungen – auch bei kleineren Eingriffen – ins Ausland. Dies ist beispielsweise in Pakistan 

vergleichsweise einfach und zumindest für die Mittelklasse erschwinglich (BDA 18.12.2018). Die wenigen 

staatlichen Krankenhäuser bieten kostenlose Behandlungen an, dennoch kommt es manchmal zu einem 

Mangel an Medikamenten. Deshalb werden Patienten an private Apotheken verwiesen, um diverse 

Medikamente selbst zu kaufen. Untersuchungen und Laborleistungen sind in den staatlichen 

Krankenhäusern generell kostenlos (IOM 2018). Gemäß Daten aus dem Jahr 2014 waren 73% der in 

Afghanistan getätigten Gesundheitsausgaben sogenannte „Out-of-pocket“- Zahlungen durch Patienten, nur 

5% der Gesamtausgaben im Gesundheitsbereich wurden vom Staat geleistet (WHO 12.2018). .BFA 
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Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl Seite 344 von 366 Berichten von UN OCHA zufolge haben rund 10 

Millionen Menschen in Afghanistan keinen oder nur eingeschränkten Zugang zu medizinischer 

Grundversorgung. Viele Afghanen suchen, wenn möglich, privat geführte Krankenhäuser und Kliniken auf. 

Die Kosten von Diagnose und Behandlung dort variieren stark und müssen von den Patienten selbst getragen 

werden. Daher ist die Qualität der Gesundheitsbehandlung stark einkommensabhängig (AA 2.9.2019). 

Berichten zufolge können Patient/innen in manchen öffentlichen Krankenhäusern aufgefordert werden, für 

Medikamente, ärztliche Leistungen, Laboruntersuchungen und stationäre Behandlungen zu bezahlen. 

Medikamente sind auf jedem afghanischen Markt erwerbbar, die Preise variieren je nach Marke und Qualität 

des Produktes. Die Kosten für Medikamente in staatlichen Krankenhäusern weichen vom lokalen Marktpreis 

ab. Privatkrankenhäuser gibt es zumeist in größeren Städten wie Kabul, Jalalabad, Mazar-e Sharif, Herat und 

Kandahar. Die Behandlungskosten in diesen Einrichtungen variieren (BFA 4.2018). 90% der medizinischen 

Versorgung in Afghanistan werden nicht direkt vom Staat zur Verfügung gestellt, sondern von nationalen 

und internationalen NGOs, die über ein Vertragssystem beauftragt werden. Über dieses Vertragssystem wird 

sowohl primäre, als auch sekundäre und tertiäre medizinische Versorgung zur Verfügung gestellt. Allerdings 

mangelt es an Investitionen in medizinische Infrastruktur. Der Bauzustand vieler Kliniken ist schlecht. 

Während in den Städten ein ausreichendes Netz von Krankenhäusern und Kliniken besteht, ist es in den 

ländlichen Gebieten für viele Afghanen schwierig, eine Klinik oder ein Krankenhaus zu erreichen (AA 

2.9.2019). Beispielsweise um die Gesundheitsversorgung der afghanischen Bevölkerung in den nördlichen 

Provinzen nachhaltig zu verbessern, zielen Vorhaben im Rahmen des zivilen Wiederaufbaus auch auf den 

Ausbau eines adäquaten Gesundheitssystems ab – mit moderner Krankenhausinfrastruktur, 

Krankenhausmanagementsystemen sowie qualifiziertem Personal. Seit dem Jahr 2009 wurden insgesamt 65 

Krankenhäuser und Gesundheitseinrichtungen gebaut oder renoviert. Neben verbesserten diagnostischen 

Methoden kommen auch innovative Technologien wie z.B. Telemedizin zum Einsatz (BFA 4.2018). Auch die 

Sicherheitslage hat erhebliche Auswirkungen auf die medizinische Versorgung (AA 2.9.2019; vgl. WHO 

4.2018). 

Medizinische Versorgung in der Städten Kabul, Herat und Mazar-e Sharif  

Kabul: Das Rahman Mina Hospital im Kabuler Bezirk Kart-e-Naw (Police District (PD) 8), wurde renoviert. Das 

Krankenhaus versorgt rund 130.000 Personen in seiner Umgebung und verfügt über 30 Betten. Pro Tag wird 

es von rund 900 Patienten besucht. Das Rahman Mina-Krankenhaus ist eines von 47 Einrichtungen in Kabul-

Stadt, die am Kabul Urban Health Projekt (KUHP) teilnehmen. Im Rahmen des Projektes soll die 

Gesundheitsversorgung der Kabuler Bevölkerung verbessert werden (WB 30.9.2018). Der größte Teil der 

Notfallmedizin in Kabul wird von der italienischen NGO Emergency angeboten. Emergency führt 

spezialisierte Notfallbehandlungen durch, welche die staatlichen allgemeinmedizinischen Einrichtungen 

nicht anbieten können und behandelt sowohl die lokale Bevölkerung, als auch Patienten, welche von 

außerhalb Kabuls kommen (WHO 4.2018).  

Herat: Das Jebrael-Gesundheitszentrum im Nordwesten der Stadt Herat bietet für rund 60.000 Menschen 

im dicht besiedelten Gebiet mit durchschnittlich 300 Besuchern pro Tag grundlegende Gesundheitsdienste 

an, von denen die meisten die Impf- und allgemeinen ambulanten Einheiten .BFA Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl Seite 346 von 366 aufsuchen (WB 1.11.2016). Laut dem Provinzdirektor für 

Gesundheit in Herat verfügte die Stadt im April 2017 über 65 private Gesundheitskliniken. Die Anwohner 

von Herat beklagen jedoch, dass „viele private Gesundheitszentren die Gesundheitsversorgung in ein 
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Unternehmen umgewandelt haben.“ Auch wird die geringe Qualität der Medikamente, fehlende 

Behandlungsmöglichkeiten und die Fähigkeit der Ärzte, Krankheiten richtig zu diagnostizieren, kritisiert. 

Infolgedessen entscheidet sich eine Reihe von Heratis für eine Behandlung im Ausland (TN 7.4.2017).  

Mazar-e Sharif: In der Stadt Mazar-e Sharif gibt es zwischen 10 und 15 Krankenhäuser; dazu zählen sowohl 

private als auch öffentliche Anstalten. In Mazar-e Sharif existieren mehr private als öffentliche 

Krankenhäuser. Private Krankenhäuser sind sehr teuer; jede Nacht ist kostenpflichtig. Zusätzlich existieren 

etwa 30-50 medizinische Gesundheitskliniken; 20% dieser Gesundheitskliniken finanzieren sich selbst, 

während 80% öffentlich finanziert sind (BFA 4.2018). Das Regionalkrankenhaus Balkh ist die tragende Säule 

medizinischer Dienstleistungen in Nordafghanistan; selbst aus angrenzenden Provinzen werden 

Patient/innen in dieses Krankenhaus überwiesen. Für das durch einen Brand zerstörte Hauptgebäude des 

Regionalkrankenhauses Balkh im Zentrum von Mazar-e Sharif wurde ein neuer Gebäudekomplex mit 360 

Betten, 21 Intensivpflegeplätzen, sieben Operationssälen und Einrichtungen für Notaufnahme, Röntgen- 

und Labordiagnostik sowie telemedizinischer Ausrüstung errichtet. Zusätzlich kommt dem Krankenhaus als 

akademisches Lehrkrankenhaus mit einer angeschlossenen Krankenpflege- und Hebammenschule eine 

Schlüsselrolle bei der Ausbildung des medizinischen und pflegerischen Nachwuchses zu. Die Universität 

Freiburg (Deutschland) und die Mashhad Universität (Iran) sind Ausbildungspartner dieses Krankenhauses 

(BFA 4.2018). Balkh gehörte bei einer Erhebung von 2016/2017 zu den Provinzen mit dem höchsten Anteil 

an Frauen, welche einen Zugang zu Gesundheitseinrichtungen haben (CSO 2018). Es folgt eine Liste einiger 

staatlicher Krankenhäuser: • Ali Abad Krankenhaus: Kart-e Sakhi, Jamal Mina, Kabul University Road, Kabul, 

Tel.: +93 (0)20 2510 355 (KUMS o.D.; vgl. MoPH 11.2012) • Antani Krankenhaus für Infektionskrankheiten: 

Salan Watt, District 2, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2201 372 (LN o.D.; vgl. MoPH 11.2012) • Ataturk 

Kinderkrankenhaus: Behild Aliabaad (in der Nähe von der Kabul University), District 3, Kabul, Tel.: +93 (0)75 

2001893 / +93 (0)20 250 0312 (LN o.D.; vgl. HPIC o.D.a, MoPH 11.2012) • Indira Ghandi Children Hospital: 

Wazir Akbar Khan, Kabul. Tel.: 020-230-2281 (IOM 2018; AT 17.9.2015) • Istiqlal/Esteqlal Krankenhaus: 

District 6, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2500674 (LN o.D.; vgl. AB 20.1.2016, MoPH 11.2012) .BFA Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl Seite 347 von 366 • Ibne Sina Notfallkrankenhaus: Pull Artal, District 1, Kabul, Tel.: 

+93 (0)202100359 (LN o.D.; vgl. HPIC o.D.b, MoPH 11.2012) • Jamhoriat Krankenhaus: Ministry of Interior 

Road, Sidarat Square, District 2,Kabul Tel: +93 (0)20 220 1373/ 1375 (LN o.D.; HPIC o.D.c, MoPH 11.2012) • 

Karte Sae Mental Hospital: Karte sae Serahi Allaudding, PD-6, Tel.: +93 799 3 190 858 (IOM 2018; IOM 2019) 

• Malalai Maternity Hospital: Malalai Watt, Shahre Naw, Kabul, Tel.: +93(0)20 2201 377 (LN o.D.; vgl. HPIC 

o.D.d, MoPH 11.2012) • Noor Eye Krankenhaus: Cinema Pamir, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2100 446 (LN o.D.; vgl. 

IAM o.D., MoPH 11.2012) • Rabia-i-Balki Maternity Hospital: Frosh Gah, District 2, Kabul, Tel.: +93(0)20 

2100439 (LN o.D.; vgl. MoPH 11.2012) • Wazir Akbar Khan Krankenhaus: Wazir Akbar Khan, Kabul, Tel.: +93 

(0)78 820 0419 (MoPH 11.2012; vgl. TN 1.6.2017) • Herat Regionalkrankenhaus: Khaja Ali Movafaq Rd, Herat 

(MoPH 2013; vgl. PAJ 3.8.2017) • Mirwais Nika Krankenhaus in Kandahar, Tel.: +93 (0)79 146 4237 (ICRC 

28.1.2018; vgl. ICRC 3.2.2017) Es gibt zahlreiche private Kliniken, die auf verschiedene medizinische 

Fachbereiche spezialisiert sind. Es folgt eine Liste einiger privater Gesundheitseinrichtungen: • Amiri 

Krankenhaus: Red Crescent, 5 th Phase, Qragha Road, Kabul, Tel.: +93 (0)20 256 3555 (IOM 5.2.2018) • Sayed 

Jamaluding Psychiatric Hospital, Khoshal Mina section 1, Tel.: 93 799 128,737 (IOM 2018; vgl. IOM 2019) • 

Shfakhanh Maljoy Frdos/Ferdows: Chahr Qala-e-Chahardihi Road, Kabul, Tel.: +93 (0)70 017 3124 (Cybo o.D.) 

• Khair Khwa Medical Complex: Qala Najar Ha, Kabul, Tel.: +93 (0)72 988 0850 (KMC o.D.) • DK – German 

Medical Diagnostic Center: Ansari Square, 3d Street, Shahr-e Nau, Kabul, Tel.: +93 (0)70 606 0141 (MK o.D.) 
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• French Medical Institute for Mothers and Children: Hinter der Kabul University, Aliabad, Kabul, Tel.: +93 

(0)20 2500 200 (FMIC o.D.) • Luqmah Hakim: Bagh-e Azadi Ave, Herat, Tel.: +93 (0)79 232 5907 (IOM 

5.2.2017; vgl. LHH o.D.) • Alemi Krankenhaus: Mazar-e Sharif (BFA Staatendokumentation 4.2018) 

Anmerkung: Zur medizinischen Versorgung bei psychischen Erkrankungen s. auch Kapitel 22.1 Psychische 

Erkrankungen. Quellen: • AA – Auswärtiges Amt der Bundesrepublik Deutschland (2.9.2019): Bericht über 

die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan (Stand: Juli 2019), 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2015806/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_ %C3%Bcber_die_asyl- 

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Islamischen_Republik_Afghanistan_ 

%28Stand_Juli_2019%29%2C_02.09.2019.pdf, Zugriff 11.9.2019 • AAN – Afghanistan Analysts Network 

(2.12.2014): • FMIC – French Medical Institute for Mothers and Children (o.D.): How to Reach Us, 

https://www.fmic.org.af/Pages/Home.aspx, Zugriff 1.6.2018 • HPIC - Health Partners International of 

Canada (o.D.a): Ataturk Children‘s Hospital, http://www.hpicanada.ca/hospitals/ataturk-childrens-

hospital/, Zugriff 1.6.2018 • HPIC - Health Partners International of Canada (o.D.b): Ibn Sina Emergency 

Hospital and Ibn Sina Cardiac Hospital, http://www.hpicanada.ca/hospitals/ibn-sina-emergency-and-

cardiahospital/, Zugriff 1.6.2018 • HPIC - Health Partners International of Canada (o.D.c): Jamhuriat Hospital, 

http://www.hpicanada.ca/hospitals/jamhuriat/, Zugriff 1.6.2018 • HPIC - Health Partners International of 

Canada (o.D.d): Malalai Maternity Hospital, http://www.hpicanada.ca/hospitals/malalai-maternity/, Zugriff 

1.6.2018, ua.   

Krankenkassen und Gesundheitsversicherung 

Das afghanische Gesundheitsministerium (MoPH) bietet zwei Grundversorgungsmöglichkeiten an: das „Essential 

Package of Health Services“ (EPHS) und das „Basic Package of Health Services“ (BPHS), die im Jahr 2003 

eingerichtet wurden (MoPH 7.2005; vgl. MedCOI 4.1.2018). Beide Programme sollen standardisierte 

Behandlungsmöglichkeiten in gesundheitlichen Einrichtungen und Krankenhäusern garantieren. Die im BPHS 

vorgesehenen Gesundheitsdienstleistungen und einige medizinische Versorgungsmöglichkeiten des EPHS sind 

kostenfrei. Jedoch zahlen Afghanen und Afghaninnen oft aus eigener Tasche, weil sie private medizinische 

Versorgungsmöglichkeiten bevorzugen, oder weil die öffentlichen Gesundheitsdienstleistungen die Kosten nicht 

ausreichend decken (MedCOI 24.2.2017). Es gibt keine staatliche Unterstützung für den Erwerb von 

Medikamenten. Die Kosten dafür müssen von den Patienten getragen werden. Nur privat versicherten Patienten 

können die Medikamentenkosten zurückerstattet werden (IOM 5.2.2018).  

Medizinische Versorgung wird in Afghanistan auf drei Ebenen gewährleistet: Gesundheitsposten (HP) und 

Gesundheitsarbeiter (CHWs) bieten ihre Dienste auf Gemeinde- oder Dorfebene an; Grundversorgungszentren 

(BHCs), allgemeine Gesundheitszentren (CHCs) und Bezirkskrankenhäuser operieren in den größeren Dörfern 

und Gemeinschaften der Distrikte. Die dritte Ebene der medizinischen Versorgung wird von Provinz- und 

Regionalkrankenhäusern getragen. In urbanen Gegenden bieten städtische Kliniken, Krankenhäuser und 

Sonderkrankenanstalten jene Dienstleistungen an, die HPs, BHCs und CHCs in ländlichen Gebieten erbringen 

(MoPH 7.2005; vgl. AP&C 9.2016). 90% der medizinischen Versorgung in Afghanistan werden dennoch nicht 

direkt vom Staat zur Verfügung gestellt, sondern von nationalen und internationalen NGOs, die über ein 

Vertragssystem beauftragt werden. Über dieses Vertragssystem wird sowohl primäre als auch sekundäre und 

tertiäre medizinische Versorgung zur Verfügung gestellt. Allerdings mangelt es an Investitionen in medizinische 

Infrastruktur. Der Bauzustand vieler Kliniken ist schlecht. Während in den Städten ein ausreichendes Netz von 
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Krankenhäusern und Kliniken besteht, ist es in den ländlichen Gebieten für viele Afghanen schwierig, eine Klinik 

oder ein Krankenhaus zu erreichen (AA 5.2018). 

Krankenhäuser in Afghanistan 

Theoretisch ist die medizinische Versorgung in staatlichen Krankenhäusern kostenlos. Dennoch ist es üblich, dass 

Patienten Ärzte und Krankenschwestern bestechen, um bessere bzw. schnellere medizinische Versorgung zu 

bekommen (IOM 5.2.2018). Eine begrenzte Anzahl an staatlichen Krankenhäusern in Afghanistan bietet 

kostenfreie medizinische Versorgung. Privatkrankenhäuser gibt es zumeist in größeren Städten wie Kabul, 

Jalalabad, Mazar-e Sharif, Herat und Kandahar. Die Behandlungskosten in diesen Einrichtungen variieren. Für 

den Zugang zur medizinischen Versorgung sind der Besitz der afghanischen Staatsbürgerschaft und die Mitnahme 

eines gültigen Ausweises bzw. der Tazkira erforderlich (RFG 2017). In öffentlichen Krankenhäusern in den 

größeren Städten Afghanistans können leichte und saisonbedingte Krankheiten sowie medizinische Notfälle 

behandelt werden. Es besteht die Möglichkeit, dass Beeinträchtigungen wie Herz-, Nieren-, Leber- und 

Bauchspeicheldrüsenerkrankungen, die eine komplexe, fortgeschrittene Behandlung erfordern, wegen 

mangelnder technischer bzw. fachlicher Expertise nicht behandelt werden können (IOM 5.2.2018). Chirurgische 

Eingriffe können nur in bestimmten Orten geboten werden, die meist einen Mangel an Ausstattung und Personal 

aufweisen (RFG 2017). Wenn eine bestimmte medizinische Behandlung in Afghanistan nicht möglich ist, sehen 

sich Patienten gezwungen ins Ausland, meistens nach Indien, in den Iran, nach Pakistan und in die Türkei zu 

reisen. Da die medizinische Behandlung im Ausland kostenintensiv ist, haben zahlreiche Patienten, die es sich 

nicht leisten können, keinen Zugang zu einer angemessenen medizinischen Behandlung (IOM 5.2.2018). 

Es folgt eine Liste einiger staatlicher Krankenhäuser: 

 Ali Abad Krankenhaus: Kart-e Sakhi, Jamal Mina, Kabul University Road, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2510 355 

(KUMS o.D.; vgl. MoPH 11.2012) 

 Antani Krankenhaus für Infektionskrankheiten: Salan Watt, District 2, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2201 372 

(LN o.D.; vgl. MoPH 11.2012) 

 Ataturk Kinderkrankenhaus: Behild Aliabaad (in der Nähe von der Kabul University), District 3, Kabul, 

Tel.: +93 (0)75 2001893 / +93 (0)20 250 0312 (LN o.D.; vgl. HPIC o.D.a, MoPH 11.2012) 

 Istiqlal/Esteqlal Krankenhaus: District 6, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2500674 (LN o.D.; vgl. AB 20.1.2016, 

MoPH 11.2012) 

 Ibne Sina Notfallkrankenhaus: Pull Artal, District 1, Kabul, Tel.: +93 (0)202100359 (LN o.D.; vgl. HPIC 

o.D.b, MoPH 11.2012) 

 Jamhoriat Krankenhaus: Ministry of Interior Road, Sidarat Square, District 2,Kabul Tel: +93 (0)20 220 

1373/ 1375 (LN o.D.; HPIC o.D.c, MoPH 11.2012) 

 Malalai Maternity Hospital: Malalai Watt, Shahre Naw, Kabul, Tel.: +93(0)20 2201 377 (LN o.D.; vgl. HPIC 

o.D.d, MoPH 11.2012) 
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 Noor Eye Krankenhaus: Cinema Pamir, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2100 446 (LN o.D.; vgl. IAM o.D., MoPH 

11.2012) 

 Rabia–i-Balki Maternity Hospital: Frosh Gah, District 2, Kabul, Tel.: +93(0)20 2100439 (LN o.D.; vgl. MoPH 

11.2012) 

 Wazir Akbar Khan Krankenhaus: Wazir Akbar Khan, Kabul, Tel.: +93 (0)78 820 0419 (MoPH 11.2012; vgl. 

Tolonews 1.6.2017) 

 Herat Regionalkrankenhaus: Khaja Ali Movafaq Rd, Herat (MoPH 2013; vgl. Pajhwok 3.8.2017) 

 Mirwais Nika Krankenhaus in Kandahar, Tel.: +93 (0)79 146 4237 (ICRC 28.1.2018; vgl. ICRC 3.2.2017) 

 

Es gibt zahlreiche private Kliniken, die auf verschiedene medizinische Fachbereiche spezialisiert sind. Es folgt eine 

Liste einiger privater Gesundheitseinrichtungen: 

 Amiri Krankenhaus: Red Crescent, 5th Phase, Qragha Road, Kabul, Tel.: +93 (0)20 256 3555 (IOM 

5.2.2018) 

 Shfakhanh Maljoy Frdos/Ferdows: Chahr Qala-e-Chahardihi Road, Kabul, Tel.: +93 (0)70 017 3124 (Cybo 

o.D.) 

 Khair Khwa Medical Complex: Qala Najar Ha, Kabul, Tel.: +93 (0)72 988 0850 (KMC o.D.) 

 DK – German Medical Diagnostic Center: Ansari Square, 3d Street, Shahr-e Nau, Kabul, Tel.: +93 (0)70 

606 0141 (MK o.D.) 

 French Medical Institute for Mothers and Children: Hinter der Kabul University, Aliabad, Kabul, Tel.: +93 

(0)20 2500 200 (FMIC o.D.) 

 Luqmah Hakim: Bagh-e Azadi Ave, Herat, Tel.: +93 (0)79 232 5907 (IOM 5.2.2017; vgl. LHH o.D.) 

 Alemi Krankenhaus: Mazar-e Sharif (BFA Staatendokumentation 4.2018) 

Beispiele für Nichtregierungsinstitutionen vor Ort 

Ärzte ohne Grenzen (MSF) 

Médecins sans Frontières (MSF) ist in verschiedenen medizinischen Einrichtungen in Afghanistan tätig: im Ahmad 

Shah Baba Krankenhaus und im Dasht-e Barchi Krankenhaus in Kabul, in der Entbindungsklinik in Khost, im Boost 

Krankenhaus in Lashkar Gah (Helmand) sowie im Mirwais Krankenhaus und anderen Einrichtungen in Kandahar 

(MSF o.D.).  

Das Komitee des internationalen Roten Kreuz (ICRC) 
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Auch die Sicherheitslage hat erhebliche Auswirkungen auf die medizinische Versorgung. Für den Zeitraum von 

Dezember 2017 bis März 2018 wurden Berichten zufolge insgesamt 48 Zwischenfälle in 13 Provinzen registriert. 

Nach mehreren Angriffen mit Todesfolge auf Mitarbeiter des ICRC, hat das Internationale Komitee des Roten 

Kreuzes 2017 einen erheblichen Teil seines Personals im Land abgezogen (AA 5.2018). Trotzdem blieb im Laufe 

des Jahres 2017 das ICRC landesweit aktiv. Tätigkeiten des Komitees zur Förderung der Gesundheitsfürsorge 

waren z.B. der Transport von Kriegsverwundeten in nahe liegende Krankenhäuser für weitere medizinische 

Versorgung, die Bereitstellung von Medikamenten und medizinischer Ausstattung zur Unterstützung einiger 

staatlicher Krankenhäuser, die Bereitstellung von medizinischer Unterstützung für das Mirwais Krankenhauses 

in Kandahar, die Unterstützung von Gesundheitsdienstleistungen in zwei Gefängnissen (Kandahar und Herat) 

usw. (ICRC 28.1.2018). 

International Psychosocial Organization (IPSO) in Kabul 

IPSO bietet landesweit psychosoziale Betreuung durch Online-Beratung und Projektfeldarbeit mit insgesamt 280 

psychosozialen Therapeuten, wovon die Hälfte Frauen sind. Die Online-Beratung steht von 8-19 Uhr kostenfrei 

zur Verfügung; angeboten werden ebenso persönliche Sitzungen in Beratungszentren der Krankenhäuser. Einige 

der Dienste dieser Organisation sind auch an Universitäten und technischen Institutionen verfügbar. Unter 

anderem ist IPSO in den Provinzen Nangarhar, Kabul, Herat, Bamyan, Badakhshan, Balkh, Jawzjan und Laghman 

tätig (BFA Staatendokumentation 4.2018).  

Medica Afghanistan in Kabul 

Medica Afghanistan bietet kostenfreie psychosoziale Einzel- und Gruppentherapien an. Die Leistungen sind nur 

für Frauen zugänglich und werden in Kabul in unterschiedlichen Frauenhäusern und -gefängnissen sowie 

Jugendzentren angeboten. Auch werden die Leistungen der Organisation in drei Hauptkrankenhäusern, im 

„Women‘s Garden, im Ministeirum für Frauenangelegenheiten (MoWA) und an weiteren Standorten in Kabul 

angeboten (BFA Staatendokumentation 4.2018). 

PARSA Afghanistan 

Parsa ist seit 1996 als registrierte NGO in Afghanistan tätig. Die Organisation spezialisiert sich u.a. auf 

psychologische Leistungen und Ausbildung von afghanischem Fachpersonal, das in sozialen Schutzprogrammen 

tätig ist und mit vulnerablen Personen arbeitet. Zu diesen Fachkräften zählen Mitarbeiter in Zentren für 

Binnenvertriebene, Frauenhäusern und Waisenhäusern sowie Fachkräfte, die in lokalen Schulen am Projekt 

„Healthy Afghan Girl“ mitarbeiten und andere Unterstützungsgruppen (BFA Staatendokumentation 4.2018).  

Weitere Projekte 

Das Telemedizinprojekt des Mobilfunkanbieters Roshan, verbindet Ärzte in ländlichen Gegenden mit Spezialisten 

im französischen Kindermedizininstitut in Kabul und dem Aga Khan Universitätskrankenhaus in Pakistan. Durch 

eine Hochgeschwindigkeits-Videoverbindung werden mittellose Patienten auf dem Land von Fachärzten 

diagnostiziert. Unter anderem bietet die von Roshan zur Verfügung gestellte Technologie afghanischen Ärzten 

die Möglichkeit, ihre medizinischen Kenntnisse zu erweitern und auf den neuesten Stand zu bringen (GI 

17.12.2016; vgl. NCBI 23.3.2017).  

Quellen: 
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- AA – Auswärtiges Amt (5.2018): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen 

Republik Afghanistan, 

https://milo.bamf.de/milop/livelink.exe/fetch/2000/702450/683266/687377/687464/687286/6029579/19

173665/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%Bcber_die_asyl%2D_und_abschiebu

ngsrelevante_Lage_in_der_Islamischen_Republik_Afghanistan_%28Stand_Mai_2018%29%2C_31%2E05.20

18.pdf?nodeid=19173884&vernum=-2, Zugriff 4.6.2018 

- AA – Auswärtiges Amt (9.2016): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen 

Republick Afghanistan, https://www.ecoi.net/en/file/local/1253781/4598_1478857553_3-deutschland-

auswaertiges-amt-bericht-ueber-die-asyl-und-abschiebungsrelevante-lage-in-der-islamischen-republik-

afghanistan-19-10-2016.pdf, Zugriff 4.6.2018 

- AB - Afghan-Bios (20.1.2016): Istiqlal Hospital in Kabul, http://www.afghan-

bios.info/index.php?option=com_afghanbios&id=3460&task=view&total=3673&start=1452&Itemid=2, 

Zugriff 1.6.2018 

- AF – Asia Foundation (11.2017): A Survey of The Afghan People Afghanistan in 2017, 

https://asiafoundation.org/wp-content/uploads/2017/11/2017_AfghanSurvey_report.pdf, Zugriff 4.6.2018 

- AP – Associated Press (18.8.2016): After years of war, Afghans wary to talk of mental health, 

https://apnews.com/14df828eb00b4adfa48123751f089186, Zugriff 4.6.2018, ua.  

Grundversorgung und Wirtschaft 

Im Jahr 2015 belegte Afghanistan auf dem Human Development Index (HDI) Rang 169 von 188 (UNDP 2016). Seit 

2002 hat Afghanistan mit Unterstützung durch die internationale Gemeinschaft wichtige Fortschritte beim 

Wiederaufbau seiner Wirtschaft erzielt. Nichtsdestotrotz bleiben bedeutende Herausforderungen bestehen, da 

das Land weiterhin von Konflikten betroffen, arm und von Hilfeleistungen abhängig ist (IWF 8.12.2017; vgl. WB 

10.4.2018). Während auf nationaler Ebene die Armutsrate in den letzten Jahren etwas gesunken ist, stieg sie in 

Nordostafghanistan in sehr hohem Maße. Im Norden und im Westen des Landes konnte sie hingegen reduziert 

werden (SCA 22.5.2018). Angesichts des langsamen Wachstums, sicherheitsbedingter 

Versorgungsunterbrechungen und schwacher landwirtschaftlicher Leistungen, nimmt die Armut weiterhin zu 

(WB 10.4.2018).  

Die Verbraucherpreisinflation bleibt mäßig und wurde für 2018 mit durchschnittlich 6% prognostiziert (IWF 

8.12.2017). Der wirtschaftliche Aufschwung erfolgt langsam, da die andauernde Unsicherheit die privaten 

Investitionen und die Verbrauchernachfrage einschränkt. Während der Agrarsektor wegen der ungünstigen 

klimatischen Bedingungen im Jahr 2017 nur einen Anstieg von ungefähr 1.4% aufwies, wuchsen der 

Dienstleistungs- und Industriesektor um 3.4% bzw. 1.8%. Das Handelsbilanzdefizit stieg im ersten Halbjahr 2017, 

da die Exporte um 3% zurückgingen und die Importe um 8% stiegen (UN GASC 27.2.2018).  

Arbeitsmarkt und Arbeitslosigkeit 

Schätzungen zufolge leben 74,8% der Bevölkerung in ländlichen und 25,2% in städtischen Gebieten (CSO 4.2017). 

Für ungefähr ein Drittel der Bevölkerung ist die Landwirtschaft (inklusive  Tiernutzung) die Haupteinnahmequelle 

(SCA 22.5.2018; vgl. AF 14.11.2017). 
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In den Jahren 2016-2017 wuchs die Arbeitslosenrate, die im Zeitraum 2013-2014 bei 22,6% gelegen hatte, um 

1%. Die Arbeitslosigkeit betrifft hauptsächlich gering qualifizierte bildungsferne Personen; diese sind auch am 

meisten armutsgefährdet (WB 10.4.2018). Über 40% der erwerbstätigen Bevölkerung gelten als arbeitslos oder 

unterbeschäftigt (SCA 22.5.2018). Es müssten jährlich geschätzte 400.000 neue Arbeitsplätze geschaffen werden, 

um Neueinsteiger in den Arbeitsmarkt integrieren zu können (BFA Staatendokumentation 4.2018; vgl. SCA 

22.5.2018). Seit 2001 wurden zwar viele neue Arbeitsplätze geschaffen, jedoch sind diese landesweit ungleich 

verteilt und 80% davon sind unsichere Stellen (Tagelöhner) (SCA 22.5.2018).  

Ungefähr 47,3% der afghanischen Bevölkerung sind unter 15 Jahre alt, 60% unter 24 Jahre. Daher muss die 

Versorgung der jungen Bevölkerungsschichten seitens einer viel geringeren Zahl von Erwachsenen gewährleistet 

werden; eine Herausforderung, die durch den schwachen Arbeitsmarkt verschlimmert wird. Mehr als ein Drittel 

der männlichen Bevölkerung (34,3%) Afghanistans und mehr als die Hälfte der weiblichen Bevölkerung (51,1%) 

sind nicht in der Lage, eine passende Stelle zu finden. Gemäß einer Umfrage von Asia Foundation (AF) aus dem 

Jahr 2017 wird von 70,6% der Befragten die Arbeitslosigkeit als eines der größten Probleme junger Menschen in 

Afghanistan zwischen 15 und 24 Jahren gesehen (AF 14.11.2017).  

Projekte der afghanischen Regierung 

Im Laufe des Jahres 2017 hat die afghanische Regierung weiterhin Anstrengungen unternommen, um die 

Rechenschaftspflicht bei der Umsetzung ihrer Entwicklungsprioritäten durch die hohen Entwicklungsräte zu 

fördern (UN GASC 27.2.2018). Darunter fällt u. a. der fünfjährige (2017 – 2020) Nationale Rahmen für Frieden 

und Entwicklung in Afghanistan (The Afghanistan National Peace and Development Framework, ANPDF) zur 

Erreichung der Selbständigkeit. Ziele dieses strategischen Plans sind u. a. der Aufbau von Institutionen, die 

Förderung von privaten Investitionen, Wirtschaftswachstum, die Korruptionsbekämpfung, Personalentwicklung 

usw. (WP 10.4.2018.; vgl. GEC 29.1.2017). Im Rahmen der Umsetzung dieses Projekts hat die Regierung die zehn 

prioritären nationalen Programme mithilfe der Beratung durch die hohen Entwicklungsräte weiterentwickelt. Die 

Implementierung zweier dieser Projekte, des „Citizens’ Charter National Priority Program“ und des „Women‘s 

Economic Empowerment National Priority Program“ ist vorangekommen. Die restlichen acht befinden sich in 

verschiedenen Entwicklungsstadien (UN GASC 27.2.2018).  

Das „Citizens’ Charter National Priority Program“ z. B. hat die Armutsreduktion und die Erhöhung des 

Lebensstandards zum Ziel, indem die Kerninfrastruktur und soziale Dienstleistungen der betroffenen 

Gemeinschaften verbessert werden sollen. Die erste Phase des Projektes sollte ein Drittel der 34 Provinzen 

erfassen und konzentrierte sich auf Balkh, Herat, Kandahar und Nangarhar. Ziel des Projekts ist es, 3,4 Mio. 

Menschen Zugang zu sauberem Trinkwasser zu verschaffen, die Gesundheitsdienstleistungen, das 

Bildungswesen, das Straßennetz und die Stromversorgung zu verbessern, sowie die Zufriedenheit und das 

Vertrauen der Bevölkerung in die Regierung zu steigern. Des Weiteren zielt das Projekt darauf ab, 

Binnenvertriebene,  Behinderte, Arme und Frauen besser zu integrieren (WB 10.10.2016). 

 

Die afghanische Regierung hat Bemühungen zur Armutsreduktion gesetzt und unterstützt den Privatsektor 

weiterhin dabei, nachhaltige Jobs zu schaffen und das Wirtschaftswachstum voranzutreiben. Die Ausstellung von 

Gewerbeberechtigungen soll gesteigert, steuerliche Sanktionen abgeschafft und öffentlich-private 

Partnerschaften entwickelt werden; weitere Initiativen sind geplant (BFA Staatendokumentation 4.2018).                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                           
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Quellen: 

- AF – Asia Foundation (14.11.2017) – Afghanistan in 2017, A Survey of the Afghan People, 

https://asiafoundation.org/wp-content/uploads/2017/11/2017_AfghanSurvey_report.pdf, Zugriff 

30.5.2018 

- BFA der Staatendokumentation (4.2018): Fact Finding Mission Report Afghanistan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/1430912/5818_1524829439_03-onlineversion.pdf, Zugriff 30.5.2018 

- CSO – Central Statistics Organization (4.2017): Estimated Population of Afghanistan 2017-2018, 

http://cso.gov.af/Content/files/%D8%AA%D8%AE%D9%85%DB%8C%D9%86%20%D9%86%D9%81%D9%88

%D8%B3/Final%20Population%201396.pdf, Zugriff 30.5.2018. ua.  

Rückkehr 

Als Rückkehrer/innen werden jene afghanische Staatsbürger/innen bezeichnet, die nach Afghanistan 

zurückgekehrt sind, nachdem sie mindestens sechs Monate im Ausland verbracht haben. Dazu zählen sowohl im 

Ausland registrierte Afghan/innen, die dann die freiwillige Rückkehr über UNHCR angetreten haben, als auch 

nicht-registrierte Personen, die nicht über UNHCR zurückgekehrt sind, sondern zwangsweise rückgeführt 

wurden. Insgesamt sind in den Jahren 2012-2017 1.821.011 Personen nach Afghanistan zurückgekehrt. Die 

Anzahl der Rückkehrer/innen hat sich zunächst im Jahr 2016 im Vergleich zum Zeitraum 2012-2015, um 24% 

erhöht, und ist im Jahr 2017 um 52% zurückgegangen. In allen drei Zeiträumen war Nangarhar jene Provinz, die 

die meisten Rückkehrer/innen zu verzeichnen hatte (499.194); zweimal so viel wie Kabul (256.145) (IOM/DTM 

26.3.2018). Im Jahr 2017 kehrten IOM zufolge insgesamt 98.191 Personen aus Pakistan und 462.361 Personen 

aus Iran zurück (sowohl freiwillig, als auch zwangsweise) (IOM 2.2018). Im Jahr 2018 kehrten mit Stand 21.3. 

1.052 Personen aus angrenzenden Ländern und nicht-angrenzenden Ländern zurück (759 davon kamen aus 

Pakistan). Bis Juli 2017 kehrten aus Europa und der Türkei 41.803 Personen nach Afghanistan zurück (IOM 

7.7.2017).  

Im Rahmen des Tripartite Agreement (Drei-Parteien-Abkommen) unterstützt UNHCR die freiwillige Repatriierung 

von registrierten afghanischen Flüchtlingen aus Pakistan und Iran. Insgesamt erleichterte UNHCR im Jahr 2017 

die freiwillige Rückkehr von 58.817 Personen (98% aus Pakistan  sowie 2% aus Iran und anderen Ländern) (UNHCR 

3.2018).  

Die afghanische Regierung kooperierte mit UNHCR, IOM und anderen humanitären Organisationen, um IDPs, 

Flüchtlingen, rückkehrenden Flüchtlingen und anderen betroffenen Personen Schutz und Unterstützung zu 

bieten. Die Fähigkeit der afghanischen Regierung vulnerable Personen zu unterstützen, einschließlich 

Rückkehrer/innen aus Pakistan und dem Iran, bleibt begrenzt und ist weiterhin auf die Hilfe der internationalen 

Gemeinschaft angewiesen (USDOS 20.4.2018). Nichtsdestotrotz versucht die afghanische Regierung die 

gebildete Jugend, die aus Pakistan zurückkehrt, aufzunehmen (BTI 2018). Von den 2.1 Millionen Personen, die in 

informellen Siedlungen leben, sind 44% Rückkehrer/innen. In den informellen Siedlungen von Nangarhar lebt 

eine Million Menschen, wovon 69% Rückkehrer/innen sind. Die Zustände in diesen Siedlungen sind 

unterdurchschnittlich und sind besonders wegen der Gesundheits- und Sicherheitsverhältnisse 

besorgniserregend. 81% der Menschen in informellen Siedlungen sind Ernährungsunsicherheit ausgesetzt, 26% 

haben keinen Zugang zu adäquatem Trinkwasser und 24% leben in überfüllten Haushalten (UN OCHA 12.2017).  
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Auch wenn scheinbar kein koordinierter Mechanismus existiert, der garantiert, dass alle Rückkehrer/innen die 

Unterstützung erhalten, die sie benötigen, und dass eine umfassende Überprüfung stattfindet, können Personen, 

die freiwillig oder zwangsweise nach Afghanistan zurückgekehrt sind, dennoch verschiedene 

Unterstützungsformen in Anspruch nehmen. Eine Reihe unterschiedlicher Organisationen ist für 

Rückkehrer/innen und Binnenvertriebene (IDP) in Afghanistan zuständig. Außerdem erhalten Rückkehrer/innen 

Unterstützung von der afghanischen Regierung, den Ländern, aus denen sie zurückkehren, und internationalen 

Organisationen (z.B. IOM) sowie lokalen Nichtregierungsorganisationen (NGO) (z. B. IPSO und AMASO). 

Nichtsdestotrotz scheint das Sozialkapital die wichtigste Ressource zu sein, die Rückkehrer/innen zur Verfügung 

steht, da keine dezidiert staatlichen Unterbringungen für Rückkehrer existieren und familiäre 

Unterbringungsmöglichkeiten für Rückkehrer/innen daher als die zuverlässigste und sicherste Möglichkeit 

erachtet werden. So kehrt der Großteil der (freiwilligen bzw. zwangsweisen) Rückkehrer/innen direkt zu ihren 

Familien oder in ihre Gemeinschaften zurück. Für jene, die diese Möglichkeit nicht haben sollten, stellen die 

Regierung und IOM eine temporäre Unterkunft  zur Verfügung. Hierfür stand bislang das Jangalak-

Aufnahmezentrum zur Verfügung, das sich  direkt in der Anlage des Ministeriums für Flüchtlinge und 

Repatriierung in Kabul befand und wo  Rückkehrende für die Dauer von bis zu zwei Wochen untergebracht 

werden konnten. Im  Jangalak Aufnahmezentrum befanden sich 24 Zimmer, mit jeweils 2-3 Betten. Jedes Zimmer 

war mit einem Kühlschrank, Fernseher, einer Klimaanlage und einem Kleiderschrank ausgestattet. Seit  

September 2017 nutzt IOM nicht mehr das Jangalak-Aufnahmezentrum, sondern das Spinzar Hotel in Kabul als 

temporäre Unterbringungsmöglichkeit. Auch hier können Rückkehrer/innen für maximal zwei Wochen 

untergebracht werden (BFA Staatendokumentation 4.2018).  

Unterschiedliche Organisationen sind für Rückkehrer/innen unterstützend tätig:  

IOM (internationale Organisation für Migration) bietet ein Programm zur unterstützten, freiwilligen Rückkehr 

und Reintegration in Afghanistan an (Assisted Voluntary Return and Reintegration – AVRR). In Österreich wird 

das Projekt Restart II seit 1.1.2017 vom österreichischen IOM-Landesbüro implementiert, welches vom 

österreichischen Bundesministerium für Inneres und AMIF (dem Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds der EU) 

mitfinanziert wird. Im Zuge dieses Projektes können freiwillige Rückkehrer/innen nach Afghanistan und in den 

Iran, nachhaltig bei der Reintegration in ihr Herkunftsland unterstützt werden. Das Projekt läuft mit 31.12.2019 

aus und sieht eine Teilnahme von 490 Personen vor. IOM setzt im Zuge von Restart II unterschiedliche 

Maßnahmen um, darunter Rückkehr – und Reintegrationsunterstützung. In Kooperation mit 

Partnerninstitutionen des European Reintegration Network (ERIN) wird im Rahmen des ERIN Specific Action 

Program, nachhaltige Rückkehr und Reintegration freiwillig bzw. zwangsweise rückgeführter 

Drittstaatangehöriger in ihr Herkunftsland implementiert. IRARA (International Returns & Reintegration 

Assistance) eine gemeinnützige Organisation bietet durch Reintegrationsdienste nachhaltige Rückkehr an. ACE 

(Afghanistan Centre for Excellence) ist eine afghanische Organisation, die Schulungen und 

Arbeitsplatzvermittlung anbietet. AKAH (Aga Khan Agency for Habitat) ist in mehreren Bereichen tätig, zu denen 

auch die Unterstützung von Rückkehrer/innen zählt. Sowohl ACE als auch AKAH sind Organisationen, die im 

Rahmen von ERIN Specific Action Program in Afghanistan tätig sind. AMASO (Afghanistan Migrants Advice & 

Support Organisation) bietet zwangsweise zurückgekehrten Personen aus Europa und Australien Beratung und 

Unterstützung an. Unter anderem betreibt AMASO ein Schutzhaus, welches von privaten Spendern finanziert 

wird (BFA Staatendokumentation 4.2018).  
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NRC (Norwegian Refugee Council) bietet Rückkehrer/innen aus Pakistan, Iran und anderen Ländern Unterkunft 

sowie Haushaltsgegenstände und Informationen zur Sicherheit an. Auch hilft NRC Rückkehrer/innen bei 

Grundstücksstreitigkeiten. Kinder von Binnenvertriebenen und speziell von Rückkehrer/innen aus Pakistan sollen 

auch die Möglichkeit haben die Schule zu besuchen. NRC arbeitet mit dem afghanischen Bildungsministerium 

zusammen, um Schulen mit Unterrichtsmaterialien zu unterstützen und die Kapazitäten in diesen Institutionen 

zu erweitern. IDPs werden im Rahmen von Notfallprogrammen von NRC mit Sachleistungen, Nahrungsmitteln 

und Unterkunft versorgt; nach etwa zwei Monaten soll eine permanente Lösung für IDPs gefunden sein. Auch 

wird IDPs finanzielle Unterstützung geboten: pro Familie werden zwischen 5.000 und 14.000 Afghani Förderung 

ausbezahlt. Das Internationale Komitee des Roten Kreuzes (ICRC) unterstützt Rückkehrer/innen dabei, ihre 

Familien zu finden (BFA Staatendokumentation 4.2018).  

UNHCR ist bei der Ankunft von Rückkehrer/innen anwesend, begleitet die Ankunft und verweist Personen welche 

einen Rechtsbeistand benötigen an die AIHRC (Afghanistan Independent Human Rights Commission). UNHCR 

und die Weltbank haben im November 2017 ein Abkommen zur gemeinsamen Datennutzung unterzeichnet, um 

die Reintegration afghanischer Rückkehrer/innen zu stärken. UNHCR leitet Initiativen, um nachhaltige Lösungen 

in den Provinzen Herat und Nangarhar zu erzielen, indem mit nationalen Behörden/Ministerien und 

internationalen Organisationen (UNICEF, WHO, IOM, UNDP, UN Habitat, WFP und FAO) zusammengearbeitet 

wird. Diese Initiativen setzen nationale Pläne in gemeinsame Programme in jenen Regionen um, die eine hohe 

Anzahl an Rückkehrer/innen und Binnenvertriebenen vorzuweisen haben (BFA Staatendokumentation 4.2018).  

Psychologische Unterstützung von Rückkehrer/innen wird über die Organisation IPSO betrieben – alle Leistungen 

sind kostenfrei. Diejenigen, die es benötigen und in abgelegene Provinzen zurückkehren, erhalten bis zu fünf 

Skype-Sitzungen von IPSO. Für psychologische Unterstützung könnte auch ein Krankenhaus aufgesucht werden; 

möglicherweise mangelt es diesen aber an Kapazitäten (BFA Staatendokumentation 4.2018).   

Unterstützung von Rückkehrer/innen durch die afghanische Regierung 

Hilfeleistungen für Rückkehrer/innen durch die afghanische Regierung konzentrieren sich auf Rechtsbeistand, 

Arbeitsplatzvermittlung, Land und Unterkunft (wenngleich sich das Jangalak-Aufnahmezentrum bis September 

2017 direkt in der Anlage des Ministeriums für Flüchtlinge und Repatriierung in Kabul befand, wurde dieses 

dennoch von IOM betrieben und finanziert). Seit 2016 erhalten die Rückkehr/innen nur Hilfeleistungen in Form 

einer zweiwöchigen Unterkunft (siehe Jangalak-Aufnahmezentrum). Neue politische Rahmenbedingungen für 

Rückkehrer/innen und IDPs wurden von unterschiedlichen afghanischen Behörden, dem Ministerium für 

Flüchtlinge und Repatriierung (MoRR) und internationalen Organisationen geschaffen und sind im Dezember 

2016 in Kraft getreten. Diese Rahmenbedingungen gelten sowohl für Rückkehrer/innen aus der Region (Iran und 

Pakistan), als auch für jene, die aus Europa zurückkommen oder IDPs sind. Soweit dies möglich ist, sieht dieser 

mehrdimensionale Ansatz der Integration unter anderem auch die individuelle finanzielle Unterstützung als 

einen Ansatz der „whole of community“ vor. Demnach sollen Unterstützungen nicht nur Einzelnen 

zugutekommen, sondern auch den Gemeinschaften, in denen sie sich niederlassen. Die Rahmenbedingungen 

sehen die Grundstücksvergabe als entscheidend für den Erfolg anhaltender Lösungen. Hinsichtlich der 

Grundstücksvergabe wird es als besonders wichtig erachtet, das derzeitige Gesetz zu ändern, da es als anfällig 

für Korruption und Missmanagement gilt. Auch wenn nicht bekannt ist, wie viele Rückkehrer/innen aus Europa 

Grundstücke von der afghanischen Regierung erhalten haben – und zu welchen Bedingungen – sehen Experten 

dies als möglichen Anreiz für jene Menschen, die Afghanistan schon vor langer Zeit verlassen haben und deren 
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Zukunftsplanung von der Entscheidung europäischer Staaten über ihre Abschiebungen abhängig ist (BFA 

Staatendokumentation 4.2018). 

Ausführliche Informationen zu den Programmen und Maßnahmen der erwähnten Organisationen sowie weitere 

Unterstützungsmaßnahmen können dem FFM-Bericht Afghanistan 4.2018 entnommen werden; Anmerkung der 

Staatendokumentation.  

Die Rolle unterschiedlicher Netzwerke für Rückkehrer/innen  

Die Großfamilie ist die zentrale soziale Institution in Afghanistan und bildet das wichtigste soziale Sicherheitsnetz 

der Afghanen. Alle Familienmitglieder sind Teil des familiären Netzes. Die Großfamilie trägt zu Schutz, Betreuung 

und Versorgung ihrer Mitglieder bei. Sie bildet auch eine wirtschaftliche Einheit; die Männer der Familie sind 

verpflichtet, die Mitglieder der Großfamilie zu unterstützen und die Familie in der Öffentlichkeit zu 

repräsentieren. Auslandsafghanen pflegen zumeist enge Kontakte mit ihren Verwandten in Afghanistan. Quellen 

zufolge verlieren nur sehr wenige Afghanen in Europa den Kontakt zu ihrer Familie. Die Qualität des Kontakts mit 

der Familie hängt möglicherweise auch davon ab, wie lange die betreffende Person im Ausland war bzw. wie 

lange sie tatsächlich in Afghanistan lebte, bevor sie nach Europa migrierte. Der Faktor geographische Nähe 

verliert durch technologische Entwicklungen sogar an Wichtigkeit. Der Besitz von Mobiltelefonen ist mittlerweile 

„universell“ geworden und digitale Kommunikation wird eine zunehmende Selbstverständlichkeit, vor allem in 

den Städten. Ein fehlendes familiäres Netzwerk stellt eine Herausforderung für die Reintegration von 

Migrant/innen in Afghanistan dar. Quellen zufolge haben aber alleinstehende afghanische Männer, egal ob sie 

sich kürzer oder länger außerhalb der Landesgrenzen aufhielten, sehr wahrscheinlich eine Familie in Afghanistan, 

zu der sie zurückkehren können. Eine Ausnahme stellen möglicherweise jene Fälle dar, deren familiäre Netze in 

den Nachbarstaaten Iran oder Pakistan liegen (BFA Staatendokumentation 4.2018).  

Quellen zufolge halten Familien in Afghanistan in der Regel Kontakt zu ihrem nach Europa ausgewanderten 

Familienmitglied und wissen genau Bescheid, wo sich dieses aufhält und wie es ihm in Europa ergeht. Dieser 

Faktor wird in Asylinterviews meist heruntergespielt und viele Migranten, vor allem Minderjährige, sind instruiert 

zu behaupten, sie hätten keine lebenden Verwandten mehr oder jeglichen Kontakt zu diesen verloren (BFA 

Staatendokumentation 4.2018).  

Neben der Familie als zentrale Stütze der afghanischen Gesellschaft, kommen noch weitere, wichtige Netzwerke 

zum Tragen, wie z. B. der Stamm, der Clan und die lokale Gemeinschaft. Diese basieren auf Zugehörigkeit zu einer 

Ethnie, Religion oder anderen „professionellen“ Netzwerken (Kolleg/innen, Kommilitonen etc.) sowie politische 

Netzwerke usw. Die unterschiedlichen Netzwerke haben verschiedene Aufgaben und unterschiedliche Einflüsse 

– auch unterscheidet sich die Rolle der Netzwerke zwischen den ländlichen und städtischen Gebieten. Ein 

Netzwerk ist für das Überleben in Afghanistan wichtig. So sind einige Rückkehrer/innen auf soziale Netzwerke 

angewiesen, wenn es ihnen nicht möglich ist, auf das familiäre Netz zurückzugreifen. Ein Mangel an Netzwerken 

stellt eine der größten Herausforderungen für Rückkehrer/innen dar, was möglicherweise zu einem neuerlichen 

Verlassen des Landes führen könnte. Die Rolle sozialer Netzwerke – der Familie, der Freunde und der Bekannten 

– ist für junge Rückkehrer/innen besonders ausschlaggebend, um sich an das Leben in Afghanistan anzupassen. 

Sollten diese Netzwerke im Einzelfall schwach ausgeprägt sein, kann die Unterstützung verschiedener 

Organisationen und Institutionen in Afghanistan in Anspruch genommen werden (BFA Staatendokumentation 

4.2018).   
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Kunduz  

Die Provinz Kunduz war schon immer ein strategischer Knotenpunkt. Darüber hinaus verbindet die Provinz 

Kunduz den Rest Afghanistans mit seiner nördlichen Region und liegt in der Nähe einer Hauptstraße nach Kabul 

(DW 30.9.2015). Somit liegt die Provinz Kunduz im Norden Afghanistans und grenzt im Norden an Tadschikistan, 

im Osten an die Provinz Takhar, im Süden an die Provinz Baghlan und im Westen an die Provinz Balkh (UNOCHA 

4.2014kd). Die Provinzhauptstadt ist Kunduz (Stadt) (OPr 1.2.1017kd); die Provinz ist in die folgenden Distrikte 

unterteilt: Ali Abad, Chahar Darah (Chardarah), Dasht-e-Archi, (Hazrati) Imam Sahib, Khan Abad, Kunduz und 

Qala-eZal (CSO 2019; vgl. IEC 2018kd, UNOCHA 4.2014kd, OPr 1.2.2017kd, NPS o.D.kd). Die Distrikte Calbad 

(Gulbad), Gultipa und Aqtash sind neu gegründete Distrikte mit „temporärem“ Status (AAN 7.11.2018; vgl. CSO 

2019).  

Die afghanische zentrale Statistikorganisation (CSO) schätzte die Bevölkerung von Kunduz für den Zeitraum 2019-

20 auf 1.113.676 Personen, davon 356.536 in der Stadt Kunduz (CSO 2019). Die Bevölkerung besteht 

hauptsächlich aus Paschtunen, gefolgt von Usbeken, Tadschiken, Turkmenen, Hazara, Aymaq und Pashai (NPS 

o.D.kd; vgl. OPr 1.2.2017kd).  

Ein Abschnitt der asiatischen Autobahn AH7 führt von Kabul aus durch die Provinzen Parwan und Baghlan und 

verbindet die Hauptstadt mit der Provinz Kunduz und dem Grenzübergang nach Tadschikistan beim Hafen von 

Sher Khan (auch Sher Khan Bandar) (MoPW 16.10.2015; vgl. RFE/ RL 26.8.2007, IN 24.4.2019, LC 24.4.2019); die 

Straßenbrücke über den Grenzfluss Panj wurde 2007 eröffnet (RFE/RL 26.8.2007). Eine Autobahn verläuft von 

Kunduz durch den Distrikt Khanabad nach Takhar und Badakhshan (MoPW 16.10.2015; vgl. UNOCHA 4.2014kd, 

AAN 12.10.2016). Von der ca. 100 km langen Autobahn von Khulm nach Kunduz, welche die Fahrstrecke zwischen 

den Provinzen Kunduz und Balkh deutlich reduzieren wird, wurden im April 2017 59 km fertiggestellt (TN 

12.4.2017; vgl. Technologists 2019), das übrige Teilstück ist in Bau (Technologists 2019). In Kunduz gibt es einen 

Flughafen; im Jahr 2017 wurde ein Terminal nach internationalem Standard mit einer Kapazität für 1.300 

Personen errichtet (LIFOS 26.9.2018; vgl. PAJ 7.3.2018). Stand Juli 2019 gibt es jedoch keinen Linienbetrieb in 

Kunduz (F24 10.7.2019). 

Laut dem UNODC Opium Survey 2018 hat Kunduz den seit 2007 bestehenden Status „schlafmohnfrei“ 2018 

beibehalten. Obwohl die Anbaufläche in den letzten Jahren gestiegen ist, blieb sie 2018 immer noch unter 100 

Hektar, was die UNODC-Schwelle für den Erhalt des „schlafmohnfreien Status“ darstellt (UNODC/MCN 11.2018). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Die Sicherheitslage der Provinz hat sich in den letzten Jahren verschlechtert (AAN 7.11.2018; vgl. AJ 5.2.2019). 

Sowohl 2015 als auch 2016 kam es zu einer kurzfristigen Einnahme der Provinzhauptstadt Kunduz City durch die 

Taliban (UNAMA 24.2.2019) und auch Ende August 2019 nahmen die Taliban kurzzeitig Teile der Stadt ein (BAMF 

2.9.2019). Kunduz war die letzte TalibanHochburg vor deren Sturz 2001 (RFE/RL o.D.). 

Die Taliban waren im Jahr 2018 in den Distrikten Dasht-e-Archi und Chahar Darah aktiv, wo sich die staatliche 

Kontrolle auf kleine Teile der Distriktzentren und einige benachbarte Dörfer beschränkte (AAN 7.11.2018). Die 

Taliban hatten laut Quellen im Februar 2019 im Distrikt Dasht-eArchi eine parallele Schattenregierung gebildet, 

die einen Distriktgouverneur, Bildungsleiter, Justiz, Gesundheit, Öffentlichkeitsarbeit, Militär und die 

Finanzkomitees umfasst. Diese Posten werden von jungen Paschtunen und Usbeken aus dem Distrikt besetzt 
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(AAN 26.2.2019). In Ali Abad, Imam Sahib und Khan Abad erreichte die Präsenz der Regierung fast die Hälfte der 

Distrikte, während die restlichen Teile umstritten waren. Aqtash, Calbad und Gultipa standen, zum 

Berichtszeitraum November 2018, weitgehend oder vollständig unter der Kontrolle der Taliban (AAN 7.11.2018). 

Außerdem soll eine aufständische Gruppe namens Jabha-ye Qariha ("die Front derer, die den Quran auswendig 

gelernt haben", die Qaris), die als Militärflügel von Jundullah bekannt ist, im Distrikt Dasht-e-Archi aktiv sein. 

Obwohl Jundullah eine unabhängige Gruppe ist, ist sie mit den Taliban verbündet (AAN 26.2.2019).  

In den vergangenen Monaten sind Zellen der Islamischen Staates in der nördlichen Provinz Kunduz aufgetaucht 

(NYT 14.6.2019; vgl. JF 6.4.2018); auch soll der IS dort Basen und Ausbildungszentren unterhalten (RE 19.3.2018; 

27.2.2019). 

In Bezug auf die Anwesenheit von staatlichen Sicherheitskräften liegt die Provinz Kunduz in der Verantwortung 

des 217. ANA Corps, das der NATO-Mission Train, Advise, and Assist Command – North (TAAC-N) unter der 

Führung deutscher Streitkräfte untersteht (USDOD 6.2019). 

Im Jahr 2018 dokumentierte UNAMA 337 zivile Opfer (105 Tote und 232 Verletzte) in der Provinz Kunduz. Dies 

entspricht einem Rückgang von 11% gegenüber 2017. Die Hauptursachen für Opfer waren Bodenkämpfe, gefolgt 

von Luftangriffen und IEDs. UNAMA dokumentierte einen anhaltenden Rückgang der zivilen Opfer durch 

Bodenkämpfe in den Provinzen Kunduz und Laghman, die beide zu den fünf Provinzen gehörten, die 2018 die 

größte Reduktion ziviler Opferzahlen durch solche Operationen hatten. Für die Provinz Kunduz verzeichnete 

UNAMA 109 zivile Opfer durch Bodenkämpfe, was einem Rückgang von 31% gegenüber 2017 entspricht (UNAMA 

24.2.2019). 

Im April 2019 wurde die Sicherheitsoperation Khalid durch die afghanische Regierung gestartet, die sich auf die 

südlichen Regionen, Nangarhar im Osten, Farah im Westen, sowie Kunduz, Takhar und Baghlan im Nordosten, 

Ghazni im Südosten und Balkh im Norden konzentrierte (UNGASC 14.6.2019). In Kunduz kommt es regelmäßig 

zu Sicherheitsoperationen durch die afghanischen Sicherheitskräfte; dabei werden unter anderem auch 

Aufständische getötet (z.B. XI 31.7.2019; KP 22.7.2019; KP 11.7.2019; KP 7.7.2019; XI 27.1.2019; TN 10.9.2018; 

TN 8.2.2019; NYTM 1.8.2019; UNAMA 25.3.2019; IE 20.7.2018); und Luftangriffe durchgeführt (z.B. NYTM 

1.8.2019; XI 31.7.2019; KP 22.7.2019; KP 11.7.2019; XI 12.5.2019; TN 31.1.2019; XI 27.1.2019; UNAMA 

25.3.2019).  

Auch kam es zu bewaffneten Zusammenstößen zwischen Aufständischen und den Sicherheitskräften (z.B. BAMF 

2.9.2019; NYTM 1.8.2019; XI 28.7.2019; XI 10.7.2019; SPI 9.7.2019; SP 30.6.2019; TN 13.4.2019; RG 5.2.2019; TN 

10.9.2018). Ende August 2019 starteten die Taliban in Kunduz-Stadt eine Großoffensive mit mehreren Hundert 

Kämpfern. Dabei konnten sie das Provinzkrankenhaus, die Zentrale der Elektrizitätsversorgung und den dritten 

Polizeibezirk der Stadt einnehmen. Die Kämpfer verschanzten sich in Häusern und lieferten sich Gefechte mit 

dem afghanischen Militär (BAMF 2.9.2019; TN 1.9.2019). Schon im April 2019 hatten sie Ziele in der Stadt Kunduz 

angegriffen, wobei dieser Angriff von den Sicherheitskräften zurückgeschlagen wurde (AT 14.4.2019; vgl. NYT 

18.4.2019). Manchmal kommt es durch Talibanaufständische zu sicherheitsrelevanten Vorfällen auf der 

Verbindungsstraße Kunduz-Takhar (CBS 20.8.2018; vgl. KP 20.8.2018; BN 20.8.2018; AAN 7.11.2018). Kunduz 

gehörte zu den Provinzen mit der höchsten Gewaltbereitschaft der Taliban während der Parlamentswahlen 2018 

(AAN 7.11.2018). In Qala-e-Zal, Gultipa und Calbad fand die Wahl wegen hoher Sicherheitsrisiken nicht statt (PAJ 

27.10.2018; vgl. AAN 7.11.2018).  
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IDPs und Binnenvertriebene 

UNOCHA meldete für den Zeitraum 1.1.-31.12.2018 46.312 konfliktbedingt Binnenvertriebene aus der Provinz 

Kunduz (UNOCHA 28.1.2019). Von UNOCHA wurden für den Zeitraum 1.1.-30.6.2019 7.854 konfliktbedingt 

Binnenvertriebene in Kunduz erfasst, die innerhalb der Provinz umsiedelten, sowie in geringem Ausmaß nach 

Herat (49) gingen (UNOCHA 18.8.2019). Im Zeitraum 1.1.31.12.2018 meldete UNOCHA 43.638 konfliktbedingt 

Binnenvertriebene in die Provinz Kunduz, die allesamt aus der Provinz selbst stammten (UNOCHA 28.1.2019). Im 

Zeitraum 1.1.-30.6.2019 meldete UNOCHA 8.022 konfliktbedingt in die Provinz Kunduz vertriebene Personen, 

die aus Kunduz selbst, sowie in geringerem Ausmaß aus Takhar (217) stammten (UNOCHA 18.8.2019). UNOCHA 

vermerkte im November 2018, dass Kunduz eine der drei Provinzen war, welche die meisten konfliktbedingten 

Vertreibungen erlebten (UNOCHA 6.12.2018). 

Quellen:  

• AAN – Afghanistan Analysts Network (26.2.2019): One Land, Two Rules (3): Delivering public services in 

insurgency-affected Dasht-e Archi Distrikt in Kunduz province, https://www.afghanistan-analysts.org/one-land-

two-rules-3-delivering-public-services-ininsurgency-affected-dasht-e-archi-Distrikt-in-kunduz-province/, Zugriff 

10.7.2019 • AAN – Afghanistan Analysts Network (7.11.2018): The 2018 Election Observed (3) in Kunduz: A Very 

Violent E-Day, https://www.afghanistan-analysts.org/the-2018-election-observed-3-inkunduz-a-very-violent-

election/, Zugriff 10.7.2019 • AAN – Afghanistan Analysts Network (12.10.2016): The Taleban Assault on Kunduz 

city: Déjà vu, but why?, https://www.afghanistan-analysts.org/the-taleban-assault-on-kunduz-city-deja-vubut-

why/, Zugriff 10.7.2019. ua.   

2. Beweiswürdigung: 

Der oben angeführte Verfahrensgang und die Feststellungen ergeben sich aus dem 

unbedenklichen und unzweifelhaften Inhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes des BFA, sowie 

auch aus dem Verhandlungsprotokoll des Bundesverwaltungsgerichts.  

2.1. Zu den Feststellungen zur Person des Beschwerdeführers: 

Die Feststellungen zur Person des Beschwerdeführers und seinen persönlichen und familiären 

Verhältnissen ergeben sich aus seinen dahingehenden Angaben vor dem BFA und seine 

Angaben im Rahmen der mündlichen Verhandlung vor dem BVwG.  

Aufgrund der im Verfahren unterlassenen Vorlage von unbedenklichen nationalen 

Identitätsdokumenten bzw. sonstigen Bescheinigungsmitteln konnte die Identität nicht 

festgestellt werden. Soweit dieser namentlich genannt wird, legt das Gericht auf die 

Feststellung wert, dass dies lediglich der Identifizierung als Verfahrenspartei dient, nicht 

jedoch eine Feststellung der Identität im Sinne einer Vorfragebeurteilung iSd § 38 AVG 

bedeutet. 
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Die Feststellungen zur Staatsangehörigkeit des Beschwerdeführers, zu seiner Herkunft und 

Volksgruppenzugehörigkeit, seinem Reiseweg und zu seinem Gesundheitszustand gründen 

sich auf die diesbezüglich glaubhaften Angaben des Beschwerdeführers im Verfahren; das 

Bundesverwaltungsgericht hat keine Veranlassung, an diesen – im gesamten Verfahren im 

Wesentlichen gleich gebliebenen und sich mit den Länderberichten zu Afghanistan deckenden 

– Aussagen des Beschwerdeführers zu zweifeln.  

Mangels Erstattung eines dahingehenden Vorbringens respektive der Vorlage medizinischer 

Unterlagen, konnte nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer aktuell an 

schwerwiegenden Erkrankungen leidet.  

Die Feststellung zur strafgerichtlichen Unbescholtenheit ergibt sich aus der Einsichtnahme in 

das Strafregister. 

2.2. Zum Fluchtvorbringen des Beschwerdeführers: 

Zu der Feststellung, dass die seitens des Beschwerdeführers zu Protokoll gegebenen Gründe 

betreffend das Verlassen Afghanistans als unglaubwürdig bzw. nicht asylrelevant zu erkennen 

waren ist folgendes auszuführen:  

Der Beschwerdeführer hat im Zuge der Einvernahme vor dem BVwG mehrere für die 

Fluchterzählung wesentliche Elemente in Abweichung vom erstinstanzlichen Verfahren zu 

Protokoll gegeben, bzw. wesentliche Elemente der Fluchterzählung erstmalig in der 

Verhandlung vor dem BVwG zu Protokoll gegeben.  

Diesbezüglich ist festzuhalten, dass der BF vor den Organen des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes ausführte, dass die Feindschaft zwischen seiner Familie und der Familie 

seiner ehemaligen Freundin  XXXX bereits beigelegt worden sei bzw. im Zuge seiner 

niederschriftlichen Einvernahme vor dem BFA angab, dass diese Feindschaft zwischen den 

Großvätern bestanden habe. Im Zuge der mündlichen Verhandlung vor dem BVwG führte der 

BF jedoch aus, dass die Feindschaft zwischen den beiden Familien aufgrund von 

vorangegangenen Grundstücksstreitigkeiten nach wie vor aufrecht sei.  

Ebenso ist festzuhalten, dass der BF erstmals vor dem BVwG ausführt, dass die angegebene 

Freundin des BF in Afghanistan schwanger gewesen wäre. Auch diesbezüglich ist festzuhalten, 

dass es sich hierbei um jedenfalls für einen Vater wesentliche Angaben handelt, jedoch wurde 

auch die Schwangerschaft seiner ehemaligen Freundin  XXXX erstmalig vor dem BVwG zu 

Protokoll gegeben und im Zuge des erstinstanzlichen Verfahrens, wie auch in der Beschwerde 

nicht erwähnt.  
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Bereits diesbezüglich ist von einem offensichtlich gesteigerten Vorbringen auszugehen. 

Nachvollziehbare und glaubhafte Gründe, weshalb dieserart wesentliches Vorbringen erst vor 

dem BVwG ausgeführt wurde, konnte der BF nicht angeben.  

Es entspricht der ständigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes, dass Gründe, die zum 

Verlassen des Heimatlandes beziehungsweise Herkunftsstaates geführt haben, im 

Allgemeinen als nicht glaubwürdig angesehen werden, wenn der Asylwerber die nach seiner 

Meinung einen Asyltatbestand begründenden Tatsachen im Laufe des Verfahrens 

(beispielsweise in niederschriftlichen Einvernahmen) unterschiedlich oder sogar 

widersprüchlich darstellt, wenn seine Angaben mit den der Erfahrung entsprechenden 

Geschehnisabläufen oder mit tatsächlichen Verhältnissen bzw. Ereignissen nicht vereinbar und 

daher unwahrscheinlich erscheinen oder wenn er maßgebliche Tatsachen erst sehr spät im 

Laufe des Asylverfahrens vorbringt (vgl. dazu unter anderem das Erkenntnis des VwGH vom 

6.3.1996, Zl. 95/20/0650).  

Dieserart offenkundig widersprüchliche, bzw. gesteigerte Angaben von 

verfahrenswesentlichen Angaben sind erste Indizien dafür, dass es sich bei den nunmehr zu 

Protokoll gegebenen Ausführungen um rein verfahrenszweckbezogene Steigerungen der zu 

Protokoll gegebenen Fluchterzählung handelt, bzw. lassen diese Ausführungen das 

diesbezügliche Vorbringen des Beschwerdeführers insgesamt inkonsistent und letztlich nicht 

glaubwürdig erscheinen.  

Wie bereits auch das BFA festgehalten hat, waren zudem mehrere Aspekte der angeführten 

Beziehung des BF zu dem Mädchen auch durch das BVwG als nicht glaubhaft bzw. nicht 

nachvollziehbar zu qualifizieren.  

Bereits die angegebene Art und Weise, wie der BF ausführt, dieses Mädchen kennen gelernt 

zu haben, bzw. wie er mit dieser in eine Beziehung eingetreten ist, als auch die Art und Weise 

wie diese Beziehung nach Angaben des BF geführt wurde, kann durch das BVwG nicht 

nachvollzogen werden.  

Dazu aufgefordert aufzuklären, wie es sein kann, dass ein Inhaber einer 

Autoreparaturwerkstätte und Mechaniker bereits mit nur  11 Semestern Schulbildung 

nebenbei einen Vorbereitungskurs für die Universität besuchen sollte, bei dem der BF das 

angegebene Mädchen, welches zudem nach Angaben des BF eine gänzlich andere 

Studienrichtung besuchen wollte, kennengelernt habe, so kann der BF diesbezüglich nur 

ausweichende und insgesamt nicht schlüssige Ausführungen erstatten.  
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Ebenso wurde nachvollziehbar schlüssig und glaubwürdig nicht dargelegt, weshalb es der 

angegebenen Freundin des BF zwar möglich gewesen sein soll universitäre Vorbereitungskurse 

zu besuchen, sowie eine universitäre Ausbildung in Kabul anzustreben, ihr jedoch die 

Möglichkeit einer freien Partnerwahl verwehrt bleiben sollte, bzw. diese in der Hauptstadt 

Afghanistans alleine wegen der Eingehung einer Beziehung mit einem Mann ihrer Wahl 

getötet worden sei.  

Auch wie junge Frau sich fast gänzlich unbegleitet bewegen und in weiterer Folge 

insbesondere eine längere Beziehung mit dem Beschwerdeführer eingehen und führen 

konnte, wurde durch diesen nachvollziehbar und glaubhaft nicht dargelegt. Hierzu ausführlich 

befragt hätte es dem BF möglich sein müssen, detaillierte und nachvollziehbare Ausführungen 

betreffend die diesbezüglich gestellten Fragen zu erstatten. Auf sämtliche hierauf bezogenen, 

bzw. konkreten Nachfragen antwortete der BF jedoch ausnahmslos nur auffallend allgemein, 

vage und unkonkret.  Der BF konnte somit nachvollziehbar insgesamt nicht aufklären, wie der 

BF mit dem erwähnten Mädchen eine längere Beziehung führen hätte können.  Der BF konnte 

insgesamt glaubwürdig und nachvollziehbar nicht darlegen, wie es ihm und dem erwähnten 

minderjährigen Mädchen konkret möglich gewesen wäre sich über den angegeben längeren 

Zeitraum von ungefähr zwei Jahren immer wieder heimlich zu treffen.  

Ebenso konnte der BF befragt glaubhaft nicht aufklären, warum der Vater des Mädchens, als 

auch der BF selbst nachvollziehbar nicht versucht hätten, nach Bekanntwerden der Beziehung 

die Ehre der Familie durch eine Verehelichung des BF mit dieser wiederherzustellen.  Sämtliche 

hierzu erstatteten Angaben werden wiederum nur ausweichend und unkonkret zu Protokoll 

gegeben.  

Besondere Eigenschaften dieses Mädchens, wenngleich möglicherweise auch nur subjektiv 

empfunden, konnte der BF ebenso nachvollziehbar und glaubhaft nicht darlegen. Hierzu 

befragt, führte der BF, zudem vollkommen emotionslos, ausschließlich nur allgemeine 

Handlungsabläufe der Fluchtgeschichte aus. Aus sämtlichen diesbezüglichen Ausführungen 

war erkennbar, dass es sich bei den diesbezüglichen Ausführungen um eine konstruierte 

Fluchterzählung handelt und es sich bei dieserart Ausführungen nicht um die persönliche 

Darlegung von besonderen Eigenschaften eines für den BF besonderen, bzw. geliebten 

Menschen handelt.  

Gibt der Beschwerdeführer auch zu Protokoll, dass diese Freundin getötet worden, wäre so 

werden auch dieserart Ausführungen auffallend emotionslos und allgemein zu Protokoll 

gegeben.  
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Sämtliche Ausführungen des Beschwerdeführers die angebliche Ermordung seiner Freundin 

betreffend werden durch diesen ausschließlich nur vage, unbelegt und insbesondere mit 

auffallend wenigen Worten zu Protokoll gegeben.  

Zudem beruhen die Ausführungen betreffend die Tötung der angegebenen Freundin 

ausschließlich auf unbelegten Vermutungen des BF. Konkrete Hinweise, dass diese tatsächlich 

ermordet worden wäre, kann der BF nachvollziehbar nicht anführen.  

Dass der BF nachdem der erfahren habe, dass dessen Freundin ermordet worden wäre, hierzu 

weitergehende oder konkrete Nachforschungen angestellt hätte, kann sämtlichen Aussagen 

des BF nicht entnommen werden. Vielmehr gibt der BF auch diesbezüglich nur ein sehr 

allgemein und vollkommen emotionslos erstattete Ausführungen zu Protokoll. Auch aufgrund 

dieserart nicht der gewöhnlichen Lebenserfahrung entsprechenden gänzlichen Unterlassung 

von zumindest versuchten Nachforschungen betreffend des Schicksals eines Menschen, mit 

dem der BF  eine langjährige Partnerschaft geführt hat, mit einer Person mit der dieser eine 

Familie gründen hätte wollen, bzw. einer Partnerin, die den Angaben des BF sogar ein Kind von 

diesen erwartet hätte und schwanger gewesen wäre, war  auch aufgrund auch der Art und 

Weise wie dieserart Ausführungen erstattet wurden, auch diesbezüglich von der  

Unglaubwürdigkeit des diesbezüglichen Vorbringens auszugehen.   

Auch dass der BF betreffend die befürchtete Ermordung auch nur versucht hätte eine Anzeige 

bei der Polizei zu erstatten, kann sämtlichen Ausführungen des BF nicht entnommen werden.  

Führt der BF an, dass diese Freundin in einer familiären Nahebeziehung zu einem prominenten 

Mullah, bzw. den Gouverneur von Kabul in Afghanistan gestanden habe, so ist diesbezüglich 

festzuhalten, dass der BF nachvollziehbar schlüssige Belege insgesamt nicht vorlegen kann, 

bzw. glaubwürdig nicht darlegen konnte, dass die angegebene Freundin tatsächlich in  

Nahebeziehung zu diesen Personen gestanden hat. Insgesamt kann der BF das Bestehen einer 

Nahebeziehung der angegebenen Freundin mit den angegebenen Personen allein durch die 

diesbezüglich unbelegten und nur mit wenigen Worten angeführte Verbindung dieser 

Personen mit der angegebenen Freundin nicht glaubhaft machen.  

Dass die angegebenen Bedroher im staatlichen Auftrag handeln würden, bzw. eine Ermordung 

der angegebenen Freundin für diese in Afghanistan ohne rechtliche Konsequenzen wäre, hat 

der BF glaubhaft und nachvollziehbar zudem nicht darlegen können. Vielmehr war auch aus 

sämtlichen diesbezüglichen Ausführungen des BF zu erschließen, dass diese Personen als 

Privatpersonen den Beschwerdeführer aufgrund des Eingehens einer durch diese 

unerwünschte Beziehung bedrohen würden und die angeführten Funktionen dieser Personen 
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ausschließlich aus verfahrenzweckbezogenen Gründen angeführt bzw. diesen zugedacht 

worden sind. 

Der Beschwerdeführer führt ergänzend auch aus, dass er mit seiner Freundin versucht hätte 

zu fliehen. Ebenso gibt dieser zu Protokoll, dass er als Automechaniker gut verdient habe. Dass 

dieser jedoch nachvollziehbar versucht hätte sich mit seiner Partnerin in eine andere Region 

Afghanistans zu begeben, bzw. dort versucht hätte wieder in seiner Branche zu arbeiten und 

auch an einem anderen Ort sein Erwerbseinkommen verdienen könnte, hat der BF 

nachvollziehbar detailliert nicht angegeben. Vielmehr gibt der BF zwar an, dass er 2x versucht 

hätte mit seiner Freundin zu fliehen, kann jedoch auf weitere Nachfrage auch hierzu wiederum 

ausschließlich nur höchst allgemeine Ausführungen zu Protokoll geben, bzw. führt hierzu 

ausschließlich Gründe aus, warum eine solche Flucht -allgemein- nicht funktioniert hätte.   

Dass der BF vor seiner schlepperunterstützten und mit hohen Kosten verbundenen Ausreise 

zumindest versucht hätte sich in einer anderen Region Afghanistans niederzulassen, bzw. etwa 

in Städte wie etwa Herat oder Mazar – e Sharif zu ziehen, um sich den angegebenen 

Bedrohungen zu entziehen, kann den Angaben des BF insgesamt nicht entnommen werden. 

Sämtliche Gründe warum der BF Afghanistan unmittelbar verlassen musste werden wiederum 

nur allgemein und unbestimmt zu Protokoll gegeben.  

Betreffend der Art der erfolgten Ausreise war zudem folgendes festzustellen: Der BF hat 

bewusst durch den Verkauf eines angegebenen Wagens sich die hohen erforderlichen 

Geldmittel für die bewusst unberechtigte Schleppen nach Europa beschafft und hat sofort 

nach den angegebenen Ereignissen Afghanistan verlassen. In Folge hat der BF sich unter 

bewusster Zuhilfenahme eines Schleppers, sowie der Aufwendung für afghanische 

Verhältnisse überaus hoher Geldmittel mehre für den BF bereits sichere Länder durchquerend 

sich bewusst nach Mitteleuropa schleppen lassen, um gerade in einem von ihm gewünschten 

Land gegenständlichen Asylantrag zu stellen.  

Zur vorgelegten Kopie eines handschriftlichen Drohbriefes, der auch von den 

Familienmitgliedern des BF unterschrieben worden sein soll, ist festzuhalten, dass 

diesbezüglich dem BFA beizupflichten ist, dass es sich bei dem vorgelegten Drohbrief um ein 

Gefälligkeitsdokument handelt, dessen Echtheit insgesamt nicht verifizierbar ist. Solcherart 

Schreiben werden des Öfteren in Verfahren insbesondere auch von afghanischen 

Antragstellern in Verfahren auf internationalen Schutz in Vorlage gebracht, um ein hierauf 

bezogenes Vorbringen zu bekräftigen. Es ist jedoch bereits notorisch bekannt, dass es sich bei 

der überwiegenden Anzahl dieser Schreiben mit überaus hoher Wahrscheinlichkeit um reine 
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Fälschungen bzw. jederzeit um geringe Geldsummen zu erwerbende Schreiben handelt. 

Weder kann der Inhalt dieses Schreibens, noch die dieses Schreiben unterfertigten Personen 

verifiziert werden. Vielmehr muss somit auch betreffend dieses Schreibens in casu 

festgehalten werden, dass dieses erst im Laufe des Verfahrens in Vorlage gebrachte Schreiben 

anzunehmend auch rein verfahrenszweckbezogen mit einen bestimmten Inhalt angefertigt 

worden ist, um bei insbesondere dem Verfahren des BF auf internationalen Schutz in Vorlage 

gebracht zu werden. Warum dem BF erst zum angegebenen Zeitpunkt dieses Schreiben 

übermittelt worden wäre, kann der BF schlüssig und glaubwürdig nicht aufklären. Es 

widerspricht der gewöhnlichen Lebenserfahrung, dass einer abwesenden Person ein solches 

Schreiben welches eine unmittelbare Bedrohung schriftlich ausweist und durch bestimmte 

Leute unterschrieben worden wäre, auch ins Ausland übermittelt wird. Dieses Schreiben hat 

somit insgesamt nur einen sehr geringen bzw. keinen Beweiswert. Insbesondere ist 

festzuhalten, dass eine Verifizierung eines solchen Inhaltes faktisch unmöglich ist. 

Seine Angaben mit validen Belegen oder Bescheinigungsmitteln zu untermauern, war der BF 

somit gänzlich nicht imstande. Es bleibt festzuhalten, dass der BF durch keinerlei valide 

Bescheinigungsmittel auch nur ein Element der angegebenen Fluchterzählung belegen, bzw. 

es dadurch glaubhaft erscheinen lassen konnte. Sämtliche Ausführungen betreffend der 

Fluchterzählung werden somit ausschließlich unbelegt und abstrakt in den Raum gestellt.  

Dass der BF gegenwärtig, viele Jahre nach den angeblichen Vorfällen, einer glaubhaften, 

asylrelevanten unmittelbar konkreten Bedrohung im gesamten Staatsgebiet mit maßgeblicher 

Wahrscheinlichkeit unterliegen würde, konnte dieser insgesamt nachvollziehbar und glaubhaft 

nicht zu Protokoll geben. Sämtliche diesbezüglichen Annahmen beruhen ausschließlich auf 

rein unbelegten allgemeinen Vermutungen und Spekulationen, die aufbauend auf einer als 

insgesamt unglaubwürdig zu qualifizierenden Bedrohungsangabe auch in Zukunft mögliche 

Bedrohungen darzulegen versuchen. Entsprechend konkrete Hinweise auf das Bestehen einer 

dem BF unmittelbar und konkret asylrelevant betreffenden Bedrohung hat dieser insgesamt 

nicht.  

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sämtliches Vorbringen während der Verhandlung vor 

dem BVwG durchgehend auffallend emotionslos und unpersönlich zu Protokoll gegeben wird. 

Detaillierte und mit persönlichen Eindrücken dargelegte Ausführungen, die das Erleben einer 

persönlich konkret erlebten Bedrohung glaubhaft erscheinen lassen könnten, wurden 

insgesamt nicht erstattet.  
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Dem erkennenden Richter war es aufgrund seines persönlichen Eindruckes bei der 

durchgeführten Verhandlung erkennbar, dass es sich bei den zu Protokoll gegebenen 

Bedrohungen insgesamt nicht um selbst erlebte Ereignisse, sondern um eine 

verfahrenszweckbezogen ausschließlich konstruierte Rahmenerzählung handelt.  

Die Feststellung, dass der Beschwerdeführer wegen seiner Zugehörigkeit zur Volksgruppe der 

Tadschiken keine Gefahr einer Verfolgung im Herkunftsstaat unterliege, beruht zunächst auf 

den eigenen Angaben des Beschwerdeführers, der eine solche Bedrohung im Verfahren nicht 

bzw. nicht substantiiert ausgeführt hat, sowie auf den Feststellungen des angefochtenen 

Bescheids über die Situation der Volksgruppe der Tadschiken im Herkunftsstaat. Der 

Beschwerdeführer vermochte insgesamt eine individuelle und ihn konkret betreffende 

Bedrohung ausschließlich aufgrund seiner Eigenschaft als Tadschike nicht aufzuzeigen.  

Der Argumentation wonach es sich bei Masar – e Sharif und Herat um ein für den 

Beschwerdeführer verfolgungssicheres Gebiet handle, ist der Beschwerdeführer durch 

sämtliche Ausführungen substantiell begründet nicht entgegengetreten. So zeigt insbesondere 

auch die Beschwerde nicht auf, vor welchem Hintergrund der Beschwerdeführer im Falle einer 

Niederlassung in einer dieser großen Städte von Afghanistan zum jetzigen 

Entscheidungszeitpunkt mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit mit Verfolgung (oder einer 

sonstigen konkreten individuellen Verfolgung) zu rechnen hätte. Sofern die Beschwerde eine 

fehlende Auseinandersetzung mit der Glaubwürdigkeit des individuellen Fluchtvorbringens 

bzw. eine zu Unrecht erfolgte Wertung desselben als unglaubwürdig monierte, ist 

diesbezüglich festzuhalten, dass auch das erkennende Gericht von der Unglaubwürdigkeit der 

Fluchterzählung ausgeht, bzw. keine auf das gesamte Staatsgebiet bezogene Gefährdungslage 

erkennt. In der Beschwerde wurde weder ein diesem Ergebnis entgegenstehendes valides 

individuelles Vorbringen erstattet, noch wurden konkrete Länderberichte angeführt, vor deren 

Hintergrund anzunehmen wäre, dass der Beschwerdeführer (auch) in Städten wie Herat oder 

Mazar-e-Sharif einer gezielten Verfolgung unterliegen würde.  

Ein nachvollziehbar glaubhaftes und asylrelevantes Fluchtvorbringen hat der BF somit durch 

sämtliches Vorbringen insgesamt nicht erstattet, bzw. hat dieser nicht glaubhaft machen 

können, dass ihm im Herkunftsstaat eine aktuelle Verfolgung oder eine relevante individuelle 

konkrete Bedrohung im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention droht.  

Das Bundesamt ist somit zutreffend vom Nichtvorliegen einer glaubhaften asylrelevanten 

Verfolgung ausgegangen. 

2.3. Zu den Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat: 
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Die Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat stützen sich auf die zitierten Quellen. Die 

Länderfeststellungen gründen auf den jeweils angeführten Länderberichten angesehener 

staatlicher und nichtstaatlicher Einrichtungen. Angesichts der Seriosität der Quellen und der 

Plausibilität ihrer Aussagen, denen inhaltlich auch nicht entgegengetreten wurde, besteht kein 

Grund, an der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln, sodass sie den Feststellungen zur Situation 

in Afghanistan zugrunde gelegt werden konnten. Diese Länderinformationen ergeben ein in 

den Kernaussagen übereinstimmendes Gesamtbild ohne wesentliche Widersprüche. Somit 

besteht im vorliegenden Fall für das Bundesverwaltungsgericht kein Anlass an der Richtigkeit 

der getroffenen Länderfeststellungen zu zweifeln. Insoweit den Feststellungen zur Lage im 

Herkunftsstaat Berichte älteren Datums zugrunde liegen, ist auszuführen, dass sich seither die 

darin angeführten Umstände unter Berücksichtigung der dem Bundesverwaltungsgericht von 

Amts wegen vorliegenden Berichte aktuelleren Datums für die Beurteilung der gegenwärtigen 

Situation nicht wesentlich geändert haben. Die Länderinformationen wurden mit dem 

Beschwerdeführer im Rahmen der mündlichen Verhandlung erörtert und konnten von ihm 

insgesamt substantiiert nicht in Zweifel gezogen wurden.  

Den Ausführungen des Beschwerdeführers zu der allgemein schlechten Lage in Afghanistan 

ist kein Anhaltspunkt für eine wie auch immer geartete konkrete Verfolgung zu entnehmen. 

Es mangelt seinen Angaben sohin an Aspekten, aufgrund derer ihm eine Verfolgungsgefahr 

aufgrund der allgemein schlechten Lage mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit drohen würde. 

Die entferne Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht, um eine Verfolgungsgefahr 

anzunehmen (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0132; 23.09.1998, 98/01/0224; 26.11.1998, 

98/20/0309, u.v.a.). 

2.4. Zu den Feststellungen zu den Folgen einer Rückkehr 

Die Feststellungen, dass der Beschwerdeführer bei einer allfälligen Rückkehr in eine der 

großen Städte in Afghanistan wie Masar-e Sharif oder Herat nicht mit maßgeblicher 

Wahrscheinlichkeit einer allgemeinen asylrelevanten Bedrohung ausgesetzt ist, bzw. in eine 

existenzbedrohende Notlage geraten würde ergibt sich aus einer Zusammenschau der 

aktuellen bzw. wiedergegebenen Länderberichte und den festgestellten persönlichen 

Verhältnissen des Beschwerdeführers. Der VfGH hat in seinem Erkenntnis vom 12.12.2017 

E2068/2017 deutlich gemacht, dass einem gesunden Asylwerber im erwerbsfähigen Alter, der 

eine der Landessprechen Afghanistans beherrsche, mit den kulturellen Gepflogenheiten 

seines Herkunftslandes vertraut sei und die Möglichkeit hätte, sich durch 

Gelegenheitstätigkeiten eine Existenzgrundlage zu sicheren, die Inanspruchnahme einer IFA 

insbesondere in Kabul zugemutet werden könne, und zwar selbst dann, wenn er nicht in 
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Afghanistan geboren worden sei, dort nie gelebt habe und keine Angehörigen habe, sondern 

im Iran aufgewachsen wäre und dort zur Schule gegangen wäre.  

In Übereinstimmung mit den aktuellen UNHCR-Richtlinien ist für den Beschwerdeführer als 

alleinstehenden leistungsfähigen Mann ohne festgestellten besonderen Schutzbedarf 

keineswegs unbedingt ein soziales Netzwerk in Afghanistan erforderlich, um im Falle einer 

Rückkehr in eine der großen Städte von Afghanistan eine Lebensgrundlage vorzufinden, zumal 

eine Zumutbarkeit einer Niederlassung wie etwa in Kabul nach den Feststellungen auch ohne 

Bestehen des sozialen oder familiären Netzwerks zumutbar ist (vgl. in diesem Sinne zuletzt 

etwa VwGH 18.10.2017, Ra 2017/19/0157; 20.9.2017, Ra 2017/19/0205; 20.9.2017, Ra 

2017/19/0190; 10.8.2017, Ra 2016/20/0389; 8.8.2017, Ra 2017/19/0118; 20.6.2017, Ra 

2017/01/0023; 19.6.2017; Ra 2017/19/0095).  

Der Beschwerdeführer kann die Städte wie Herat, Masar – e Sharif über internationale 

Flughäfen erreichen. Die afghanische Regierung behält nach den vorliegenden 

Länderberichten die Kontrolle über größere Transitrouten, Provinzhauptstädte und fast alle 

Distriktzentren. Es besteht auch gegenwärtig trotz Anschlägen und Angriffen 

regierungsfeindlicher Gruppen, die sich insbesondere auf Regierungseinrichtungen, 

ausländische Vertretungen, militärische Einrichtungen, Restaurants und Hotels, sowie 

Flughäfen und Bildungszentren richten, keine derartige Gefahrenlage, die ein reales Risiko für 

eine Beeinträchtigung des Lebens oder der körperlichen Unversehrtheit des 

Beschwerdeführers darstellen würde.  

Es handelt sich insbesondere bei den großen Städten in Afghanistan wie Mazar-e Sharif und 

Herat um ein für den Beschwerdeführer verfolgungssicheres Gebiet. Auch die Beschwerde 

zeigte in keiner Weise auf, vor welchem Hintergrund der Beschwerdeführer im Falle einer 

Niederlassung in diesen Städten zum jetzigen Entscheidungszeitpunkt mit maßgeblicher 

Wahrscheinlichkeit mit einer sonstigen konkreten individuellen Verfolgung zu rechnen hätte. 

In der Beschwerde wurde weder ein diesem Ergebnis entgegenstehendes individuelles 

Vorbringen erstattet, noch wurden konkrete Länderberichte angeführt, vor deren Hintergrund 

anzunehmen wäre, dass der Beschwerdeführer in diesen Städten einer gezielten Verfolgung 

unterliegen würde.  

Sofern sich der Beschwerdeführer auf die angespannte Sicherheitslage im gesamten 

Staatsgebiet, so auch in den großen Städten wie Mazar-e Sharif oder Herat berief, ist 

festzuhalten, dass sich dem vorliegenden Berichtsmaterial entnehmen lässt, dass 

Terroranschläge, insbesondere auf Einrichtungen mit Symbolcharakter, auch in insbesondere 
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Kabul nicht auszuschließen sind und in unregelmäßigen Abständen auch stattfinden. Jedoch 

allein der Umstand, dass an diesem Ort ein Bombenanschlag terroristischer Gruppierungen 

erfolgen könnte, begründet bei der derzeitigen Gefahrenlage für den Beschwerdeführer noch 

keine stichhaltigen Gründe für ein reales Risiko der Verletzung seiner durch Art. 2 oder 3 EMRK 

garantierten Rechte bzw. liegt deshalb noch keine ernsthafte Bedrohung seines Lebens oder 

seiner Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines innerstaatlichen Konflikts 

vor. Die in der Stadt Mazar-e Sharif verzeichneten Anschläge fokussieren sich - wie sich aus 

einer Gesamtschau der Länderberichte und dem notorischen Amtswissen ableiten lässt - 

hauptsächlich auf High-Profile Ziele, wie staatliche und ausländische Einrichtungen. Diese 

Gefährdungsquellen sind jedoch in reinen Wohngebieten nicht in einem solchen Ausmaß 

anzunehmen, dass die Lage in der Stadt Mazar-e Sharif oder Herat nicht insgesamt als 

ausreichend sicher bewertet werden könnte. 

Insgesamt wird die zentral gelegene Provinz Balkh (mit ihrer Hauptstadt Mazar-e Sharif) als 

einer der friedlichsten und sichersten Orte Afghanistans geschätzt. Die Stadt Mazar-e Sharif ist 

eine Art "Vorzeigeprojekt" Afghanistans für wichtige ausländische Gäste. Balkh ist, in Bezug 

auf Angriffe der Taliban, zentralasiatischer Aufständischer oder IS-Kämpfer die sicherste 

Provinz in Nordafghanistan. Die Reise nach Mazar-e Sharif ist über den dortigen Flughafen via 

Kabul sicher möglich. 

Wie bereits der angefochtene Bescheid festgestellt hat, ist der Beschwerdeführer arbeitsfähig 

und arbeitswillig. Bei dem Beschwerdeführer handelt es sich um einen jungen gesunden Mann 

der nach eigenen Angaben bereits langjährig seinen eigenen Angaben zufolge überaus 

erfolgreich in der Automobilbranche gearbeitet hat.  Der Beschwerdeführer hat in Afghanistan 

bereits als Automechaniker gearbeitet und verfügt über Berufserfahrung. Dass dieser bei einer 

Rückkehr dieserart Tätigkeit als Automechaniker nicht wieder ausüben könnte, kann 

insgesamt nicht angenommen werden. Bei dem Beschwerdeführer kann somit eine 

grundsätzliche Teilnahmemöglichkeit am Erwerbsleben vorausgesetzt werden und eine solche 

auch zugemutet werden, bzw. ist davon auszugehen, dass dieser bei einer Rückkehr rasch sich 

die Mittel zur Sicherung seiner Lebenserhaltungskosten durch die Ausübung der bereits über 

einen längeren Zeitraum erfolgreich ausgeübten Arbeit als Automechaniker wieder sichern 

wird können.  

Der Beschwerdeführer hat in den großen Städten Afghanistans wie Masar -e Sharif oder Herat 

Zugang zu Unterkunft, grundlegender Versorgung, sanitärer Infrastruktur, 

Gesundheitsdiensten und Bildung, sowie Erwerbsmöglichkeiten.  
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Der Beschwerdeführer kann diese großen Städte in Afghanistan von Österreich aus sicher mit 

dem Flugzeug über internationale Flughäfen, bzw. über den internationalen Flughafen in 

Kabul erreichen.  

Die Feststellungen, dass der Beschwerdeführer bei einer allfälligen Rückkehr in eine der 

großen Städte von Afghanistan wie Masar - e Sharif oder Herat nicht mit maßgeblicher 

Wahrscheinlichkeit in eine existenzbedrohende Gefährdung oder Notlage geraten wird ergibt 

sich somit aus einer Zusammenschau der wiedergegebenen Länderberichte und den 

festgestellten persönlichen Verhältnissen des Beschwerdeführers. 

Dass dem Beschwerdeführer alleine aufgrund der Zugehörigkeit zur Volksgruppe der 

Tadschiken ohne Bestehen eines sozialen Netzwerkes in Afghanistan, bzw. in den großen 

Städten wie Masar -e Sharif oder Herat jedwede Teilnahme am Erwerbsleben versagt wäre, 

bzw. er als Rückkehrer ohne verwandtschaftliche Kontakte in Afghanistan insgesamt keinerlei 

Möglichkeiten hätte am Arbeitsmarkt eine Anstellung zu finden, kann aus den vorliegenden 

Länderinformationen zu Afghanistan nicht erschlossen werden. 

Das Vorliegen einer asylrelevanten Gefährdung des Beschwerdeführers allein aufgrund der 

Zugehörigkeit zur Volksgruppe der Tadschiken kann aufgrund der vorliegenden 

Länderberichte nicht angenommen werden, bzw. hat der Beschwerdeführer ein 

diesbezügliches Vorbringen auch nicht erstattet.  

Die Feststellungen zur zumutbaren Möglichkeit einer Niederlassung in einer der großen Städte 

Afghanistans wie Masar – e Sharif oder Herat sind insbesondere unter Berücksichtigung der 

aktuellen EASO Berichte als auch der jüngsten UNHCR – Guidelines, bzw. der diesbezüglich 

aufgestellten Kriterien seitens dem BVwG vorgenommen worden.   

 
Zur Feststellung, dass der Beschwerdeführer keiner Risikogruppe im Zusammenhang mit 
CoVid-19 angehört, bzw. die CoVid-19-Pandemie für diesen kein „real risk“ im Falle einer 
Rückkehr in den Herkunftsstaat darstellt ist folgendes auszuführen:  
 
Diese getroffenen Feststellungen zur gegenwärtigen CoVid-19-Pandemie ergeben sich etwa 
aus den unbedenklichen Berichten und Informationen etwa aus folgenden Quellen: 

(https://www.who.int/docs/default-source/coronaviruse/situation-reports/20200427-

sitrep-98-covid-19.pdf?sfvrsn=90323472_4 

https://www.sozialministerium.at/Informationen-zum-Coronavirus.html 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/nCoV.html) 
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Die Feststellungen zur Zumutbarkeit einer Rückkehr in den Herkunftsstaat des BF waren 

insbesondere auch unter besonderer Berücksichtigung der Situation betreffend die Corona 

Pandemie in Afghanistan zu treffen. Auch im Hinblick auf die weltweite Ausbreitung des 

COVID-19 Erregers kann unter Zugrundelegung der medial ausführlich kolportierten 

Entwicklungen auch im Herkunftsland bislang keine derartige Entwicklung erkannt werden, 

die im Hinblick hierauf auf eine relevante, bzw. für den BF selbst unmittelbare Gefährdung 

nach Art. 3 EMRK hinweist, bzw. eine entscheidungsrelevante Lageänderung erkennen lässt. 

Der Beschwerdeführer zählt als junger und gesunder Mann jedenfalls nicht zu einer von dieser 

Erkrankung besonders betroffenden Personenengruppe, wie etwa alte oder chronisch kranke 

Personen. Weder liegen im Hinblick auf sein Alter, als auch seinen Gesundheitszustand 

aufgrund des vorliegenden Akteninhaltes Anhaltspunkte vor, wonach der BF selbst bei einer 

diesbezüglich weltweit möglichen COVID-19 Infektion einer besonderen Risikogruppe 

angehören würde. Auch wenn es momentan zu einzelnen Einschränkungen im Sozial- als auch 

Wirtschaftsleben auch in Afghanistan kommt, bzw. gekommen ist, so kann alleine deshalb 

noch nicht von einer derart gravierenden Lageänderung im gesamten Staatsgebiet von 

Afghansitan gesprochen werden, sodass es diesbezüglich zu einer verfahrensrelevant 

wesentlich veränderten Situation in Herkunftsstaat des Beschwerdeführers gekommen wäre, 

bzw. der BF nunmehr alleine deshalb bei einer Rückkehr einer verfahrensrelevanten 

Gefährdung ausgesetzt wäre. Vielmehr ist auch auf die Corona Pandemie im Herkunftsstaat 

bezogen festzuhalten, dass aufgrund der aktuellen Länderfeststellungen eine grundsätzliche 

auch medizinische Versorgung in Afghanistan vorhanden ist und der BF als afghanischer 

Staatsbürger bei einer Rückkehr auch Zugang zu dieser hat. Dass der Beschwerdeführer mit 

maßgeblicher Wahrscheinlichkeit aufgrund der gegenwärtigen weltweiten Corona Pandemie 

einer verfahrensrelevanten Gefährdung gem. Art. 3 EMRK im gesamten Staatsgebiet 

Afghanistans mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit ausgesetzt wäre, kann aufgrund 

sämtlicher vorliegenden Informationen nicht angenommen werden, bzw. wurde ein diesen 

Ergebnis substantiell wiedersprechendes Vorbringen ausreichend belegt und nachvollziehbar 

begründet im gesamten Beschwerdeverfahren nachvollziehbar belegt nicht vorgebracht, bzw. 

liegen diesbezüglich amtswegig aufzugreifende Hinweise auf eine solcherart unmittelbar 

relevant den Beschwerdeführer gefährdende Situation dem BVwG nicht vor.    

Damit war auch durch das BVwG in casu, wie es zuvor auch richtig das BFA erkannt hatte, 

insgesamt von einer zumutbaren Möglichkeit der Rückkehr des BF nach Afghanistan 

auszugehen, sowie festzustellen, dass eine Niederlassung des Beschwerdeführers 

insbesondere in einer der großen Städte Afghanistans wie Masar – e Sharif oder Herat für 

diesen möglich und auch zumutbar ist.   
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2.5. Zur Integration des Beschwerdeführers  

Der Beschwerdeführer ist unberechtigt und unter Aufwendung hoher geldliche Summen 

schlepperunterstützt nach Österreich gelangt und hat im Bundesgebiet gegenständlichen 

Antrag auf internationalen Schutz gestellt.  

Seit seiner Antragstellung im Februar 2015 hält sich der Beschwerdeführer durchgehend 

ausschließlich nur auf Grund des vorläufigen Aufenthaltsrechts während des Asylverfahrens 

rechtmäßig im Bundesgebiet auf. Der Beschwerdeführer bestreitet seinen Lebensunterhalt 

ausschließlich aus Mitteln der Grundversorgung. Der Beschwerdeführer hat an einem 

Deutschkurs im Zeitraum vom 4.10.2016 bis zum 07.02.2017 teilgenommen, hat 

ausschließlich eine Deutschprüfung auf dem Niveau A1 bestanden, bzw. besucht seinen 

Angaben zufolge auch weitere Deutschkurse.  

Das Vorliegen von weiteren besonders zu berücksichtigenden integrativen Unterlagen bzw. 

die Vornahme besonderer integrativer Anstrengungen hat der Beschwerdeführer insgesamt 

jedoch nicht nachweisen können.  

Der BF verfügt seinen Angaben zufolge in Österreich über eine minderjährige Freundin.  Der 

Beschwerdeführer ist diese Beziehung jedenfalls im Wissen um seinen unsicheren Aufenthalt 

eingegangen. Die angeführte Freundin ist nicht selbsterhaltungsfähig, besucht noch eine 

Schule und lebt im Haushalt ihrer Eltern. Der BF führt mit dieser keinen gemeinsamen 

Haushalt. Weder der Beschwerdeführer selbst, noch die durch das BVwG befragte Freundin, 

konnten das Vorliegen eines besonders schützenswerten Nahe- bzw. Abhängigkeitsverhältnis 

begründet darlegen. Es ist auch bezogen auf diese Beziehung festzuhalten, dass es dem BF 

offen steht nach Legalisierung seines Aufenthaltes wieder in das Bundesgebiet 

zurückzukehren. Für die Dauer einer möglichen Legalisierung der Einreise bzw. des 

Aufenthaltes ist eine Trennung des BF von der angegebenen Freundin gem. Art. 8 EMRK 

zulässig, bzw. kann diese Verbindung für diese Zeit der Trennung auch via Internet oder 

Telefon aufrechterhalten werden. Eine Trennung des BF von der angegebenen Freundin stellt 

somit insgesamt keinen unzulässigen Eingriff in besonders durch Art. 8 EMRK geschützte 

Rechte dar.   

Hinweise auf das Bestehen eines besonderen Nahe- bzw. Abhängigkeitsverhältnisses zu 

anderen Personen im Bundesgebiet, als auch auf das Vorliegen einer 

berücksichtigungswürdigen besonderen Integration des Beschwerdeführers in Österreich sind 

sämtlichen Ausführungen des Beschwerdeführers nicht zu entnehmen. Es ist festzuhalten, 

dass auch unter besonderer Berücksichtigung der Dauer des Aufenthaltes des 
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Beschwerdeführers im Bundesgebiet, sowie auch insbesondere unter besonderer 

Berücksichtigung einzelner durch den BF unternommener integrativer Anstrengungen, bzw. 

der vorgelegten Empfehlungsschreiben, der BF bewusst schlepperunterstützt und 

unberechtigt in das Bundesgebiet eingereist ist und der Aufenthalt des BF ausschließlich auf 

einem letztlich als unbegründet festzustellenden Antrag auf internationalen Schutz beruhte.  

Das Vorliegen einer besonders berücksichtigungswürdigen exzeptionellen Integration war 

somit auch in Hinblick und unter besonderer Berücksichtigung der Dauer des Aufenthaltes des 

BF im Bundesgebiet und unter Berücksichtigung der gesetzten integrativen Schritte aufgrund 

des gesamten Inhaltes des vorliegenden Verwaltungsaktes insgesamt nicht zu erkennen.  

Die angeordnete Rückkehrentscheidung stellt somit im gegenständlichen Verfahren 

insgesamt keine Verletzung von Art. 8 EMRK dar. 

3. Rechtliche Beurteilung: 

Gemäß § 6 BVwGG, BGBl. I 10/2013, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch 

Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate 

vorgesehen ist. Eine derartige Regelung wird in den einschlägigen Normen (VwGVG, BFA-VG, 

AsylG 2005) nicht getroffen und es liegt somit Einzelrichterzuständigkeit vor. 

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch 

das VwGVG, BGBl. I 33/2013 idF BGBl. I 82/2015, geregelt (§ 1 leg. cit.). Gemäß § 58 Abs. 2 

VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 

dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft. 

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das 

Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit 

Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung 

– BAO, BGBl. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes – AgrVG, BGBl. 173/1950, und des 

Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 – DVG, BGBl. 29/1984, und im Übrigen jene 

verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß 

anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht 

vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte (siehe 

insbesondere § 1 BFA-VG, BGBl. I 87/2012 idF BGBl. I 25/2016). 

Gemäß § 3 BFA-G, BGBl. I 87/2012 idF BGBl. I 70/2015, obliegt dem Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl die Vollziehung des BFA-VG (Z 1), die Vollziehung des Asylgesetzes 

2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100 (Z 2), die Vollziehung des 7., 8. und 11. Hauptstückes des 
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Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBl. I Nr. 100 (Z 3) und die Vollziehung des 

Grundversorgungsgesetzes – Bund 2005, BGBl. I Nr. 100 (Z 4). 

Gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 BFA-VG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht über Beschwerden 

gegen Bescheide des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl. 

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht 

zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu 

erledigen. 

Gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden gemäß Art. 130 

Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maßgebliche Sachverhalt 

feststeht oder die Feststellung des maßgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht 

selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis 

verbunden ist. 

Zu A): Abweisung der Beschwerde 

1. Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides: 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf 

internationalen Schutz gestellt hat, soweit der Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder 

wegen Zuständigkeit eines anderen Staates zurückzuweisen ist, der Status des 

Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung 

im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 

BGBl. 55/1955 (Genfer Flüchtlingskonvention, in der Folge GFK) droht (vgl. auch die 

Verfolgungsdefinition in § 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005, die auf Art. 9 Statusrichtlinie [RL 

2011/95/EU] verweist.). Gemäß § 3 Abs. 3 AsylG 2005 ist der Asylantrag bezüglich der 

Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen, wenn dem Fremden eine 

innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005) offensteht oder wenn er einen 

Asylausschlussgrund (§ 6 AsylG 2005) gesetzt hat. 

Flüchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (in der Fassung des Art. 1 Abs. 2 des 

Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge BGBl. 78/1974) – deren Bestimmungen 

gemäß § 74 AsylG 2005 unberührt bleiben – ist, wer sich aus wohlbegründeter Furcht, aus 

Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 

oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet 

und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses 

Landes zu bedienen, oder wer staatenlos ist, sich außerhalb des Landes seines gewöhnlichen 
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Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, 

in dieses Land zurückzukehren. 

Zentraler Aspekt des Flüchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegründete Furcht vor 

Verfolgung. Wohlbegründet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen 

Situation des Asylwerbers und unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat 

objektiv nachvollziehbar ist (vgl. z.B. VwGH 22.12.1999, 99/01/0334; 25.01.2001, 

2001/20/0011). 

Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation 

tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus 

Konventionsgründen) fürchten würde (vgl. VwGH 09.03.1999, 98/01/0370). Unter Verfolgung 

ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche 

Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet 

ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der 

Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Die Verfolgungsgefahr steht mit 

der wohlbegründeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der 

wohlbegründeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine 

Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Möglichkeit einer 

Verfolgung genügt nicht (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011). Die 

Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 

2 GFK nennt (VwGH 09.09.1993, 93/01/0284; 23.11.2006, 2005/20/0551); sie muss Ursache 

dafür sein, dass sich der Asylwerber außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines 

vorigen Aufenthaltes befindet. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 28.03.1995, 

95/19/0041; 23.07.1999, 99/20/0208; 26.02.2002, 99/20/0509 mwN; 17.09.2003, 

2001/20/0177; 28.10.2009, 2006/01/0793) ist eine Verfolgungshandlung nicht nur dann 

relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen Organen (aus Gründen der GFK) gesetzt 

worden ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, 

Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen 

ausgehen, sofern diese Handlungen – würden sie von staatlichen Organen gesetzt – 

asylrelevant wären. Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann nur dann zur 

Asylgewährung führen, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden 

Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann (VwGH 22.03.2000, 

99/01/0256 mwN). 
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Von mangelnder Schutzfähigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen werden, 

wenn der Staat nicht in der Lage ist, seine Bürger gegen jedwede Übergriffe Dritter präventiv 

zu schützen (VwGH 13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793; 19.11.2010, 

2007/19/0203). Für die Frage, ob eine ausreichend funktionierende Staatsgewalt besteht – 

unter dem Fehlen einer solchen ist nicht "zu verstehen, dass die mangelnde Schutzfähigkeit 

zur Voraussetzung hat, dass überhaupt keine Staatsgewalt besteht" (VwGH 22.03.2000, 

99/01/0256) –, kommt es darauf an, ob jemand, der von dritter Seite (aus den in der GFK 

genannten Gründen) verfolgt wird, trotz staatlichem Schutz einen – asylrelevante Intensität 

erreichenden – Nachteil aus dieser Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu 

erwarten hat (vgl. VwGH 22.03.2000, 99/01/0256 im Anschluss an Goodwin-Gill, The Refugee 

in International Law² [1996] 73; weiters VwGH 26.02.2002, 99/20/0509 mwN; 20.09.2004, 

2001/20/0430; 17.10.2006, 2006/20/0120; 13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 

2006/01/0793; 19.11.2010, 2007/19/0203). 

Für einen Verfolgten macht es nämlich keinen Unterschied, ob er aufgrund staatlicher 

Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten hat oder ob ihm 

dieser Nachteil mit derselben Wahrscheinlichkeit aufgrund einer Verfolgung droht, die von 

anderen ausgeht und die vom Staat nicht ausreichend verhindert werden kann. In diesem 

Sinne ist die oben verwendete Formulierung zu verstehen, dass der Herkunftsstaat "nicht 

gewillt oder nicht in der Lage" sei, Schutz zu gewähren (VwGH 26.02.2002, 99/20/0509). In 

beiden Fällen ist es dem Verfolgten nicht möglich bzw. im Hinblick auf seine wohlbegründete 

Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu bedienen (vgl. VwGH 

22.03.2000, 99/01/0256; 13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793; 19.11.2010, 

2007/19/0203). 

Wenn Asylsuchende in bestimmten Landesteilen vor Verfolgung sicher sind und ihnen 

insoweit auch zumutbar ist, den Schutz ihres Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen, 

bedürfen sie nicht des Schutzes durch Asyl (vgl. zB VwGH 24.03.1999, 98/01/0352 mwN; 

15.03.2001, 99/20/0036). Damit ist nicht das Erfordernis einer landesweiten Verfolgung 

gemeint, sondern vielmehr, dass sich die asylrelevante Verfolgungsgefahr für den Betroffenen 

– mangels zumutbarer Ausweichmöglichkeit innerhalb des Herkunftsstaates – im gesamten 

Herkunftsstaat auswirken muss (VwSlg. 16.482 A/2004). Das Zumutbarkeitskalkül, das dem 

Konzept einer "internen Flucht- oder Schutzalternative" (VwSlg. 16.482 A/2004) innewohnt, 

setzt daher voraus, dass der Asylwerber dort nicht in eine ausweglose Lage gerät, zumal da 

auch wirtschaftliche Benachteiligungen dann asylrelevant sein können, wenn sie jede 

Existenzgrundlage entziehen (VwGH 08.09.1999, 98/01/0614, 29.03.2001, 2000/20/0539; 

17.03.2009, 2007/19/0459). 
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Aus dem festgestellten Sachverhalt ergibt sich nicht, dass dem Beschwerdeführer in seinem 

Heimatland Verfolgung aus einem der in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten 

Gründen droht, zumal die Angaben des Beschwerdeführers zu seinen Fluchtgründen -wie 

bereits in der Beweiswürdigung näher ausgeführt – nicht glaubwürdig waren, bzw. der 

Beschwerdeführer Gründe, die eine asylrelevante Verfolgung in Afghanistan bei einer 

allfälligen Rückkehr  indizieren könnten, insgesamt glaubhaft nicht darlegen konnte.   

Es ergaben sich auch keinerlei konkrete Anhaltspunkte dafür, dass der Beschwerdeführer als 

Angehöriger der Volksgruppe der Tadschiken aktuell alleine wegen seiner 

Volksgruppenzugehörigkeit in Afghanistan einer asylrelevanten Verfolgung ausgesetzt wäre. 

Es ist daher nicht mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass der 

Beschwerdeführer aktuell alleine wegen seiner Volksgruppenzugehörigkeit in Afghanistan 

einer asylrelevanten Verfolgung ausgesetzt wäre, zumal es auch keine von Amts wegen 

aufzugreifenden Hinweise darauf gibt. 

Auch aus der allgemeinen Lage in Afghanistan lässt sich für den Beschwerdeführer eine 

Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten nicht herleiten. Eine allgemeine desolate 

wirtschaftliche und soziale Situation stellt nach ständiger Judikatur des 

Verwaltungsgerichtshofes keinen hinreichenden Grund für eine Asylgewährung dar (vgl. etwa 

VwGH 14.03.1995, 94/20/0798; 17.06.1993, 92/01/1081). Wirtschaftliche Benachteiligungen 

können nur dann asylrelevant sein, wenn sie jegliche Existenzgrundlage entziehen (vgl. etwa 

VwGH 09.05.1996, 95/20/0161; 30.04.1997, 95/01/0529; 08.09.1999, 98/01/0614). Aber 

selbst für den Fall des Entzuges der Existenzgrundlage ist eine Asylrelevanz nur dann 

anzunehmen, wenn dieser Entzug mit einem in der GFK genannten Anknüpfungspunkt - 

nämlich der Rasse, Religion, der Nationalität, der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 

Gruppe oder der politischen Gesinnung - zusammenhängt, was im vorliegenden Fall zu 

verneinen wäre. 

Da sohin keine Umstände vorliegen, wonach es ausreichend wahrscheinlich wäre, dass der 

Beschwerdeführer in seiner Heimat in asylrelevanter Weise bedroht wäre, ist die Abweisung 

des Antrages auf internationalen Schutz bezüglich des Status eines Asylberechtigten durch das 

Bundesamt im Ergebnis nicht zu beanstanden. 

2. Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides: 

Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ist der Status des subsidiär Schutzberechtigten einem Fremden 

zuzuerkennen, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn 

dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird, oder 
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dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist, wenn eine Zurückweisung, 

Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr 

einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur 

Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des 

Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen 

oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 

Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG ist die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär 

Schutzberechtigten nach Abs. 1 mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der 

Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach § 7 zu verbinden. 

Gemäß § 8 Abs. 3 AsylG 2005 sind Anträge auf internationalen Schutz bezüglich der 

Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine 

innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offensteht. 

Gemäß Art. 2 EMRK wird das Recht jedes Menschen auf Leben gesetzlich geschützt. 

Abgesehen von der Vollstreckung eines Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines 

durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens ausgesprochen worden ist, darf 

eine absichtliche Tötung nicht vorgenommen werden. Letzteres wurde wiederum durch das 

Protokoll Nr. 6 beziehungsweise Nr. 13 zur Abschaffung der Todesstrafe hinfällig. Gemäß Art. 

3 EMRK darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder 

Behandlung unterworfen werden. 

Der Fremde hat das Bestehen einer aktuellen, also im Fall seiner Abschiebung in den von 

seinem Antrag erfassten Staat dort gegebenen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten 

oder infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abwendbaren und in 

den Schutzbereich des Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur 

Konvention fallenden Bedrohung glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle 

Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender, durch 

entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (vgl. VwGH vom 

02.08.2000, 98/21/0461, zu § 57 FrG 1997; auch VwGH vom 25.01.2001, 2001/20/0011). 

Unter realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht auf Spekulationen gegründete Gefahr 

möglicher Konsequenzen für den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen (vgl. etwa Erkenntnis 

des Verwaltungsgerichtshofes vom 19.02.2004, Zl. 99/20/0573). Es müssen stichhaltige 

Gründe für die Annahme sprechen, dass eine Person einem realen Risiko einer 

unmenschlichen Behandlung ausgesetzt wäre und es müssen konkrete Anhaltspunkte dafür 

vorliegen, dass gerade die betroffene Person einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde. 
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Die bloße Möglichkeit eines realen Risikos oder Vermutungen, dass der Betroffene ein solches 

Schicksal erleiden könnte, reichen nicht aus. 

Das Vorliegen eines tatsächlichen Risikos ist im Zeitpunkt der Entscheidung über einen Antrag 

auf internationalen Schutz zu prüfen. Gemäß der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes 

erfordert die Beurteilung des Vorliegens eines tatsächlichen Risikos eine ganzheitliche 

Bewertung der Gefahr an dem für die Zulässigkeit aufenthaltsbeendender Maßnahmen unter 

dem Gesichtspunkt des Artikel 3 EMRK auch sonst gültigen Maßstab des "real risk", wobei sich 

die Gefahrenprognose auf die persönliche Situation des Betroffenen in Relation zur 

allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat (vgl. VwGH 31.03.2005, Zl. 

2002/20/0582, Zl. 2005/20/0095). 

Der Schutzbereich des Artikels 3 EMRK umfasst nicht nur Fälle, in denen der betroffenen 

Person unmenschliche Behandlung (absichtlich) zugefügt wird. Auch die allgemeinen 

Umstände, insbesondere unzulängliche medizinische Bedingungen im Zielstaat der 

Abschiebung können - in extremen Einzelfällen - in den Anwendungsbereich des Artikels 3 

EMRK fallen. Allgemein ist der Rechtsprechung des EGMR zu entnehmen, dass "allein" 

schlechtere oder schwierigere (auch kostenintensivere) Verhältnisse in Bezug auf die 

medizinische Versorgung nicht ausreichen, um - in Zusammenhang mit einer Abschiebung - in 

den Anwendungsbereich des Artikels 3 EMRK zu reichen. Dazu sei - jeweils - das Vorliegen 

außergewöhnlicher Umstände erforderlich. Der EGMR betonte weiters im Fall Bensaid gg. 

Vereinigtes Königreich, dass auf die "hohe Schwelle" des Artikels 3 besonders Bedacht zu 

nehmen sei, wenn der Fall nicht die "direkte" Verantwortung eines Vertragsstaates (des 

abschiebenden Staates) für die Zufügung von Leid betreffe (vgl. Putzer, Leitfaden für 

Asylrecht² (2011) Rz 196, mwH). 

Eine Verletzung des Artikels 3 EMRK ist im Falle einer Abschiebung nach der Judikatur des 

EGMR, der sich die Gerichtshöfe öffentlichen Rechts angeschlossen haben, jedenfalls nur 

unter exzeptionellen Umständen anzunehmen (vgl. hiezu EGMR ‚ U 02.05.1997, D vs. United 

Kingdom, Nr. 30240/96; EGMR E 31.05.2005, Ovdienko Iryna and Ivan vs. Finland, Nr. 1383/04 

sowie VfGH vom 06.03.2008, Zl. B 2400/07, mwH). 

Auch nach Ansicht des EGMR ist die allgemeine Situation in Afghanistan nicht dergestalt, dass 

schon alleine die Rückkehr eines Antragstellers eine ernsthafte Bedrohung für die durch Art. 

3 EMRK geschützten Rechte bedeuten würde (vgl. EGMR Urteil Husseini v. Sweden vom 

13.10.2011, Beschwerdenummer 10611/09, Ziffer 84 sowie das rezente Erkenntnis des EGMR, 

wonach die allgemeine Situation in Afghanistan nicht so gelagert ist, dass die Ausweisung 
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dorthin automatisch gegen Art. 3 EMRK verstoße würde: EGMR AGR/Niederlande, 

12.01.2016, 13.442/08 und das dementsprechende rezente Erkenntnis des VwGH vom 

23.02.2016, Zl. Ra 2015/01/0134-7). 

Selbst wenn einem Antragsteller in seiner Herkunftsregion eine Art. 3 EMRK-widrige Situation 

drohen sollte, ist seine Rückführung dennoch möglich, wenn ihm in einem anderen Landesteil 

seines Herkunftsstaates eine innerstaatliche Fluchtalternative zur Verfügung steht (§ 11 AsylG 

2005). Ihre Inanspruchnahme muss dem Fremden zumutbar sein (Prüfung der konkreten 

Lebensumstände am Zielort).  

Dass das mögliche Vorliegen einer innerstaatlichen Fluchtalternative auch bei der Prüfung des 

subsidiären Schutzes zu berücksichtigen ist, ergibt sich aus dem Wortlaut des § 11 Abs. 1 AsylG 

2005, wonach sich die innerstaatliche Fluchtalternative, die als ein Kriterium u.a. die 

Zumutbarkeit des Aufenthalts in einem bestimmten Teil des Staatsgebietes vorsieht, auf den 

„Antrag auf internationalen Schutz“ und somit auch auf jenen auf Zuerkennung des Status 

subsidiär Schutzberechtigten bezieht (vgl. hierzu auch VwGH 23.02.2016, Ra 2015/20/0233). 

Der Beschwerdeführer kann den Feststellungen zufolge - unter Berücksichtigung der von 

UNHCR aufgestellten Kriterien für das Bestehen einer internen Schutzalternative für 

Afghanistan - aus den oben angeführten Länderberichten zu Mazar-e Sharif in 

Zusammenschau mit den persönlichen Lebensumständen des Beschwerdeführers aus 

folgenden Gründen in zumutbarer Weise auf die Übersiedlung in andere Landesteile 

Afghanistans, konkret in die Stadt Mazar-e Sharif, verwiesen werden: 

Die zugrundeliegenden Länderberichte zeigen auf, dass es sich bei Mazar-e Sharif um eine 

vergleichsweise sichere Region Afghanistans handelt. Die zentral gelegene Provinz Balkh (mit 

ihrer Hauptstadt Mazar-e Sharif) wird - trotz auch dort immer wieder stattfindender Versuche 

einer Destabilisierung durch bewaffnete Aufständische - als einer der friedlichsten und 

sichersten Orte Afghanistans geschätzt. Balkh ist, in Bezug auf Angriffe der Taliban, 

zentralasiatischer Aufständischer oder IS-Kämpfer die sicherste Provinz in Nordafghanistan. 

Mazar-e Sharif stellt eine Art "Vorzeigeprojekt" Afghanistans für wichtige ausländische Gäste 

dar. Auch ist Mazar-e Sharif eine über den Luftweg aufgrund des vorhandenen Flughafens gut 

erreichbare Stadt. Aus dem vorliegenden Berichtsmaterial geht hervor, dass Terroranschläge, 

insbesondere auf Einrichtungen mit Symbolcharakter, auch in Mazar-e Sharif nicht 

auszuschließen sind und in unregelmäßigen Abständen auch stattfinden. Hierzu ist 

auszuführen, dass die weltweit zu verzeichnende Zunahme von Terroranschlägen für sich 

alleine betrachtet noch nicht die Schlussfolgerung zu tragen vermag, dass die Ausweisung in 
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einen von Terroranschlägen betroffenen Staat automatisch gegen Art. 3 EMRK verstoßen 

würde bzw. für den Betroffenen unzumutbar wäre. 

Hinsichtlich der in Mazar-e Sharif bestehenden Versorgungslage und der allgemeinen 

Lebensbedingungen der Bevölkerung ist im Hinblick auf die oben angeführten 

Länderfeststellungen auszuführen, dass die Verwirklichung grundlegender sozialer und 

wirtschaftlicher Bedürfnisse, wie etwa der Zugang zu Arbeit, Nahrung, Wohnraum und 

Gesundheitsversorgung, häufig nur sehr eingeschränkt möglich ist. Die Versorgung der 

afghanischen Bevölkerung ist jedoch zumindest grundlegend gesichert. 

Laut den oben auszugsweise wiedergegebenen Richtlinien des UNHCR müssen die schlechten 

Lebensbedingungen sowie die prekäre Menschenrechtslage von intern vertriebenen 

afghanischen Staatsangehörigen bei der Prüfung der Zumutbarkeit einer innerstaatlichen 

Fluchtalternative berücksichtigt werden, wobei angesichts des Zusammenbruchs des 

traditionellen sozialen Gefüges der Gesellschaft auf Grund jahrzehntelang währender Kriege, 

massiver Flüchtlingsströme und interner Vertreibung hierfür jeweils eine Einzelfallprüfung 

notwendig ist (zur Indizwirkung von UNHCR-Richtlinien vgl. u.a. VwGH 10.12.2014, Ra 

2014/18/0103). 

Jedenfalls ist festzuhalten, dass Mazar – e Sharif oder Herat über auch internationale 

Flughäfen sicher erreichbar sind.  

Wie oben festgestellt, ist der Beschwerdeführer gesund und im erwerbsfähigen Alter. Der 

Beschwerdeführer selbst hat angegeben, dass er vor seiner Ausreise aus Afghanistans gut mit 

seiner Autowerkstatt verdient hat und sich mit den Einkünften dieser Tätigkeit auch die mit 

hohen Kosten verbundene bewusst schlepperunterstützte Ausreise auf Afghanistan (Kosten: 

USD 8000) finanziert hat. Dem volljährigen Beschwerdeführer ist die Aufnahme einer 

entsprechenden Erwerbstätigkeit in Afghanistan wieder zuzumuten.  

Der Beschwerdeführer ist in Afghanistan aufgewachsen und hat dort bis zur seiner Ausreise 

gelebt. Der Beschwerdeführer ist somit mit den kulturellen Gepflogenheiten seines 

Herkunftsstaates vertraut. Aufgrund seiner bestehenden Arbeitsfähigkeit und selbst 

angegebenen besonderen Berufserfahrung hat dieser die Möglichkeit, sich insbesondere auch 

in den großen Städten wie Mazar-e Sharif oder Herat eine Existenzgrundlage zu sichern.  

Es ist auch nicht zu befürchten, dass er bereits unmittelbar nach seiner Rückkehr und noch 

bevor er in der Lage wäre, selbst für seinen Unterhalt zu sorgen, in eine existenzbedrohende 

bzw. wirtschaftlich ausweglose Lage geraten zu können. Seine Existenz könnte er dort so er 
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nicht die angegebene Arbeit als Automechaniker sofort ausüben wollte, auch mit Hilfs- und 

Gelegenheitsarbeiten sichern. Es gibt somit keine hinreichenden Anhaltspunkte dafür, dass 

der Beschwerdeführer in Ansehung existentieller Grundbedürfnisse (z.B. Nahrung, 

Unterkunft) einer ausweglosen bzw. existenzbedrohenden Situation ausgesetzt wäre. 

Im gegenständlichen Fall haben sich in einer Gesamtschau der Angaben des 

Beschwerdeführers und unter Berücksichtigung der zur aktuellen Lage in Afghanistan 

herangezogenen Erkenntnisquellen keine konkreten Anhaltspunkte dahingehend ergeben, 

wonach die unmittelbar nach erfolgter Rückkehr allenfalls drohenden Gefahren nach Art, 

Ausmaß und Intensität von einem solchen Gewicht wären, dass sich daraus bei objektiver 

Gesamtbetrachtung für den Beschwerdeführer mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit das 

reale Risiko einer derart extremen Gefahrenlage ergeben würde, die im Lichte der oben 

angeführten Rechtsprechung einen außergewöhnlichen Umstand im Sinne des Art. 3 EMRK 

darstellen und somit einer Rückführung nach Afghanistan entgegenstehen würde. Die bloße 

Möglichkeit einer allenfalls drohenden extremen (allgemeinen) Gefahrenlage in Afghanistan 

reicht nicht aus, sondern es müssen vielmehr konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 

gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde (VwGH 27.02.2001, Zl. 

98/21/0427; 20.06.2002, Zl. 2002/18/0028; konkret zu Afghanistan: zB Urteil des deutschen 

Bundesverwaltungsgerichts vom 29.06.2010, Zl. BVerwG 10 C 10.09; weiters EGMR 

20.07.2010, N. gg. Schweden, Zl. 23505/09, Rz 52ff; 13.10.2011, Husseini gg. Schweden, Zl. 

10611/09, Rz 84; 20.12.2011, J.H. gg. Vereinigtes Königreich, Zl. 48839/09, Rz 55). 

Unter Berücksichtigung der Länderberichte, auch unter besonderer Berücksichtigung der 

gegenwärtigen Corona Pandemie, sowie der persönlichen Situation des Beschwerdeführers 

ist in einer Gesamtbetrachtung nicht zu erkennen, dass er im Fall seiner Abschiebung nach 

Afghanistan und einer Ansiedlung in einer der großen Städte von Afghanistan wie Mazar-e 

Sharif oder Herat in eine ausweglose Lebenssituation geraten und real Gefahr laufen würde, 

eine Verletzung seiner durch Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der durch die Protokolle Nr. 6 

oder Nr. 13 zur Konvention geschützten Rechte zu erleiden.  

Der Beschwerdeführer nicht gegenüber der Behörde detailliert und konkret dargelegt, dass 

exzeptionellen Umstände vorliegen, die ein reales Risiko einer drohenden Verletzung von Art. 

3 EMRK bedeuten; auch die Beschwerde hat es nicht unternommen, ein derartiges Vorbringen 

zu erstatten, sondern lediglich ausgeführt, dass er im Fall der Rückkehr nach Afghanistan einer 

realen Gefahr im Sinne des Art. 3 EMRK ausgesetzt wäre. 
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Im Ergebnis war daher die Beschwerde auch gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen 

Bescheides als unbegründet abzuweisen. 

3. Zur Beschwerde gegen die weiteren Spruchpunkte des angefochtenen Bescheides: 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 

Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. 

Hauptstück des FPG zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl 

bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des 

Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und von Amts wegen ein 

Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 2005 nicht erteilt wird sowie kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 

9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt. 

Gemäß § 57 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von 

Amts wegen oder auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" 

zu erteilen: 

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 

oder Abs. 1a FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafür 

weiterhin vorliegen, es sei denn, der Drittstaatsangehörige stellt eine Gefahr für die 

Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar oder wurde von einem inländischen 

Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt. Einer Verurteilung durch 

ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, 

die den Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht, 

2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur 

Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit 

solchen strafbaren Handlungen, insbesondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel 

oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder 

3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig oder nicht 

niedergelassen ist, Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 

382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen wurde oder erlassen hätte werden können und der 

Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung der "Aufenthaltsberechtigung 

besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist. 

Der Beschwerdeführer befindet sich erst seit Februar 2015 im Bundesgebiet und sein 

Aufenthalt ist nicht geduldet. Er ist nicht Zeuge oder Opfer von strafbaren Handlungen und 

auch kein Opfer von Gewalt. Die Voraussetzungen für die amtswegige Erteilung eines 
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Aufenthaltstitels gemäß § 57 AsylG 2005 liegen daher nicht vor, wobei dies weder im 

Verfahren noch in der Beschwerde auch nur behauptet wurde. 

Im vorliegenden Verfahren erfolgte die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz im 

Hinblick auf den Status des subsidiär Schutzberechtigten auch nicht gemäß § 8 Abs. 3a AsylG 

2005 und ist auch keine Aberkennung gemäß § 9 Abs. 2 AsylG 2005 ergangen, wie aus dem 

Verfahrensgang ersichtlich ist. 

Gemäß § 52 Abs. 2 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehörigen unter einem 

(§ 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag 

auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 

als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, und 

kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm kein Aufenthaltsrecht nach 

anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für begünstigte Drittstaatsangehörige. 

Der Beschwerdeführer ist als Staatsangehöriger von Afghanistan kein begünstigter 

Drittstaatsangehöriger und es kommt ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen 

Bundesgesetzen zu, da mit der erfolgten Abweisung seines Antrags auf internationalen Schutz 

das Aufenthaltsrecht nach § 13 AsylG 2005 mit der Erlassung dieser Entscheidung endet. 

§ 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG lautet: 

(1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur 

Außerlandesbringung gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein 

Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden 

eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur Erreichung der im 

Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind 

insbesondere zu berücksichtigen: 

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt 

des Fremden rechtswidrig war, 

2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 

3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 

4. der Grad der Integration, 

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 
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6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 

7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, 

Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts, 

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in 

dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden 

zurechenbaren überlangen Verzögerungen begründet ist. 

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, 

insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, 

abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann 

auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf 

Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist 

insbesondere dann der Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf 

Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder 

Personen, die über ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes 

Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), 

BGBl. I Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre. 

Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern 

und (minderjährigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche 

Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine gewisse Intensität aufweisen, etwa ein 

gemeinsamer Haushalt vorliegt (vgl. dazu EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 

28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; Frowein - Peukert, Europäische 

Menschenrechtskonvention, EMRK-Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Art. 8; 

Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schützt die Verfassung? ÖJZ 1998, 761; 

vgl. auch Rosenmayer, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1). In der 

bisherigen Spruchpraxis der Straßburger Instanzen wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 

8 EMRK zu schützende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und Großeltern (EGMR 

13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; s. auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, 

EuGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) 

und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 

494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78, EuGRZ 

1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, 

ÖJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensität 
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wurde von der Kommission auch für die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern 

gefordert (EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). 

Das Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK umfasst auch nicht formalisierte eheähnliche 

Lebensgemeinschaften zwischen Mann und Frau; bei solchen ist normalerweise das 

Zusammenleben der beiden Partner in einem gemeinsamen Haushalt erforderlich, es können 

aber auch andere Faktoren wie etwa die Dauer oder die Verbundenheit durch gemeinsame 

Kinder unter Beweis stellen, dass die Beziehung hinreichend konstant ist (EGMR vom 

27.10.1994, 18535/91 Kroon und andere gg. die Niederlande, Z 30; EGMR vom 22.04.1997, 

21.830/93, X, Y und Z gg. Vereinigtes Köngreich, Z 36) 

Art. 8 EMRK schützt unter anderem sowohl die individuelle Selbstbestimmung und 

persönliche Identität, als auch die freie Gestaltung der Lebensführung. Zum geschützten 

Privatleben gehört das Netzwerk der gewachsenen persönlichen, sozialen und 

wirtschaftlichen Bindungen (EGMR vom 09.10.2003, 48321/99, Slivenko gg. Lettland). So 

können persönliche Beziehungen, die nicht unter das Familienleben fallen, sehr wohl als 

"Privatleben" relevant sein. 

Aufenthaltsbeendende Maßnahmen stellen regelmäßig einen Eingriff in das Privatleben dar, 

weil sie die betroffene Person aus ihrem sozialen Umfeld herausreißen. Nach der 

Rechtsprechung des EGMR hängt es von den Umständen des jeweiligen Falles ab, ob es 

angebracht ist, sich eher auf den Gesichtspunkt des Familienlebens zu konzentrieren als auf 

den des Privatlebens (EGMR 23.04.2015, 38030/12, Khan, Rn. 38; 05.07.2005, Große Kammer, 

46410/99, Üner, Rn. 59). Die Prüfung am Maßstab des Privatlebens ist jedoch weniger streng 

als jene am Maßstab des Familienlebens, weshalb letztere in der Praxis im Vordergrund steht 

(Ewald Wiederin, Schutz der Privatsphäre, in: Merten/Papier/Kucsko-Stadlmayer [Hg.], 

Handbuch der Grundrechte VII/1, 2. Aufl., § 10, Rn. 52). 

Nach ständiger Rechtsprechung der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts kommt dem 

öffentlichen Interesse aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen 

Ordnung iSd Art 8 Abs 2 EMRK ein hoher Stellenwert zu. Der Verfassungsgerichtshof und der 

Verwaltungsgerichtshof haben in ihrer Judikatur ein öffentliches Interesse in dem Sinne 

bejaht, als eine über die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung 

von Personen, die sich bisher bloß auf Grund ihrer Asylantragsstellung im Inland aufhalten 

durften, verhindert werden soll (VfSlg. 17.516 und VwGH vom 26.06.2007, Zl. 2007/01/0479). 

Der Beschwerdeführer ist zum Aufenthalt in Österreich nur auf Grund eines Antrages auf 

internationalen Schutz, der sich als nicht begründet erwiesen hat, berechtigt gewesen. 
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Anhaltspunkte dafür, dass ihm ein nicht auf asylrechtliche Bestimmungen gestütztes 

Aufenthaltsrecht zukäme, sind nicht ersichtlich. Darüber hinaus sind keine Hinweise für eine 

ausreichend intensive Beziehung zu allfälligen in Österreich aufhältigen Familienangehörigen 

oder ihm sonst besonders nahestehende Personen hervorgekommen, zumal mit seiner in 

Österreich wohnhaften minderjährigen Freundin weder ein gemeinsamer Haushalt noch eine 

wechselseitige Abhängigkeit besteht. 

Auch unter Berücksichtigung der gesamten Zeitspanne, seit der sich der Beschwerdeführer in 

Österreich aufhält (Februar 2015), kann selbst unter Miteinbeziehung einzelner integrativer 

Merkmale – wie etwa einfache Deutschkenntnisse, bzw. auch mit Berücksichtigung des 

vorgelegten Empfehlungsschreibens eine von Art. 8 EMRK geschützte 

"Aufenthaltsverfestigung" noch nicht angenommen werden (vgl. VwGH 26.06.2007, Zl. 

2007/01/0479, wonach ein dreijähriger Aufenthalt "jedenfalls" nicht ausreichte, um daraus 

eine rechtlich relevante Bindung zum Aufenthaltsstaat abzuleiten; vgl. auch VwGH 

20.12.2007, Zl. 2007/21/0437, zu § 66 Abs. 1 FPG, wonach der 6-jährigen Aufenthaltsdauer 

eines Fremden im Bundesgebiet, der Unbescholtenheit, eine feste soziale Integration, gute 

Deutschkenntnisse sowie einen großen Freundes- und Bekanntenkreis, jedoch keine 

Familienangehörigen geltend machen konnte, in einer Interessensabwägung keine derartige 

"verdichtete Integration" zugestanden wurde, da der Aufenthalt "letztlich nur auf einem 

unbegründeten Asylantrag fußte"; ähnlich auch VwGH 25.02.2010, Zl. 2010/18/0026; VwGH 

30.04.2009, Zl. 2009/21/0086; VwGH 08.07.2009, Zl. 2008/21/0533; VwGH 08.03.2005, 

2004/18/0354). Somit kann nicht festgestellt werden, dass dem subjektiven Interesse des 

Beschwerdeführers am Verbleib im Inland Vorzug gegenüber dem maßgeblichen öffentlichen 

an der Einhaltung der die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden Vorschriften, 

denen aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Art. 8 

Abs. 2 EMRK) ein hoher Stellenwert zukommt (vgl. VwGH 22.01.2013, Zl. 2011/18/0036; 

VwGH 10.05.2011, Zl. 2011/18/0100; VwGH 22.03.2011, Zl. 2007/18/0628; VwGH 26.11.2009, 

Zl. 2007/18/0305), zu geben ist. 

Der Beschwerdeführer hat zwar dokumentiert Deutschkurse besucht und eine A1 Prüfung 

absolviert, ist jedoch insgesamt nicht selbsterhaltungsfähig und lebt seit Antragstellung 

ausschließlich von der Grundversorgung. Der Beschwerdeführer hat auch angeführt, dass 

dieser eine Freundin im Bundesgebiet hat. Mit dieser lebt der Beschwerdeführer jedoch nicht 

in einem gemeinsamen Haushalt. Diese Freundin ist minderjährig und besucht noch die 

Schule. Das Vorliegen eines insgesamt besonderen Nahe- bzw. Abhängigkeitsverhältnisses zu 

dieser Freundin bzw. weiteren Personen im Bundesgebiet wurde vom Beschwerdeführer 
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somit insgesamt nachvollziehbar und glaubhaft wie bereits oben ausgeführt insgesamt nicht 

vorgebracht.  

Im Übrigen bewirkt der Umstand, dass der Beschwerdeführer in Österreich nicht straffällig 

geworden ist, keine Erhöhung des Gewichtes der Schutzwürdigkeit von persönlichen 

Interessen an einem Aufenthalt in Österreich, da das Fehlen ausreichender Unterhaltsmittel 

und die Begehung von Straftaten eigene Gründe für die Erlassung von aufenthaltsbeendenden 

Maßnahmen darstellen (VwGH 24.07.2002, 2002/18/0112). 

Das Interesse des Beschwerdeführers an der Aufrechterhaltung privater Kontakte in 

Österreich ist noch zusätzlich dadurch geschwächt, dass er sich bei seinem Aufenthalt im 

Bundesgebiet stets seines unsicheren bzw. unrechtmäßigen Aufenthaltsstatus bewusst sein 

musste: Er durfte sich hier bisher nur aufgrund seines Antrages auf internationalen Schutz 

aufhalten, der als unbegründet abzuweisen war (vgl. zB VwGH 20.02.2004, 2003/18/0347, 

26.02.2004, 2004/21/0027, 27.04.2004, 2000/18/0257; vgl. auch EGMR 08.04.2008, Nnyanzi, 

Appl. 21878/06, wonach ein vom Fremden in einem Zeitraum, in dem er sich bloß aufgrund 

eines Asylantrages im Aufnahmestaat aufhalten darf, begründetes Privatleben per se nicht 

geeignet ist, die Unverhältnismäßigkeit des Eingriffes zu begründen). Auch der 

Verfassungsgerichtshof misst in ständiger Rechtsprechung dem Umstand im Rahmen der 

Interessenabwägung nach Art. 8 Abs. 2 EMRK wesentliche Bedeutung bei, ob die 

Aufenthaltsverfestigung des Asylwerbers überwiegend auf vorläufiger Basis erfolgte, weil der 

Asylwerber über keine über den Status eines Asylwerbers hinausgehende 

Aufenthaltsberechtigung verfügt hat. In diesem Fall muss sich der Asylwerber bei allen 

Integrationsschritten im Aufenthaltsstaat seines unsicheren Aufenthaltsstatus und damit auch 

der Vorläufigkeit seiner Integrationsschritte bewusst sein (VfSlg 18.224/2007, 18.382/2008, 

19.086/2010, 19.752/2013). 

Festzuhalten ist auch, dass es dem Beschwerdeführer bei Erfüllung der allgemeinen 

aufenthaltsrechtlichen Regelungen des FPG bzw. NAG auch nicht verwehrt ist, wieder in das 

Bundesgebiet zurückzukehren (so auch VfSlg. 19.086/2010 unter Hinweis auf Chvosta, Die 

Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8 MRK, in ÖJZ 2007, 861). 

Die Interessen des Beschwerdeführers an einem Verbleib im Bundesgebiet haben somit nur 

geringes Gewicht und treten gegenüber dem öffentlichen Interesse an der Einhaltung der die 

Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden Bestimmungen aus der Sicht des 

Schutzes der öffentlichen Ordnung, dem nach der Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ein hoher Stellenwert zukommt, in den Hintergrund. Die Verfügung 
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der Rückkehrentscheidung war daher im vorliegenden Fall geboten und erscheint auch nicht 

unverhältnismäßig. 

Nach Maßgabe einer Interessensabwägung im Sinne des § 9 BFA-VG ist die belangte Behörde 

somit zu Recht davon ausgegangen, dass das öffentliche Interesse an der Beendigung des 

unrechtmäßigen Aufenthaltes des Beschwerdeführers im Bundesgebiet sein persönliches 

Interesse am Verbleib im Bundesgebiet überwiegt und daher durch die angeordnete 

Rückkehrentscheidung eine Verletzung des Art. 8 EMRK nicht vorliegt. Auch sonst sind keine 

Anhaltspunkte hervorgekommen, wonach im gegenständlichen Fall eine 

Rückkehrentscheidung auf Dauer unzulässig wäre. 

Die Erlassung einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG stellt sohin keine Verletzung des 

Rechts des Beschwerdeführers auf Privat- und Familienleben gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG iVm 

Art. 8 EMRK dar. Die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 55 Abs. 1 AsylG 2005 ist daher 

ebenfalls nicht geboten. 

Die Voraussetzungen des § 10 AsylG 2005 liegen vor: Da der Antrag des Beschwerdeführers 

auf internationalen Schutz abgewiesen wurde, ist die Rückkehrentscheidung gemäß § 10 Abs. 

1 Z 3 leg.cit. zu erlassen. Es ist auch - wie bereits ausgeführt - kein Aufenthaltstitel nach § 57 

leg.cit. von Amts wegen zu erteilen. 

§ 52 Abs. 2 Z 2 FPG setzt weiters voraus, dass kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 

2005 vorliegt und dem Beschwerdeführer kein Aufenthaltsrecht nach anderen 

Bundesgesetzen zukommt. Diese Voraussetzungen sind im vorliegenden Zusammenhang 

gegeben. 

Mit der Erlassung der Rückkehrentscheidung ist gemäß § 52 Abs. 9 FPG gleichzeitig 

festzustellen, dass die Abschiebung gemäß § 46 leg.cit. in einen bestimmten Staat zulässig ist. 

Die Abschiebung in einen Staat ist gemäß § 50 Abs. 1 FPG unzulässig, wenn dadurch Art. 2 

oder 3 EMRK oder das 6. bzw. 13. ZPEMRK verletzt würden oder für den Betroffenen als 

Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 

willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes 

verbunden wäre. Dies entspricht dem Tatbestand des § 8 Abs. 1 AsylG 2005. Das Vorliegen 

eines dementsprechenden Sachverhaltes wird mit der vorliegenden Entscheidung verneint. 

Die Abschiebung in einen Staat ist gemäß § 50 Abs. 2 FPG unzulässig, wenn stichhaltige Gründe 

für die Annahme bestehen, dass dort das Leben des Betroffenen oder seine Freiheit aus 

Gründen seiner Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
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Gruppe oder persönlichen Ansichten bedroht wäre, es sei denn, es bestünde eine 

innerstaatliche Fluchtalternative. Dies entspricht dem Tatbestand des § 3 AsylG 2005. Das 

Vorliegen eines dementsprechenden Sachverhaltes wird mit der vorliegenden Entscheidung 

verneint. 

Die Abschiebung ist schließlich nach § 50 Abs. 3 FPG unzulässig, solange ihr die Empfehlung 

einer vorläufigen Maßnahme durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 

entgegensteht. Eine derartige Empfehlung besteht für Afghanistan nicht. 

Die Abschiebung des Beschwerdeführers nach Afghanistan ist daher zulässig. 

Gemäß § 55 Abs. 1 FPG wird mit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 leg.cit. zugleich eine 

Frist für die freiwillige Ausreise festgelegt. Die Frist für die freiwillige Ausreise beträgt nach § 

55 Abs. 2 leg.cit. 14 Tage ab Rechtskraft des Bescheides, sofern nicht im Rahmen einer vom 

Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl vorzunehmenden Abwägung festgestellt wurde, dass 

besondere Umstände, die der Drittstaatsangehörige bei der Regelung seiner persönlichen 

Verhältnisse zu berücksichtigen hat, jene Gründe, die zur Erlassung der Rückkehrentscheidung 

geführt haben, überwiegen. Bei Überwiegen besonderer Umstände kann die Frist zur 

freiwilligen Ausreise einmalig mit einem längeren Zeitraum als die vorgesehenen 14 Tage 

festgesetzt werden (§ 55 Abs. 3 leg.cit.). 

Da derartige Umstände vom Beschwerdeführer nicht behauptet worden und auch im 

Ermittlungsverfahren nicht hervorgekommen sind, ist die Frist zu Recht mit 14 Tagen 

festgelegt. 

Da alle gesetzlichen Voraussetzungen für die Anordnung einer Rückkehrentscheidung und die 

gesetzte Frist für die freiwillige Ausreise vorliegen, ist die Beschwerde gegen den 

angefochtenen Bescheid auch in diesen Spruchpunkten als unbegründet abzuweisen. 

Es war somit insgesamt spruchgemäß zu entscheiden.  


